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Gesetz zur Digitalisierung des Hinterlegungswesens, zur An-
passung des Landesrechts an das Gerichtsdolmetschergesetz 
und zur Änderung weiterer Vorschriften

A .  Z i e l s e t z u n g

Mit dem Gesetz soll das öffentlich-rechtliche Hinterlegungswesen in Baden-
Württemberg an die technischen Entwicklungen beim Einsatz digitaler Instrumente 
beim Zugang zur Justiz und im Rahmen der Aktenbearbeitung angepasst werden. 
Ferner ist das Landesrecht mit den am 1. Januar 2023 in Kraft tretenden bundes-
rechtlichen Regelungen zur Beeidigung von Gerichtsdolmetschern in Einklang zu 
bringen; dabei ist die hohe Qualität des Dolmetscher- und Übersetzerwesens in 
Baden-Württemberg zu erhalten und zu stärken. Schließlich dient das Gesetz der 
Anpassung und Bereinigung verschiedener Landesgesetze und -verordnungen im 
Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums, insbesondere an Rechtsänderungen 
im Bundesrecht. 

B .  W e s e n t l i c h e r  I n h a l t

Mit dem Gesetz werden die Grundlagen für die Nutzung des elektronischen 
Rechtsverkehrs im öffentlich-rechtlichen Hinterlegungswesen geschaffen, sodass 
künftig Anträge und Erklärungen elektronisch bei den amtsgerichtlichen Hinter-
legungsstellen eingereicht werden dürfen. Um eine medienbruchfreie Weiterver-
arbeitung der elektronischen Eingänge zu gewährleisten, wird zugleich die Mög-
lichkeit eröffnet, die bislang papierhaft geführten Hinterlegungsakten auf eine 
elektronische Aktenführung umzustellen.
Die landesrechtlichen Regelungen für Gebärdensprachdolmetscher und Urkun-
denübersetzer werden neu strukturiert und es wird ein weitgehender Gleichlauf 
der Beeidigungsvoraussetzungen für alle Gruppen von Sprachmittlern hergestellt. 
Dabei wird die bisherige Zuständigkeit der Landgerichte für die Beeidigung ein-
heitlich für alle Sprachmittler beibehalten. Die geänderten Beeidigungsvorschrif-
ten erfordern zudem die Schaffung eines neuen Gebührentatbestands im Landes-
justizkostengesetz. 
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Weiter sieht das Gesetz punktuelle Anpassungen und Bereinigungen von Landes-
gesetzen und -verordnungen im Zuständigkeitsbereich des Justizministeriums vor, 
die größtenteils aufgrund verschiedener Bundesgesetze notwendig geworden sind.

C .  A l t e r n a t i v e n

Keine.

D .  �K o s t e n  f ü r  d i e  ö f f e n t l i c h e n  H a u s h a l t e  ( o h n e  E r f ü l l u n g s -
a u f w a n d )

Negative finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte über den Er-
füllungsaufwand hinaus sind durch die Änderungen bei landesweiter Betrachtung 
nicht zu erwarten. Gegebenenfalls durch das Gesetz entstehende Mehrausgaben 
sind aus vorhandenen Ressourcen zu decken. Dies umfasst grundsätzlich auch 
neue Aufgaben, die im Rahmen der vorhandenen Mittel zu erfüllen sind.
Durch die Erhebung von Gebühren für die erneute Beeidigung aller Sprachmitt-
ler und für die Verlängerung der Beeidigung nach jeweils fünf Jahren entstehen 
Mehreinnahmen. Möglich sind einmalige Mehreinnahmen in der Größenordnung 
von etwa 400 000 Euro für die erneute Beeidigung sowie nach Ablauf von fünf 
Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes jährliche Mehreinnahmen in der Größen-
ordnung von etwa 30 000 Euro.

E .  E r f ü l l u n g s a u f w a n d

Durch die Regelungen zur Bereinigung und Anpassung des Landesrechts insbe-
sondere an geändertes Bundesrecht entsteht – abgesehen von der Datenübermitt-
lung durch die Versorgungswerke und der Amtshilfe der Notarkammer gegenüber 
dem Notarversorgungswerk – kein Erfüllungsaufwand. 
Im Übrigen stellt sich der Erfüllungsaufwand wie folgt dar:

E . 1  E r f ü l l u n g s a u f w a n d  f ü r  B ü r g e r i n n e n  u n d  B ü r g e r

Die Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs im Hinterlegungsgesetz ergibt 
für die Bürgerinnen und Bürger vor allem Entlastungseffekte. Im Zusammenhang 
mit der Möglichkeit einer elektronischen Antragstellung in Hinterlegungsverfah-
ren ist langfristig mit geringeren Sachkosten von rund 950 Euro und einer zeit-
lichen Entlastung von rund 16 Stunden im Jahr zu rechnen, denen geringfügige 
Sachkostenbelastungen gegenüberstehen.

E . 2  E r f ü l l u n g s a u f w a n d  f ü r  d i e  Wi r t s c h a f t

Die Entlastungen für die Wirtschaft durch die im Hinterlegungsgesetz vorgese-
hene Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs belaufen sich langfristig auf 
rund 4 150 Euro an Sachkosten und rund 2 350 Euro an Lohnkosten im Jahr. Die 
Sachkostenbelastungen sind als geringfügig zu bewerten. 
Für die erforderliche Neubeeidigung von Gebärdensprachdolmetschern und 
Urkundenübersetzern entsteht bei der Wirtschaft ein einmaliger Erfüllungsauf-
wand in Höhe von etwa 1 500 000 Euro. Dabei handelt es sich um einmaligen 
Personalaufwand in Höhe von etwa 1 462 650 Euro – davon Bürokratiekosten 
aus Informationspflichten in Höhe von etwa 835 800 Euro – sowie um einmali-
gen Sachaufwand in Höhe von etwa 35 000 Euro. Für die künftig erforderliche 
Verlängerung der Beeidigung von Gebärdensprachdolmetschern und Urkunden-
übersetzern nach fünf Jahren entsteht ein jährlicher Personalaufwand der Wirt-
schaft – zugleich Bürokratiekosten aus Informationspflichten – in Höhe von 
etwa 95 520 Euro.
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Bei der Notarkammer entsteht infolge der vorgesehenen Verpflichtung zur Amts-
hilfe gegenüber dem Notarversorgungswerk nur ein geringfügiger Erfüllungsauf-
wand.
Im Übrigen entsteht für die Wirtschaft kein gesonderter Erfüllungsaufwand und es 
fallen keine Bürokratiekosten aus Informationspflichten an. 

E . 3  E r f ü l l u n g s a u f w a n d  d e r  Ve r w a l t u n g

Zur Einführung des elektronischen Rechtsverkehrs in Hinterlegungssachen wird 
die bei den Amtsgerichten bereits für den elektronischen Rechtsverkehr in den 
Gerichtsverfahren bestehende technische Infrastruktur genutzt. Zwar wird es für 
eine Übergangszeit bis längstens zum 1. Januar 2026 durch die Weiterverarbei-
tung elektronischer Eingänge in den derzeit noch papierhaft geführten Hinterle-
gungsakten zu einem medienbruchbedingten Mehraufwand kommen. Der damit 
verbundene Erfüllungsaufwand wird aber geringfügig bleiben. Tritt die öffent
liche Verwaltung als Antragstellerin in Hinterlegungsverfahren auf, ist bei elekt-
ronischer Antragstellung langfristig von einer jährlichen Entlastung in Höhe von 
etwa 710 Euro an Sachkosten auszugehen.
Die erforderliche Neubeeidigung von Gebärdensprachdolmetschern und Urkun-
denübersetzern verursacht bei der Verwaltung einen geschätzten einmaligen Per-
sonalaufwand von etwa 441 175 Euro. Der jährliche Personalaufwand der Ver-
waltung für die Verlängerung der Beeidigung beläuft sich auf etwa 17 560 Euro. 
Zudem fällt jährlicher Sachaufwand in Höhe von 1 600 Euro an. Schließlich ent-
steht der Verwaltung jährlicher Personalaufwand für die Erhebung einer Gebühr 
bei Verlängerung der Beeidigung bei allen Sprachmittlern, der etwa 13 170 Euro 
beträgt. 
Bei den berufsständischen Versorgungseinrichtungen entsteht infolge der Schaf-
fung einer Rechtsgrundlage zur Datenübermittlung an öffentliche Stellen nur ein 
geringfügiger Erfüllungsaufwand. 
Die Änderungen im Landesjustizkostengesetz führen zu keiner erheblichen Ent-
lastung für die Verwaltung. 

F.  N a c h h a l t i g k e i t s c h e c k

Die Anpassung des öffentlich-rechtlichen Hinterlegungswesen in Baden-Würt-
temberg an die technischen Entwicklungen beim Einsatz digitaler Instrumente 
beim Zugang zur Justiz und im Rahmen der Aktenbearbeitung wird sich positiv 
auf den Zielbereich „Leistungsfähige Verwaltung und Justiz“ auswirken. Gleiches 
gilt für die Reform der Beeidigungsvoraussetzungen für Gebärdensprachdolmet-
scher und Urkundenübersetzer. Im Übrigen lassen die vorgesehenen Anpassun-
gen und Bereinigungen des Landesrechts erhebliche Auswirkungen offensichtlich 
nicht erwarten.

G .  S o n s t i g e  K o s t e n  f ü r  P r i v a t e

Keine.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3275

4

Staatsministerium	 Stuttgart, 27. September 2022
Baden-Württemberg
Ministerpräsident

An die
Präsidentin des Landtags
von Baden-Württemberg

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,

als Anlage übersende ich Ihnen gemäß Artikel 59 Absatz 1 der Verfassung des 
Landes Baden-Württemberg den von der Landesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zur Digitalisierung des Hinterlegungswesens, zur Anpassung des 
Landesrechts an das Gerichtsdolmetschergesetz und zur Änderung weiterer Vor-
schriften. Ich bitte Sie, die Beschlussfassung des Landtags herbeizuführen. Die 
federführende Zuständigkeit liegt beim Ministerium der Justiz und für Migration, 
beteiligt sind das Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen, 
das Ministerium für Finanzen, das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport und 
das Ministerium für Ernährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz.

Mit freundlichen Grüßen

Kretschmann
Ministerpräsident
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Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu 
erteilen:

Gesetz zur Digitalisierung des Hinterle-
gungswesens, zur Anpassung des Landes-
rechts an das Gerichtsdolmetschergesetz 
und zur Änderung weiterer Vorschriften

Artikel 1
Änderung des Hinterlegungsgesetzes

Das Hinterlegungsgesetz vom 11. Mai 2010 (GBl. S. 398), 
das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. November 2013 
(GBl. S. 303) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	Der bisherige § 3 wird § 2. 

2.	Nach dem neuen § 2 wird folgender § 3 eingefügt:

	 „§ 3
	 � Elektronische Akte; elektronisches Dokument; 
	 Verordnungsermächtigung

	� (1) Die Hinterlegungsakten können elektronisch ge-
führt werden. § 298a Absatz 2 der Zivilprozessord-
nung (ZPO) gilt entsprechend. Das Justizministe-
rium bestimmt für das Hinterlegungsverfahren durch 
Rechtsverordnung den Zeitpunkt, von dem an elekt-
ronische Akten geführt werden können, sowie die gel-
tenden organisatorisch-technischen Rahmenbedingun-
gen für die Bildung, Führung und Aufbewahrung der 
elektronischen Hinterlegungsakten. Die Zulassung der 
elektronischen Hinterlegungsakten kann auf einzel-
ne Gerichte oder Hinterlegungsverfahren beschränkt 
werden. Wird von dieser Möglichkeit Gebrauch ge-
macht, kann in der Rechtsverordnung bestimmt wer-
den, dass durch Verwaltungsvorschrift, die öffentlich 
bekannt zu machen ist, geregelt wird, in welchen Hin-
terlegungsverfahren die Akten elektronisch zu führen 
sind.

	� (2) Schriftlich einzureichende Anträge, Ersuchen, Er-
klärungen und Mitteilungen sowie zu Protokoll abzu-
gebende Erklärungen können den Hinterlegungsstel-
len als elektronisches Dokument übermittelt werden. 
Nachweise können den Hinterlegungsstellen als elek-
tronisches Dokument eingereicht werden, wenn sie 
in elektronischer Form errichtet sind oder soweit sie 
nicht im Original oder in besonderer Form vorzule-
gen sind. Für das elektronische Dokument gelten die 
§§ 130a, 298 ZPO und die Elektronischer-Rechtsver-
kehr-Verordnung vom 24. November 2017 (BGBl. I 
S. 3803), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607, 4611) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung ent-
sprechend.
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	� (3) Dokumente der Hinterlegungsstellen, insbeson-
dere Entscheidungen und Protokolle, können elektro-
nisch erstellt werden. Die §§ 130b, 298 und 317 Ab-
satz 3 ZPO gelten entsprechend.

	� (4) Das Justizministerium kann durch Rechtsverord-
nung elektronische Formulare einführen. § 130c Satz 2 
bis 4 ZPO gilt entsprechend.“

3.	§ 4 wird folgender Satz angefügt:

	� „Werden die Hinterlegungsakten elektronisch geführt, 
gilt § 299 Absatz 3 ZPO entsprechend.“

4.	§ 8 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

	 a)	 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
		�  „Der Antrag des Hinterlegers nach § 7 Satz 2 

Nummer 1 ist schriftlich oder zu Protokoll der Ge-
schäftsstelle zu stellen. 

	 b)	Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt:
		�  „Er ist in zwei Stücken einzureichen, soweit der 

Antrag nicht elektronisch eingereicht wird.“

5.	�In § 15 Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe „(ZPO)“ ge-
strichen.

6.	�In § 28 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§§ 1667, 1814, 
1818 und 1915 BGB“ durch die Wörter „§§ 1667, 1798, 
1813 und 1844 BGB sowie auf Grund der §§ 1814, 1818 
und 1915 BGB in der bis zum 31. Dezember 2022 gel-
tenden Fassung“ ersetzt.

Artikel 2
Änderung des Gesetzes zur Ausführung 

des Gerichtsverfassungsgesetzes und von 
Verfahrensgesetzen der ordentlichen 

Gerichtsbarkeit

Das Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsge-
setzes und von Verfahrensgesetzen der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit vom 16. Dezember 1975 (GBl. S. 868), das 
zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2020 (GBl. 2021 S. 1, 2) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.	§ 13a wird aufgehoben.

2.	�Die Überschrift des Fünften Abschnitts wird wie folgt 
gefasst:

	 „Fünfter Abschnitt
	�  Gerichtsdolmetscher, Gebärdensprachdolmetscher 

und Urkundenübersetzer“.
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3.	§ 14 wird wie folgt geändert:

	 a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

	 „§ 14
	 Gerichtsdolmetscher“.

	 b)	Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
		�  „(1) Gerichtsdolmetscher im Sinne des § 185 GVG 

werden nach dem Gerichtsdolmetschergesetz 
(GDolmG) vom 10. Dezember 2019 (BGBl. I  
S. 2121, 2124), das durch Artikel 7 des Gesetzes 
vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2099, 2109) geän-
dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung 
allgemein beeidigt.“

	 c)	� Auf Grund von § 2 Absatz 2 GDolmG wird Absatz 2 
wie folgt gefasst:

		�  „(2) Zuständig für die allgemeine Beeidigung von 
Gerichtsdolmetschern nach Absatz 1 ist der Prä-
sident des Landgerichts, in dessen Bezirk der An-
tragsteller seinen Wohnsitz oder seine berufliche 
Niederlassung hat, anderenfalls der Präsident des 
Landgerichts Stuttgart. Die allgemeine Beeidigung 
erfolgt durch den Präsidenten oder durch einen von 
ihm beauftragten oder ersuchten Richter.“

	 d)	Die Absätze 3 und 4 werden wie folgt gefasst:
		�  „(3) Das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz Ba-

den-Württemberg findet keine Anwendung.
		�  (4) Bei jedem Landgericht ist ein Verzeichnis der 

allgemein beeidigten Gerichtsdolmetscher zu füh-
ren.“

	 e)	 Die Absätze 5 bis 7 werden aufgehoben.

4.	§ 14a wird wie folgt gefasst:

	 „§ 14a
	 Gebärdensprachdolmetscher

	� (1) Für die allgemeine Beeidigung von Gebärden-
sprachdolmetschern im Sinne des § 186 Absatz 2 
GVG gelten die §§ 3, 4 Absatz 3, §§ 5 und 7 bis 10 
GDolmG in der am 1. Januar 2023 geltenden Fassung 
entsprechend. § 14 Absatz 2 und 4 gilt entsprechend.

	� (2) Die allgemeine Beeidigung als Gebärdensprach-
dolmetscher gilt für alle Gerichte und Staatsanwalt-
schaften des Landes. Sie berechtigt zur Führung der 
Bezeichnung ‚Allgemein beeidigter Gebärdensprach-
dolmetscher für die Gerichte und Staatsanwaltschaf-
ten des Landes Baden-Württemberg‘.“

5.	§ 15 wird wie folgt gefasst:

	 „§ 15
	 Urkundenübersetzer
 
	� (1) Für die schriftliche Übersetzung von Urkunden zu 

gerichtlichen und staatsanwaltschaftlichen Zwecken 
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aus einer fremden Sprache und in eine solche sowie 
für die Beglaubigung vorliegender Übersetzungen 
werden Urkundenübersetzer öffentlich bestellt und be-
eidigt. § 14 Absatz 2 und 4 gilt entsprechend.

	� (2) Für die öffentliche Bestellung und Beeidigung als 
Urkundenübersetzer gelten die §§ 3 bis 5 und 7 bis 
10 GDolmG in der am 1. Januar 2023 geltenden Fas-
sung entsprechend. An die Stelle der Dolmetscherprü-
fung nach § 3 Absatz 2 Nummer 1 GDolmG in der am  
1. Januar 2023 geltenden Fassung tritt die Übersetzer-
prüfung, an die Stelle der staatlichen oder staatlich an-
erkannten Prüfung für den Dolmetscherberuf tritt die 
staatliche oder staatlich anerkannte Prüfung für den 
Übersetzerberuf.

	� (3) Die öffentliche Bestellung und Beeidigung als Ur-
kundenübersetzer gilt für alle Gerichte und Staatsan-
waltschaften des Landes. Sie berechtigt zur Führung 
der Bezeichnung „Öffentlich bestellter und beeidigter 
Urkundenübersetzer der ... Sprache für die Gerichte 
und Staatsanwaltschaften des Landes Baden-Würt-
temberg“.

	� (4) Der Urkundenübersetzer wird für eine Tätigkeit 
nach Absatz 1 Satz 1 nach dem Justizvergütungs- und 
-entschädigungsgesetz vom 5. Mai 2004 (BGBl. I  
S. 718, 776), das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes 
vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154, 2185) geändert 
worden ist, in der jeweils geltenden Fassung vergü-
tet.“

6.	§ 15 a wird wie folgt gefasst:

	 „§ 15a
	 Vorübergehende Dienstleistungen

	� (1) Gerichtsdolmetscher, die in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder in einem an-
deren Vertragsstaat des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum rechtmäßig niedergelassen 
sind und die diese Tätigkeit in Baden-Württemberg 
vorübergehend ausüben wollen, werden auf Antrag 
in das Verzeichnis der allgemein beeidigten Gerichts-
dolmetscher nach § 14 Absatz 4 aufgenommen. § 9 
GDolmG in der am 1. Januar 2023 geltenden Fassung 
gilt entsprechend.

	� (2) Zuständig für Anträge nach Absatz 1 ist das Land-
gericht Stuttgart. Dem Antrag muss ein Nachweis 
beigelegt werden, dass die Person in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem 
Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum rechtmäßig zur Ausübung einer Tä-
tigkeit als Gerichtsdolmetscher niedergelassen ist. Die 
Eintragung erfolgt unter Nennung der Bestellungs- 
oder Anerkennungsbehörde des Niederlassungsstaates 
mit der Berufsbezeichnung, die in der Sprache dieses 
Staates für die Tätigkeit besteht. Dolmetscherleistun-
gen dürfen nur unter dieser Berufsbezeichnung er-
bracht werden.

	� (3) Die Eintragung in dem Verzeichnis ist zu löschen, 
wenn bekannt wird, dass die Voraussetzungen der Ein-
tragung nicht vorgelegen hatten oder später entfallen 
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sind. Die Eintragung soll gelöscht werden, wenn sich 
die persönliche Unzuverlässigkeit oder die Ungeeig-
netheit als Gerichtsdolmetscher herausstellt. Die Ein-
tragung kann gelöscht werden, wenn der Gerichtsdol-
metscher seiner Heranziehung ohne genügende Ent-
schuldigung wiederholt keine Folge leistet.

	� (4) Für Gebärdensprachdolmetscher und Urkunden-
übersetzer gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.“

7.	§ 15b wird wie folgt gefasst:

	 „§ 15b
	 Verfahrensgrundsätze

	� (1) Die Verfahren nach den §§ 14, 14a, 15 und 15a 
können über einen Einheitlichen Ansprechpartner im 
Sinne des Gesetzes über Einheitliche Ansprechpartner 
für das Land Baden-Württemberg abgewickelt wer-
den. §§ 71a bis 71e des Landesverwaltungsverfah-
rensgesetzes in der jeweils geltenden Fassung finden 
Anwendung.

	� (2) Für Verfahren nach § 15a gilt § 3 Absatz 4 und 5 
GDolmG in der am 1. Januar 2023 geltenden Fassung 
entsprechend.“

8.	Nach § 15b wird folgender § 15c eingefügt:

	 „§ 15c
	 Bußgeldvorschriften

	� (1) Ordnungswidrig handelt, wer sich unbefugt als 
‚allgemein beeidigter Gebärdensprachdolmetscher‘ 
nach § 14a Absatz 2 Satz 2 oder ‚öffentlich bestellter 
und beeidigter Urkundenübersetzer‘ nach § 15 Absatz 3 
Satz 2 bezeichnet oder eine Bezeichnung führt, die da-
mit verwechselt werden kann.

	� (2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße 
bis zu dreitausend Euro geahndet werden.“

9.	§ 46 wird wie folgt gefasst:

	 „§ 46
	 Übergangsregelung für Gebärdensprach-
	 dolmetscher und Urkundenübersetzer

	� Eine vor dem 1. Januar 2023 in Baden-Württemberg 
erfolgte allgemeine Beeidigung als Gebärdensprach-
dolmetscher endet mit der erneuten Beeidigung nach 
diesem Gesetz in der ab dem 1. Januar 2023 geltenden 
Fassung, spätestens aber mit Ablauf des 31. Dezember 
2027. Für Gebärdensprachdolmetscher nach Satz 1 
gelten § 7 Absatz 2 bis 4, § 8 Absatz 1 und 2 Num-
mer 2 bis 5 und §§ 9 und 10 GDolmG entsprechend. 
Für Urkundenübersetzer gelten die Sätze 1 und 2 ent
sprechend.“
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Artikel 3
Änderung des Landesjustizkostengesetzes

Das Landesjustizkostengesetz in der Fassung vom 15. Ja-
nuar 1993 (GBl. S. 110, ber. S. 244), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom 3. Februar 2021 (GBl. S. 53, 
54) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	�In § 5 Nummer 1 werden nach der Zahl „31009“ das 
Wort „und“ durch ein Komma ersetzt und nach der 
Zahl „31014“ die Angabe „und 31017“ eingefügt.

2.	�In § 6 Absatz 3 Nummer 6 Sätzen 1 und 2 werden 
nach dem Wort „Verpflichtung“ jeweils die Wör-
ter „nach der bis zum 31. Dezember 2022 geltenden 
Rechtslage“ eingefügt.

3.	§ 22 wird aufgehoben.

4.	�Die Anlage (Gebührenverzeichnis) wird wie folgt ge-
ändert:

	 a)	� In Nummer 2.3 (Anmerkung) wird Satz 2 wie folgt 
gefasst:

		�  „Die Gebühr entsteht nicht im Fall einer Selbstaus-
kunft (§ 882f Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 der Zivil-
prozessordnung) oder wenn die Einsicht zur Aus-
übung einer ehrenamtlichen Betreuung (§ 19 Ab-
satz 1, § 21 des Betreuungsorganisationsgesetzes) 
benötigt wird.“

	 b)	� In Nummer 3.2 (Anmerkung) werden nach der 
Zahl „31002“ das Wort „und“ durch ein Komma 
ersetzt und nach der Zahl „31003“ die Angabe 
„und 31017“ eingefügt.

	 c)	� In Nummer 4 wird das Wort „Verhandlungsdolmet-
scher“ durch die Wörter „Gerichts- und Gebärden-
sprachdolmetscher“ ersetzt.

	 d)	� In Nummer 4.1 wird das Wort „Verhandlungsdol-
metscher“ durch das Wort „Gerichtsdolmetscher“ 
ersetzt.

	 e)	� Nach Nummer 4.1 wird folgende Nummer 4.2 ein-
gefügt:

		  „4.2	� allgemeine Beeidigung als Gebärden-
			   sprachdolmetscher nach § 14a AGGVG    75“

	 f)	 Die bisherige Nummer 4.2 wird die Nummer 4.3.

	 g)	� Die bisherige Nummer 4.3 wird die Nummer 4.4 
und wie folgt geändert:

		�  Die Angabe „4.2“ wird ersetzt durch die Angabe 
„4.3“.

	 h)	� Die bisherige Nummer 4.4 wird die Nummer 4.5 
und wie folgt geändert:

		�  Nach der Angabe „4.1“ werden das Wort „oder“ 
durch ein Komma ersetzt und nach der Angabe 
„4.2“ die Angabe „oder 4.3“ eingefügt.
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	 i)	 Folgende Nummer 4.6 wird angefügt:
		  „4.6	 Verlängerung der Beeidigung	 25“

	 j)	� Die bisherige Nummer 4.5 wird die Nummer 4.7 
und wie folgt geändert:

		�  Es werden das Wort „Verhandlungsdolmetschers“ 
durch die Wörter „Gerichtsdolmetschers, Gebär-
densprachdolmetschers“ und die Angabe „§ 15 a“ 
durch die Angabe „§ 15a“ ersetzt.

	 k)	� In Nummer 6.2 werden nach dem Wort „Antrags“ 
der Leerschritt vor dem Komma gestrichen und 
hinter dem Komma ein Leerschritt eingefügt und 
nach dem Wort „Widerruf“ ein Komma und die 
Wörter „soweit er nicht auf einem Verzicht be-
ruht,“ eingefügt.

	 l)	� In Nummer 7.1 werden dem Wortlaut das Wort 
„Erstmalige“ vorangestellt und die Wörter „gemäß 
§§ 6, 6b und 12 BNotO“ gestrichen.

	 m)	�In Nummer 7.2 werden die Wörter „im Sinne von  
§ 3 BNotO“ gestrichen. 

	 n)	� In Nummer 7.3 werden die Wörter „eines Vertre-
ters gemäß § 39 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 1 BNotO“ 
durch die Wörter „einer Notarvertretung oder einer 
weiteren Notarvertretung“ ersetzt.

	 o)	� In Nummer 7.4 werden die Wörter „eines ständigen 
Vertreters gemäß § 39 Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 
BNotO“ durch die Wörter „einer ständigen Vertre-
tung oder einer weiteren ständigen Vertretung“ er-
setzt.

Artikel 4
Änderung der Verordnung der Landesregierung 

über Zuständigkeiten nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten

§ 8 der Verordnung der Landesregierung über Zuständig-
keiten nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten in 
der FaSsung vom 2. Februar 1990 (GBl. S. 75, ber. S. 268), 
die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 10. Mai 
2022 (GBl. S. 276, 276) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.	�In Nummer 2 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt.

2.	Folgende Nummern 3 und 4 werden angefügt:
	 „3.	 nach § 11 des Gerichtsdolmetschergesetzes und 
	   4.	� nach § 15c des Gesetzes zur Ausführung des Ge-

richtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensge-
setzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit.“
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Artikel 5
Änderung der Verpflichtungsgesetz-

Zuständigkeitsverordnung

In § 4 Nummer 3 der Verpflichtungsgesetz-Zuständig-
keitsverordnung vom 23. November 2006 (GBl. S. 380), 
die durch Artikel 37 der Verordnung vom 21. Dezem-
ber 2021 (GBl. 2022 S. 1, 6) geändert worden ist, wird 
das Wort „Verhandlungsdolmetscher“ durch die Wörter 
„Gerichtsdolmetscher, für Gebärdensprachdolmetscher“ 
ersetzt.

Artikel 6
Änderung des Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes

Nach § 15 des Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes vom 
10. Dezember 1984 (GBl. S. 671), das zuletzt durch Ge-
setz vom 24. April 2018 (GBl. S. 138) geändert worden 
ist, wird folgender § 15a eingefügt:

„§ 15a
Datenübermittlung an öffentliche Stellen

Verlangt eine öffentliche Stelle aufgrund gesetzlicher 
Befugnis vom Versorgungswerk Auskunft über

1.	die derzeitige Anschrift,

2.	den derzeitigen oder zukünftigen Aufenthaltsort oder

3.	�den Namen und die Vornamen oder die Firma sowie 
die Anschrift des derzeitigen Arbeitgebers 

eines Mitglieds, so übermittelt das Versorgungswerk die-
se Daten an die öffentliche Stelle. Das Versorgungswerk 
verweigert die Auskunft, soweit es Grund zu der An-
nahme hat, dass durch die Übermittlung schutzwürdige 
Interessen der betroffenen Person unangemessen beein-
trächtigt werden.“

Artikel 7
Änderung des Steuerberaterversorgungsgesetzes

Nach § 15 des Steuerberaterversorgungsgesetzes vom 
16. November 1998 (GBl. S. 609), das zuletzt durch 
Artikel 22 der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl.  
S. 99, 102, ber. S. 273) geändert worden ist, wird folgen-
der § 15a eingefügt:

„§ 15a
Datenübermittlung an öffentliche Stellen

Verlangt eine öffentliche Stelle aufgrund gesetzlicher 
Befugnis vom Versorgungswerk Auskunft über

1.	die derzeitige Anschrift,

2.	den derzeitigen oder zukünftigen Aufenthaltsort oder
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3.	�den Namen und die Vornamen oder die Firma sowie 
die Anschrift des derzeitigen Arbeitgebers 

eines Mitglieds, so übermittelt das Versorgungswerk diese 
Daten an die öffentliche Stelle. Das Versorgungswerk 
verweigert die Auskunft, soweit es Grund zu der An-
nahme hat, dass durch die Übermittlung schutzwürdige 
Interessen der betroffenen Person unangemessen beein-
trächtigt werden.“

Artikel 8
Änderung des Notarversorgungsgesetzes

Nach § 15 des Notarversorgungsgesetzes vom 10. Feb
ruar 2015 (GBl. S. 89, 90), das zuletzt durch Artikel 34 
der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 103, 
ber. S. 273) geändert worden ist, werden folgende §§ 15a 
und 15b eingefügt:

„§ 15a
Datenübermittlung an öffentliche Stellen

Verlangt eine öffentliche Stelle aufgrund gesetzlicher 
Befugnis vom Versorgungswerk Auskunft über

1.	die derzeitige Anschrift,

2.	den derzeitigen oder zukünftigen Aufenthaltsort oder

3.	�die Bezeichnung sowie die Anschrift der notariellen 
Geschäftsstelle oder der die Anwärterbezüge zahlen-
den Stelle 

eines Mitglieds, so übermittelt das Versorgungswerk diese 
Daten an die öffentliche Stelle. Das Versorgungswerk 
verweigert die Auskunft, soweit es Grund zu der An-
nahme hat, dass durch die Übermittlung schutzwürdige 
Interessen der betroffenen Person unangemessen beein-
trächtigt werden.

§ 15b
Amtshilfe der Notarkammer

Die Notarkammer Baden-Württemberg hat dem Versor-
gungswerk die Bestellung zum Notar und das Erlöschen 
des Amtes sowie die Ernennung zum Notarassessor und 
das Ende des Anwärterdienstes mitzuteilen und alle sons-
tigen für die Mitgliedschaft und die Beitragspflicht im 
Versorgungswerk erforderlichen Auskünfte zu erteilen.“ 

Artikel 9
Änderung der Verordnung des Justizministeriums zur 
Aufhebung von Richtervorbehalten und Übertragung 

richterlicher Aufgaben auf den Rechtspfleger 

In § 1 Satz 1 Nummer 1 der Verordnung des Justizminis-
teriums zur Aufhebung von Richtervorbehalten und Über-
tragung richterlicher Aufgaben auf den Rechtspfleger vom 
7. Juli 2017 (GBl. S. 468) wird die Angabe „und 10“ ge-
strichen.
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Artikel 10
Änderung der Internetversteigerungsverordnung 

In § 3 Absatz 1 Satz 2 der Internetversteigerungsverord-
nung vom 3. Mai 2010 (GBl. S. 412), die durch Verord-
nung vom 11. November 2016 (GBl. 2017 S. 145) ge-
ändert worden ist, wird das Wort „Aufgabenkreis“ durch 
das Wort „Aufgabenbereich“ ersetzt.

Artikel 11
Änderung der Abwicklervergütungsverordnung

In § 3 Absatz 2 Nummer 3 Buchstabe e der Abwickler-
vergütungsverordnung vom 14. Dezember 2016 (GBl. 
2017 S. 2), die durch Verordnung vom 6. März 2017 
(GBl. S. 174) geändert worden ist, werden die Wörter  
„§ 1829 Absatz 1 Satz 2“ durch die Wörter „§ 1856 Ab-
satz 1 Satz 2“ ersetzt.

Artikel 12
Änderung des Baden-Württembergischen Ausführungs-

gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch

Der sechste Abschnitt des Baden-Württembergischen 
Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
vom 26. November 1974 (GBl. S. 498), das zuletzt durch 
Artikel 12 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. 
2021 S. 1, 7) geändert worden ist, wird aufgehoben.

Artikel 13
Änderung des badischen Gesetzes, 

die geschlossenen Hofgüter betreffend

Das badische Gesetz, die geschlossenen Hofgüter betref-
fend, vom 20. August 1898 (Bad. GVBl. S. 405), das 
zuletzt durch Artikel 15 des Gesetzes vom 29. Juli 2014 
(GBl. S. 378, 381) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1.	§ 8 wird wie folgt gefasst:

	 „§ 8
	�  Wer zur Zeit des Erbfalles geschäftsunfähig 
	 im Sinne von § 104 Nummer 2 des Bürgerlichen 
	 Gesetzbuchs ist, ist vom Anerbenrecht ausgeschlossen.“

2.	§ 14 wird wie folgt geändert:

	 a)	� In Satz 4 werden das Wort „Gewalt“ durch das 
Wort „Sorge“ und das Wort „Vormundschaftsge-
richts“ durch das Wort „Familiengerichts“ ersetzt. 

	 b)	Folgender Satz wird angefügt:
		�  „Ein rechtlicher Betreuer bedarf der Genehmigung 

des Betreuungsgerichts.“
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Artikel 14
Änderung des Landesgesetzes über die 

freiwillige Gerichtsbarkeit

Das Landesgesetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit 
vom 12. Februar 1975 (GBl. S. 116), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl. 
2021 S. 1, 4) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 

1.	�In § 13 Satz 1 wird das Wort „Bestallungsurkunde“ 
durch das Wort „Bestellungsurkunde“ ersetzt. 

2.	�In § 17 Absatz 3 Satz 2 und in § 46 Absatz 4 Satz 2 wer-
den nach dem Wort „Bundesnotarordnung“ jeweils die 
Wörter „in der am 31. Dezember 2021 geltenden Fas-
sung“ eingefügt. 

3.	�In § 21 Satz 1 wird die Angabe „§ 7“ durch die Wörter 
„§ 5a Satz 1 und § 7“ ersetzt. 

Artikel 15
Inkrafttreten

(1) Die Artikel 1 Nummer 1 bis 5 und Artikel 3 Nummer 4 
Buchstabe a treten am 1. Juli 2023 in Kraft.
(2) Die Artikel 2 Nummer 1, Artikel 3 Nummer 3 und 4 
Buchstabe k bis o, Artikel 6 bis 8 sowie Artikel 14 Num-
mer 1 und 3 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft.
(3) Artikel 14 Nummer 2 tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2022 in Kraft. 
(4) Im Übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 2023 in 
Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Zielsetzung

Das Hinterlegungsgesetz normiert die verfahrensrechtlichen Vorgaben für das 
öffentliche Hinterlegungswesen in Baden-Württemberg, wenn um eine Hinterle-
gung von Geld, Wertpapieren und sonstigen Urkunden oder Kostbarkeiten bei 
Gericht als behördlicher Stelle nachgesucht wird. Die Kommunikation mit den 
Hinterlegungsstellen wie auch die Verfahrensbearbeitung erfolgt bis heute auf der 
Grundlage papierhafter Vorgänge. Dabei gehört die elektronische Kommunikation 
mit der Justiz in ihrer rechtsprechenden Funktion etwa in den Verfahren nach 
der Zivilprozessordnung bereits seit mehreren Jahren zum Alltag in der Verfah-
rensführung. Daran angeschlossen hat sich in weiten Teilen der Gerichtsbarkeiten 
zwischenzeitlich auch die Einführung der elektronischen Akte, um die medien-
bruchfreie Weiterbearbeitung elektronischer Eingänge zu gewährleisten. Diese 
Entwicklungsschritte, die zugleich Ausdruck veränderter praktischer Bedürfnisse 
sind, sollen nun auch bei den justizverwaltenden Hinterlegungsverfahren rechtlich 
nachvollzogen und die technischen Vorgaben für die bei den Amtsgerichten be-
reits bestehenden Infrastrukturen zu den Zivilverfahren zugrunde gelegt werden. 
Das Gerichtsdolmetschergesetz (GDolmG) vom 10. Dezember 2019 (BGBl. I  
S. 2121, 2124), das durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBl. I  
S. 2099, 2109) geändert wurde, tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. Mit diesem Ge-
setz wird das Recht der Gerichtsdolmetscher im Sinne von § 185 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes (GVG) bundesweit einheitlich und abschließend geregelt. Die 
hiervon nicht berührten landesrechtlichen Regelungen zur Beeidigung von Gebär-
densprachdolmetschern und Urkundenübersetzern sollen an die neue Rechtslage 
auf Bundesebene angeglichen werden, um die Voraussetzungen der Beeidigung 
für alle Sprachmittler weitgehend einheitlich auszugestalten und zu vereinfachen. 
Dabei soll die hohe fachliche Qualität der beeidigten Dolmetscher und Übersetzer 
in Baden-Württemberg gewährleistet und für die Zukunft gesichert werden.
Das Gesetz dient weiter der punktuellen Bereinigung und Anpassung verschie-
dener Landesgesetze und -verordnungen im Zuständigkeitsbereich des Justizmi-
nisteriums insbesondere an Rechtsänderungen im Bundesrecht. Hierzu gehören 
insbesondere das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts 
vom 4. Mai 2021 (BGBl. I S. 882), das Steueränderungsgesetz 2015 vom 2. No-
vember 2015 (BGBl. I S. 1834), das Gesetz zur Modernisierung des notariellen 
Berufsrechts und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 25. Juni 2021 (BGBl. I 
S. 2154) sowie das Gesetz zur Verbesserung des Schutzes von Gerichtsvollziehern 
vor Gewalt sowie zur Änderung weiterer zwangsvollstreckungsrechtlicher Vor-
schriften vom 7. Mai 2021 (BGBl. I S. 850). 
Im Landesjustizkostenrecht sollen zudem Regelungen aufgehoben werden, die 
nicht mehr sachgerecht erscheinen.

II. Inhalt

Landesrechtlich wird im Hinterlegungsgesetz der elektronische Rechtsverkehr mit 
den amtsgerichtlichen Hinterlegungsstellen ausdrücklich für zulässig erklärt. Für 
die technische Infrastruktur greift das Gesetz die Vorgaben der Zivilprozessord-
nung auf, um einen ressourcenoptimierten Gleichlauf mit den technischen An-
forderungen und Abläufen für die beteiligten Nutzer einerseits und die interne 
Vorgangsbearbeitung andererseits herbeizuführen. Um langfristig eine medien-
bruchfreie Weiterverarbeitung der elektronischen Eingänge zu gewährleisten, 
wird zugleich eine Rechtsgrundlage geschaffen, aufgrund derer die Umstellung 
von den bislang papierhaft geführten Hinterlegungsakten auf eine elektronische 
Aktenführung im Wege einer Rechtsverordnung erfolgen kann. Auch insoweit 
werden die bereits vorhandenen Regelwerke der Zivilprozessordnung einbezogen.
In Umsetzung des Gerichtsdolmetschergesetzes müssen die entgegenstehenden lan-
desrechtlichen Regelungen für die Gerichtsdolmetscher im Sinne von § 185 GVG 
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im Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrens-
gesetzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit (AGGVG) entfallen. Die landesrecht-
lichen Regelungen zur Beeidigung von Gebärdensprachdolmetschern und Urkun-
denübersetzern werden neu strukturiert, wobei eine weitgehende entsprechende 
Anwendbarkeit des Gerichtsdolmetschergesetzes angeordnet wird. Die Termino-
logie wird – auch in weiteren Landesgesetzen – an das Gerichtsdolmetschergesetz 
angeglichen und vereinheitlicht. Die bewährte Zuständigkeit der Landgerichte für 
die Beeidigung wird einheitlich für alle Sprachmittler beibehalten. Zur Harmoni-
sierung mit den bundesrechtlichen Vorschriften werden ein Bußgeldtatbestand für 
die unbefugte Bezeichnung als Gebärdensprachdolmetscher oder Urkundenüber-
setzer und ein maßvoll ausgestalteter Gebührentatbestand für die künftig erforder-
liche Verlängerung der Beeidigung neu eingeführt.
Durch Regelungen zu den Versorgungswerken der Rechtsanwälte und der Steuer-
berater sowie zum Notarversorgungswerk Baden-Württemberg werden die Mög-
lichkeiten zur Informationsbeschaffung für den Gläubiger im Vollstreckungsver-
fahren entsprechend der bundesgesetzlichen Vorgaben ausgestaltet und zugleich 
die Anforderungen an die Datenübermittlung der Versorgungswerke an öffentliche 
Stellen konkretisiert. Zudem wird eine gesetzliche Mitteilungs- und Auskunfts-
pflicht der Notarkammer Baden-Württemberg gegenüber dem Notarversorgungs-
werk Baden-Württemberg hinsichtlich von Umständen, die für die Mitgliedschaft 
und Beitragspflicht im Versorgungswerk relevant sind, geschaffen.
Das Gesetz nimmt darüber hinaus weitere punktuelle Anpassungen und Bereini-
gungen vor, um Änderungen im Bundesrecht im Zuständigkeitsbereich des Justiz-
ministeriums nachzuvollziehen.
Im Landesjustizkostengesetz (LJKG) werden die Vorschrift zur Vergütung der 
Amtsgänge von Amtsboten der Gemeinde sowie der Gebührentatbestand für den 
Widerruf der Anerkennung von Gütestellen bei erklärtem Verzicht aufgehoben. 
Zudem wird eine Gebührenbefreiung für ehrenamtliche Betreuerinnen und Be-
treuer bei der Einholung einer Auskunft aus dem zentralen Schuldnerverzeichnis 
eingeführt.

III. Alternativen

Keine.

IV. �Entbehrlich gewordene oder vereinfachte Vorschriften des geänderten Ge-
setzes 

Mit der Streichung der Vergütung der Amtsgänge von Amtsboten der Gemeinde 
wird eine in der Praxis entbehrlich gewordene Vorschrift aufgehoben. Mit den  
§§ 45 und 46 des Baden-Württembergischen Ausführungsgesetzes zum Bürger-
lichen Gesetzbuch (AGBGB) werden aufgrund von Änderungen im Bundesrecht 
entbehrlich gewordene Vorschriften aufgehoben.

V. Finanzielle Auswirkungen

Negative finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte über den Er-
füllungsaufwand hinaus sind durch die Änderungen bei landesweiter Betrachtung 
nicht zu erwarten.
Mehreinnahmen entstehen durch die Gebühren, die einmalig für die erneute Be-
eidigung aller Sprachmittler sowie wiederkehrend für die Verlängerung der Be-
eidigung nach fünf Jahren zu erheben sind. Derzeit gibt es in Baden-Württemberg 
2 519 allgemein beeidigte Gerichtsdolmetscher, 17 allgemein beeidigte Gebär-
densprachdolmetscher und 4 462 beeidigte Urkundenübersetzer, somit insgesamt  
6 998 beeidigte Sprachmittler. Es ist anzunehmen, dass etwa 5 500 Sprachmittler 
erneut beeidigt werden müssen. Die Gebühr beträgt 75 Euro. Folglich könnte sich 
ein einmaliges Gebührenaufkommen von bis zu 412 500 Euro ergeben, wobei 
hier erhebliche Unsicherheiten bestehen.
Die Pflicht, die Beeidigung nach fünf Jahren verlängern zu lassen, trifft auch die 
Sprachmittler, die ab dem 1. Januar 2023 neu beeidigt werden. Für demnach ge-
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schätzte 6 000 Verlängerungen in fünf Jahren bei einer Gebühr von jeweils 25 Eu-
ro könnte sich ein Gebührenaufkommen von bis zu 150 000 Euro in fünf Jahren 
ergeben, somit ein jährliches Gebührenaufkommen von etwa 30 000 Euro. Auch 
hier bestehen erhebliche Unsicherheiten. Zudem werden diese Gebühren erst ver-
zögert erhoben, da der Verlängerungszeitraum von fünf Jahren sich an die erneute 
Beeidigung anschließt. Die erneute Beeidigung muss für Gerichtsdolmetscher bis 
zum 11. Dezember 2024, für Gebärdensprachdolmetscher und Urkundenüberset-
zer bis zum 31. Dezember 2027 erfolgen.
Der bei der Verwaltung entstehende nicht unerhebliche personelle Aufwand für 
die erneute Beeidigung von geschätzt 5 500 Sprachmittlern wird mit den vor-
handenen Mitteln bewältigt. Gleiches gilt für die Verlängerung der Beeidigung. 
Kosten für die öffentlichen Haushalte ergeben sich nicht.
Soweit durch die Anpassung im Landesjustizkostengesetz für den Widerruf von 
Anerkennungen als Gütestellen nach erklärtem Verzicht zukünftig keine Gebüh-
ren in Höhe von 100 Euro je Widerruf erhoben werden, führt dies zukünftig zwar 
zu Mindereinnahmen. In Anbetracht der Entwicklung der anerkannten Gütestellen 
der letzten Jahre sind diese Mindereinnahmen aber voraussichtlich geringfügig. 
Zuletzt hatte sich die Anzahl der anerkannten Gütestellen stark reduziert. So sank 
die Anzahl der anerkannten Gütestellen von 2019 bis 2021 von rund 115 auf rund 
50 Gütestellen. Der hohe Rückgang ist auch mit der Aufgabe vieler bereits zuvor 
nicht mehr aktiv betriebener Gütestellen zu erklären. Dementsprechend wurden 
in diesem Zeitraum rund 60 Verzichtserklärungen auf Anerkennung als Gütestelle 
abgegeben, was einem Gebührenaufkommen von rund 6 000 Euro in den letzten 
drei Jahren entspricht. Für die Zukunft ist zu erwarten, dass sich die Zahl an 
Verzichtserklärungen angesichts der insgesamt geringeren Anzahl weiterhin an-
erkannter Gütestellen verringern wird. Auch die Mindereinnahmen werden dem-
entsprechend voraussichtlich geringer ausfallen.

VI. Erfüllungsaufwand

Durch die Regelungen zur Bereinigung und Anpassung des Landesrechts insbe-
sondere an geändertes Bundesrecht entsteht – abgesehen von der Datenübermitt-
lung durch die Versorgungswerke und der Amtshilfe der Notarkammer gegenüber 
dem Notarversorgungswerk – kein Erfüllungsaufwand. Der Erfüllungsaufwand 
stellt sich im Übrigen wie folgt dar:

1.	Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger

	 a)	� Durch die im Hinterlegungsgesetz vorgesehene Eröffnung des elektroni-
schen Rechtsverkehrs ergeben sich für die Bürgerinnen und Bürger vor al-
lem Entlastungseffekte. Der elektronische Rechtsverkehr tritt als neuer op-
tionaler Kommunikationsweg für die Einreichung von Anträgen oder Erklä-
rungen bei den Hinterlegungsstellen neben die weiterhin bestehende Mög-
lichkeit der papierhaften Einreichung. Entscheiden sich die Bürgerinnen und 
Bürger für eine elektronische Kommunikation mit den Gerichten, müssen 
sie neben einem Computer über einen Internetzugang sowie beispielswei-
se ein De-Mail-Konto oder ein sog. besonderes elektronisches Bürger- und 
Organisationspostfach (kurz: eBO) verfügen. Der Versand etwa einer De-
Mail ist je nach Anbieter in geringen Beträgen kostenpflichtig. Da 2021 laut 
Statistischem Bundesamt 90 Prozent der Personen ab 10 Jahre das Internet 
nutzten und davon auszugehen ist, dass die Eröffnung des elektronischen 
Rechtsverkehrs im Hinterlegungswesen Bürgerinnen und Bürgern nur in be-
grenztem Umfang unmittelbar zur Neuanschaffung von Hard- und Software 
veranlassen wird, sind diese Sachkostenbelastungen als geringfügig einzu-
stufen. Dasselbe gilt für die Komponenten des eBO: Server, Erstidentifi-
kation, OSCI-Clients, Nutzerkonto mit Postfach und Versand/Empfang von 
Nachrichten stehen derzeit kostenfrei zur Verfügung. Für die Nutzung der 
erforderlichen Software werden voraussichtlich Kosten entstehen; Kosten 
können auch für die Erstidentifikation vor einem Notar in Höhe von 50 Euro 
anfallen. Grundsätzlich ist nicht davon auszugehen, dass die Bürgerinnen 
und Bürger einen eBO-Zugang unmittelbar aufgrund der vorliegenden Re-
gelung einrichten. Vielmehr ist anzunehmen, dass diejenigen Bürgerinnen 
und Bürger von elektronischen Einreichungen Gebrauch machen, die be-
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reits über ein eBO verfügen. Deshalb sind Zeitaufwände für die Einrich-
tung/Anmeldung/Registrierung als geringfügig zu betrachten. Den durch die 
Nutzung der elektronischen Übermittlungswege entstehenden geringfügigen 
Belastungen stehen Entlastungen durch Sachkosteneinsparungen in Form 
von Porto-, Papier- und Druckkosten gegenüber. Die Entlastung von Sach-
kosten für die Umstellung auf den elektronischen Rechtsverkehr beträgt 
etwa 2 Euro pro Postsendung. Als zeitliche Entlastung für die Standardak-
tivität „Informationen oder Daten an die zuständigen Stellen übermitteln“ 
ist bei einfacher Komplexität von etwa 2 Minuten pro Postsendung auszu-
gehen. 

		�  Eine sachkostenbezogene Entlastung berechnet sich im Hinblick auf die An-
tragstellung aus der jährlichen Anzahl der schriftlich und künftig elektro-
nisch gestellten Anträge in Hinterlegungssachen multipliziert mit den redu-
zierten Sachkosten pro Sendung. Nach justizinternen statistischen Erhebun-
gen gab es im Jahr 2020 insgesamt 3 945 Verfahrenseingänge. Von diesen 
wurden geschätzt etwa 90 Prozent schriftlich eingereicht (3 551). Weiter 
wird angenommen, dass etwa 73 Prozent (2 592) der schriftlichen Anträge 
von Unternehmen, Organisationen und sonstigen unternehmerisch tätigen 
Einzelpersonen wie Insolvenzverwaltern oder Rechtsanwälten eingereicht 
wurden, während etwa 17 Prozent (604) dieser Anträge von den Bürgerin-
nen und Bürgern und die übrigen etwa 10 Prozent (355) von Vertretern der 
öffentlichen Verwaltung wie etwa den Staatsanwaltschaften oder den Zoll-
ämtern gestellt wurden. Legt man ferner das nach statistischen Erhebungen 
feststellbare Nutzungsverhalten des Internets über die verschiedenen Alters-
gruppen hinweg zugrunde, lässt sich wie schon zur sachlich vergleichbaren 
Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs in Zivilsachen eine langfristige 
Nutzungsquote von circa 80 Prozent der Bürgerinnen und Bürger annehmen 
(vgl. Bundestagsdrucksache 19/28399, S. 28). 

		�  Da sich die bisherigen Sachkosten für schriftliche Anträge in Höhe von  
2 Euro durch die Umstellung auf den elektronischen Rechtsverkehr auf null 
Euro pro Übermittlung reduzieren, werden die Bürgerinnen und Bürger 
durch die Möglichkeit der elektronischen Einreichung von Hinterlegungs-
anträgen insoweit langfristig bei den Sachkosten im Umfang von circa  
966 Euro jährlich entlastet (604 x 0,8 x 2 Euro = 966 Euro). 

		�  Die zeitliche Entlastung beträgt auf der Grundlage obiger Darstellung bei  
2 Minuten Entlastung pro Antrag insgesamt rund 16 Stunden im Jahr (604 x 
0,8 x 2/60 = 16,1 Stunden). 

		�  Durch die Schaffung einer Rechtsgrundlage für die Einführung der elektro-
nischen Akte in Hinterlegungssachen werden die Bürgerinnen und Bürger 
wegen der rein innerorganisatorischen Zielsetzung dieser Regelung nicht 
berührt. 

	 b)	� Mit der Aufhebung der Vergütungsregelung für Amtsboten der Gemeinden 
ist keine erhebliche Entlastung für Bürgerinnen und Bürgern verbunden. 
Zwar konnte die Vergütung bislang in einzelnen Fällen den Beteiligten auf-
erlegt werden; das kam in der Praxis allerdings kaum zum Tragen. 

2.	Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

	 a)	� Durch die Eröffnung des elektronischen Rechtsverkehrs und die Schaffung 
einer Rechtsgrundlage für die Einführung der elektronischen Akte in Hin-
terlegungssachen werden zusätzliche Bürokratie- oder weitere Regelungs-
kosten für die Wirtschaft aus den für die Bürgerinnen und Bürger geltenden 
Gründen nicht eintreten.

		�  Soweit von der Möglichkeit der elektronischen Einreichung Gebrauch ge-
macht wird, stehen den durch die Nutzung entstehenden geringfügigen Be-
lastungen, wie schon zum Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und Bürger 
dargestellt, Entlastungen durch Sachkosteneinsparungen in Form von Por-
to-, Papier- und Druckkosten in Höhe von etwa 2 Euro pro Sendung gegen-
über. Bei den Personalkosten für die Standardaktivität „Informationen oder 
Daten an die zuständigen Stellen übermitteln“ ist bei einfacher Komplexität 
von einer Entlastung von etwa 2 Minuten pro Einreichung auszugehen.
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		�  Auf der Grundlage der für die Bürgerinnen und Bürger erfolgten Berech-
nungen bei einer Gesamtzahl schriftlicher Anträge von 3 945, davon 2 592 
Anträgen aus der Wirtschaft (73 Prozent), und einer langfristigen Nutzungs-
quote von circa 80 Prozent wird die Wirtschaft langfristig bei den Sach-
kosten im Umfang von circa 4 147 Euro jährlich entlastet (2 592 x 0,8 x  
2 Euro = 4 147,2 Euro). Die Entlastung der Wirtschaft bei den Personal-
kosten beträgt auf der Grundlage obiger Darstellung bei einem wegfallenden 
Zeitaufwand von zwei Minuten pro Antrag und Lohnkosten von 34 Euro pro 
Stunde (Gesamtwirtschaft, mittleres Qualifikationsniveau) langfristig etwa  
2 350 Euro im Jahr (2 592 x 0,8 x 2/60 x 34 Euro = 2 350 Euro). 

	 b)	� Durch die Anpassung des Landesrechts an die Vorgaben des Gerichtsdol-
metschergesetzes entsteht folgender Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft:

		�  Gebärdensprachdolmetscher und Urkundenübersetzer müssen sich bis zum  
31. Dezember 2027 nach den Vorgaben des Gerichtsdolmetschergesetzes neu 
beeidigen lassen. Hierfür fällt einmaliger Sach- und Personalaufwand an.

		�  Diese Vorgabe gilt für die derzeit beeidigten Gebärdensprachdolmetscher 
und Urkundenübersetzer. Ausweislich der unter www.justiz-dolmetscher.de 
abrufbaren bundesweiten Dolmetscher- und Übersetzerdatenbank sind in 
Baden-Württemberg 17 beeidigte Dolmetscher für Gebärdensprache und  
4 461 beeidigte Übersetzer, insgesamt also 4 478 Personen, betroffen. Diese 
werden aber voraussichtlich nicht alle die erneute Beeidigung beantragen. 
Insbesondere diejenigen unter ihnen, die keine staatliche oder staatlich aner-
kannte Prüfung abgelegt haben und den neuen Vorgaben nicht entsprechen, 
könnten von einer erneuten Beeidigung absehen und stattdessen von der 
Möglichkeit der ad hoc-Beeidigung Gebrauch machen. Belastbare Zahlen, 
wie viele der aktuell beeidigten Gebärdensprachdolmetscher und Urkun-
denübersetzer keine staatliche oder staatlich anerkannte Prüfung abgelegt 
haben, liegen nicht vor. Aus einer stichprobenartigen Erhebung bei den Be-
eidigungsstellen bezüglich der Sprachdolmetscher ergibt sich lediglich, dass 
der Anteil beeidigter Dolmetscher ohne Prüfung teils gegen Null tendiert, 
teils aber auch ganz erheblich ist und in manchen Fällen bis zu einem Drittel 
oder zu der Hälfte betragen kann. Es ist anzunehmen, dass dieser Befund 
zumindest auf Urkundenübersetzer übertragbar ist. Zudem könnte innerhalb 
des längeren Übergangszeitraums bis zum 31. Dezember 2027 ein Teil der 
Sprachmittler seine Tätigkeit aufgeben. Für die Ermittlung des Erfüllungs-
aufwands ist daher unter Berücksichtigung eines angemessenen Abschlags 
von etwa 20 % davon auszugehen, dass innerhalb des Zeitraums bis 31. De-
zember 2027 circa 3 500 Neubeeidigungen vorzunehmen sind. 

		�  Für die Vorbereitung und die Stellung des Antrags auf erneute Beeidigung 
ist mit einem geschätzten Zeitaufwand von vier Stunden zu rechnen (unter 
anderem müssen die neuen Anforderungen überprüft, Unterlagen zusam-
mengestellt, ein Führungszeugnis beantragt und ggf. beglaubigte Kopien an-
gefertigt werden). Für die Durchführung der erneuten Beeidigung ist mit 
einem geschätzten Zeitaufwand von drei Stunden zu rechnen, da der Antrag-
steller das zuständige Landgericht hierfür persönlich aufsuchen muss. Es 
fällt somit insgesamt ein Zeitaufwand von sieben Stunden an. Die Lohnkos-
ten betragen nach der Lohnkostentabelle Wirtschaft des Normenkontrollra-
tes des Bundes für den Wirtschaftsabschnitt Erbringung von freiberuflichen 
Dienstleistungen mit Qualifikationsniveau hoch 59,70 Euro pro Stunde. 
Für jeden Sprachmittler fällt demnach ein einmaliger Personalaufwand von 
417,90 Euro an. Für die Neubeeidigung von 3 500 der derzeit beeidigten 
Gebärdensprachdolmetscher und Urkundenübersetzer ergibt sich folglich 
insgesamt ein einmaliger Personalaufwand der Wirtschaft von 1 462 650 
Euro (3 500 x 4 x 59,70 Euro + 3 500 x 3 x 59,70 Euro = 1 462 650 Euro). 
Im Umfang von 835 800 Euro handelt es sich um Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten (Vorbereitung und Stellung des Antrags auf erneute 
Beeidigung: vier Stunden).

		�  Hinzu kommt ein einmaliger Sachaufwand in Form von Fahrtkosten für die 
Anfahrt zur Beeidigungsstelle. Legt man hier eine durchschnittliche Fahrt-
strecke von 20 bis 30 km für Hin- und Rückfahrt zugrunde, ergeben sich 
ausgehend von dem in § 5 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 des Justizvergütungs- 
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und -entschädigungsgesetzes bestimmten Satz von 0,42 Euro pro gefahre-
nem Kilometer Fahrtkosten von durchschnittlich circa 10 Euro, sodass der 
Sachaufwand pro Fall 10 Euro beträgt. Der gesamte einmalige Sachaufwand 
der Wirtschaft für die Neubeeidigung von 3 500 der derzeit beeidigten Ge-
bärdensprachdolmetscher und Urkundenübersetzer beläuft sich folglich auf 
35 000 Euro (3 500 x 10 Euro = 35 000 Euro). 

		�  Darüber hinaus fallen für die Neubeeidigung keine Bürokratiekosten aus 
Informationspflichten an.

		�  Weiter entsteht Erfüllungsaufwand dadurch, dass Gebärdensprachdolmet-
scher und Urkundenübersetzer künftig alle fünf Jahre die bestehende Be-
eidigung verlängern lassen müssen. Hierfür entsteht jährlicher Personalauf-
wand.

		�  Die Pflicht zur Verlängerung trifft auch die Gebärdensprachdolmetscher und 
Urkundenübersetzer, die nach Inkrafttreten des Gesetzes neu beeidigt wer-
den. Es ist daher für die Verlängerung von einer höheren Fallzahl von ge-
schätzt 4 000 Personen auszugehen.

		�  Für die Beantragung der Verlängerung ist ein geschätzter Zeitaufwand von 
zwei Stunden anzusetzen. Es handelt sich um Bürokratiekosten aus Infor
mationspflichten. Ausgehend von der Lohnkostentabelle ergibt sich ein Per-
sonalaufwand von 477 600 Euro in fünf Jahren (4 000 x 2 x 59,70 Euro = 
477 600 Euro), somit ein jährlicher Personalaufwand der Wirtschaft von  
95 520 Euro (477 600 / 5 = 95 520 Euro). 

		�  Darüber hinaus fallen für die Verlängerung der Beeidigung keine Bürokra-
tiekosten aus Informationspflichten an.

	 c)	� Eine erhebliche Entlastung für die Wirtschaft ist auch mit der Aufhebung 
der Vergütungsregelung für Amtsboten der Gemeinden nicht verbunden. Es 
gelten insoweit die Ausführungen zum Erfüllungsaufwand für die Bürgerin-
nen und Bürger entsprechend.

	 d)	� Bei der Notarkammer Baden-Württemberg entsteht durch die Verpflichtung 
zur Amtshilfe gegenüber dem Notarversorgungswerk Baden-Württemberg 
ein geringfügiger Erfüllungsaufwand in Form von Bürokratiekosten. Aus-
gehend davon, dass im Durchschnitt etwa 50 mitzuteilende beziehungswei-
se zu beauskunftende Vorgänge je Kalenderjahr anfallen mit einer durch-
schnittlichen Bearbeitungsdauer von 30 Minuten je Mitteilung oder Aus-
kunft, ergibt sich bei angenommenen Lohnkosten von 33,70 Euro pro Stun-
de im mittleren Dienst nach der Lohnkostentabelle des Normenkontrollrats 
des Bundes ein jährlicher Erfüllungsaufwand von weniger als 1 000 Euro im 
Jahr für die Notarkammer Baden-Württemberg.

3.	Erfüllungsaufwand der öffentlichen Verwaltung

	 a)	� Die Eröffnung des elektronischen Rechtsverkehrs ist nur mit geringfügigen 
Mehraufwendungen für die öffentliche Verwaltung verbunden. 

		�  Die Hinterlegungsstellen sind bei den Amtsgerichten organisiert. In den 
amtsgerichtlichen Gerichtsverfahren ist der elektronische Rechtsverkehr 
bereits eingeführt. Die hierzu errichtete technische Infrastruktur wird auch 
für den elektronischen Rechtsverkehr in Hinterlegungsverfahren genutzt. 
Seit Dezember 2021 sind zudem für sämtliche Gerichte in Verwaltungsan-
gelegenheiten besondere elektronische Behördenpostfächer (beBPo) einge-
richtet, sodass in jeder Hinsicht der elektronische Empfang sichergestellt 
ist. Über das beBPo können bereits gegenwärtig elektronische Nachrich-
ten empfangen und übersendet werden. Die Einführung des elektronischen 
Rechtsverkehrs in Hinterlegungssachen führt deshalb auch insoweit nicht zu 
gesonderten Aufwendungen bei der öffentlichen Verwaltung.

		�  Die Aktenführung erfolgt derzeit zwar noch auf der Grundlage papierhafter 
Akten. Spätestens zum 1. Januar 2026 wird aber bei sämtlichen Amtsgerich-
ten in Baden-Württemberg die elektronische Akte technisch zur Bearbeitung 
der Zivilverfahren und damit auch für eine Bearbeitung der Hinterlegungs-
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verfahren implementiert sein. Der Aufwand im Hinblick auf einen in die-
sem Zwischenzeitraum entstehenden Medienbruch zur Überführung elekt-
ronischer Eingänge in die papierhafte Verfahrensakte, der freilich spätestens 
zum 1. Januar 2026 mit Beginn der verpflichtenden elektronischen Akten-
führung in Zivilverfahren bei den Gerichten beendet sein wird, ist nicht kon-
kret bezifferbar. Denn es lässt sich nicht belastbar schätzen, in welchem 
Umfang Beteiligte und Dritte kurz- und mittelfristig die elektronische Form 
der Einreichung in Hinterlegungsverfahren nutzen werden. Als Einzelkos-
ten fallen wegen des Medienbruchs jedenfalls für eingehende elektronische 
Eingänge 0,24 Euro bei geschätzten 0,03 Euro pro Seite und vierfachem 
Ausdruck an Druckkosten an. Hinzu kommt der Personalaufwand für die 
Bearbeitung (2 Minuten pro Fall, Standardaktivität „Kopieren, archivieren, 
verteilen“, einfache Komplexität, Stundensatz mittlerer Dienst Länder 33,70 
Euro). Insgesamt ist aber im Hinblick auf die Hinterlegungsanträge zunächst 
mit einem eher geringen Anteil an elektronischen Eingängen zu rechnen, 
sodass der Erfüllungsaufwand geringfügig bleiben wird. Selbst wenn man 
aber hypothetisch annehmen würde, dass bereits unmittelbar mit der Er-
öffnung des elektronischen Rechtsverkehrs die langfristig geschätzte Nut-
zungsquote von 80 Prozent eintreten würde und bei keiner Hinterlegungs-
stelle eine elektronische Aktenbearbeitung eingeführt wäre, so fielen wegen 
des Medienbruchs im Höchstfall jährlich bis zum 1. Januar 2026 zusätzliche 
Sachkosten für die öffentliche Verwaltung im Umfang von 682 Euro – bezo-
gen auf eine elektronische Antragstellung – an, wenn man die Zahl der ge-
schätzten schriftlichen Neueingänge für das Jahr 2020 (3 551) zugrunde legt  
(3 551 x 0,8 x 0,24 Euro = 682 Euro). Hinzu kämen jährliche Personalkos-
ten in Höhe von 3 191 Euro (3 551 x 0,8 x 2/60 x 33,70 Euro = 3 191 Euro).

		�  Die abstrakte Schaffung einer Ermächtigungsgrundlage für die Einführung 
der elektronischen Akte in Hinterlegungssachen führt nicht zu einem Er-
füllungsaufwand für die Verwaltung. Dieser entsteht erst im Rahmen der 
konkreten Umsetzung durch Erlass einer Rechtsverordnung und wird so-
dann bei der Verordnungsgebung aufzuzeigen sein, wie es gegenwärtig 
schon im Rahmen der Verordnung des Justizministeriums zur elektronischen 
Aktenführung bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften (eAktenVO) zur 
Einführung der elektronischen Akte bei den Amtsgerichten im Einzelnen 
erfolgt. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt lassen sich auch keine belastbaren 
Schätzungen zum Erfüllungsaufwand, der durch die Umsetzung der Rechts-
verordnung anfallen wird, machen. Der Zeitpunkt für den Erlass der Rechts-
verordnung ist derzeit nicht absehbar. Die Umsetzung verlangt zunächst 
weitere innerorganisatorische Umstrukturierungsmaßnahmen für die Hinter-
legungsstellen, wie insbesondere die Zusammenführung von einzelnen Be-
zirken, die zuvor abgeschlossen sein müssen. 

		�  Ist die Verwaltung als Beteiligte eines Hinterlegungsverfahrens betrof-
fen, treten durch die Eröffnung des elektronischen Rechtsverkehrs und die 
Schaffung einer Rechtsgrundlage für die Einführung der elektronischen Ak-
te in Hinterlegungssachen für die Verwaltung wegen der zu erwartenden flä-
chendeckenden Einrichtung besonderer elektronischer Behördenpostfächer 
keine zusätzlichen Bürokratie- oder weiteren Regelungskosten auf. Die für 
die Verwaltung als Antragstellerin entstehenden Entlastungseffekte betragen 
– wie schon zum Erfüllungsaufwand der Bürgerinnen und Bürger dargestellt 
– durch Sachkosteneinsparungen in Form von Porto-, Papier- und Druckkos-
ten geschätzte 2 Euro pro Sendung. Auf der Grundlage der für die Bürgerin-
nen und Bürger erfolgten Berechnungen einer Gesamtzahl schriftlicher An-
träge (3 551), eines Anteils der öffentlichen Verwaltung von etwa 10 Prozent 
und einer geschätzten langfristigen Nutzungsquote von 100 Prozent, wird 
die öffentliche Verwaltung langfristig bei den Sachkosten im Umfang von 
circa 710 Euro jährlich entlastet (355 x 2 Euro = 710 Euro).

	 b)	� Durch die Anpassung des Landesrechts an die Vorgaben des Gerichtsdol-
metschergesetzes entsteht für die Verwaltung folgender Erfüllungsaufwand:

		�  Gebärdensprachdolmetscher und Urkundenübersetzer müssen sich bis zum 
31. Dezember 2027 nach den Vorgaben des Gerichtsdolmetschergesetzes 
neu beeidigen lassen. Für die Ermittlung des Erfüllungsaufwands ist nach 
dem oben Gesagten davon auszugehen, dass innerhalb des Zeitraums bis 
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31. Dezember 2027 circa 3 500 Neubeeidigungen vorzunehmen sind. Für 
die Bearbeitung des Antrags auf erneute Beeidigung durch die Landgerichte 
ist mit einem geschätzten Zeitaufwand von zweieinhalb Stunden für einen 
Mitarbeiter des gehobenen Dienstes zu rechnen, der sich in etwa wie folgt 
zusammensetzt: zehn Minuten für Erstellung und Versand eines Hinweis-
schreibens an alle beeidigten Sprachmittler, 30 Minuten für die Bearbei-
tung des Antrags, 30 Minuten für die Vorbereitung des Beeidigungstermins,  
60 Minuten für die Durchführung des Beeidigungstermins einschließlich 
Aufklärung sowie 20 Minuten für die Nachbereitung des Termins und die 
Eintragung in die Datenbank. Für die Durchführung der erneuten Beeidi-
gung ist mit einem geschätzten Zeitaufwand von 15 Minuten für einen Be-
schäftigten des höheren Dienstes zu rechnen. Es entstehen somit nach der 
Lohnkostentabelle Verwaltung des Normenkontrollrates des Bundes Lohn-
kosten der Verwaltung im Umfang von zweieinhalb Stunden im gehobenen 
Dienst zu je 43,90 Euro sowie im Umfang von 15 Minuten im höheren 
Dienst zu je 65,20 Euro. Insgesamt ergibt sich damit ein einmaliger Perso-
nalaufwand der Verwaltung von 441 175 Euro (3 500 x 2,5 x 43,90 Euro +  
3 500 x 15/60 x 65,20 Euro = 441 175 Euro). Gesonderter Sachaufwand fällt 
nicht an.

		�  Zudem müssen Gebärdensprachdolmetscher und Urkundenübersetzer künf-
tig alle fünf Jahre die bestehende Beeidigung verlängern lassen. Die Pflicht 
zur Verlängerung trifft auch die Gebärdensprachdolmetscher und Urkunden-
übersetzer, die nach Inkrafttreten des Gesetzes neu beeidigt werden. Es ist 
daher für die Verlängerung von einer höheren Fallzahl von geschätzt 4 000 
Personen auszugehen. Für die Bearbeitung des Antrags auf Verlängerung 
durch die Landgerichte ist mit einem geschätzten Zeitaufwand von 30 Mi-
nuten für einen Mitarbeiter des gehobenen Dienstes zu rechnen. Eine erneu-
te Beeidigung ist nicht erforderlich. Es entstehen somit nach der Lohnkos-
tentabelle Verwaltung des Normenkontrollrates des Bundes Personalkosten 
der Verwaltung im Umfang von (4 000 x 30/60 x 43,90 Euro =) 87 800 Euro 
in fünf Jahren. Der jährliche Personalaufwand Verwaltung für die Verlänge-
rung der Beeidigung beläuft sich folglich auf 17 560 Euro (4 000 x 30/60 x 
43,90 Euro / 5 = 17 560 Euro). Hinzu kommt ein jährlicher Sachaufwand in 
Höhe von 1 600 Euro für Druck und Versand der Bescheide (4 000 x 2 Euro 
pro Bescheid / 5 = 1 600 Euro).

		�  Sodann müssen die Landgerichte künftig für die Verlängerung der Beeidi-
gung bei allen Sprachmittlern eine Gebühr von 25 Euro erheben. Für Gebär-
densprachdolmetscher und Urkundenübersetzer ist von einer Fallzahl von 
geschätzt 4 000 Verlängerungen in fünf Jahren auszugehen. Hinzu kommen 
die Verlängerungen der allgemeinen Beeidigungen der Gerichtsdolmetscher 
nach Bundesrecht, für die ebenfalls Gebühren nach Landesrecht zu erhe-
ben sind. Eine Praxisbefragung im Jahr 2021 hat ergeben, dass derzeit in 
Baden-Württemberg 2 519 Dolmetscher allgemein beeidigt sind. Von die-
sen werden aber nicht alle die erneute Beeidigung beantragen. Insbesondere 
diejenigen beeidigten Gerichtsdolmetscher, die keine staatliche oder staat-
lich anerkannte Prüfung haben und den neuen Vorgaben des Gerichtsdol-
metschergesetzes nicht entsprechen, könnten von einer erneuten Beeidigung 
absehen und stattdessen von der Möglichkeit der ad hoc-Beeidigung Ge-
brauch machen. Belastbare Zahlen, wie viele der beeidigten Dolmetscher 
keine staatliche oder staatlich anerkannte Prüfung haben, liegen nicht vor. 
Eine im Zuge der Praxisbefragung im Jahr 2021 vorgenommene stichpro-
benartige Erhebung bei den Beeidigungsstellen hat aber ergeben, dass der 
Anteil beeidigter Dolmetscher ohne Prüfung teils gegen Null tendiert, teils 
aber auch ganz erheblich ist und in manchen Fällen bis zu einem Drittel 
oder zur Hälfte betragen kann. Auch hier ist daher unter Berücksichtigung 
eines vorsorglichen Abschlags von etwa 20 % anzunehmen, dass circa  
2 000 Verlängerungen in fünf Jahren erforderlich werden. Insgesamt ist da-
her die Gebühr in 6 000 Fällen in fünf Jahren zu erheben. Die geschätzte 
Bearbeitungszeit für die Erhebung der Gebühr beträgt 15 Minuten für einen 
Mitarbeiter des gehobenen Dienstes. Es entstehen somit nach der Lohnkos-
tentabelle Verwaltung des Normenkontrollrates des Bundes Personalkosten 
der Verwaltung im Umfang von 65 850 Euro in fünf Jahren (6 000 x 15/60 
x 43,90 = 65 850 Euro). Der jährliche Personalaufwand Verwaltung für die 
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Erhebung einer Gebühr bei Verlängerung der Beeidigung beläuft sich folg-
lich auf 13 170 Euro (6 000 x 15/60 x 43,90 Euro / 5 = 13 170 Euro). Geson-
derter Sachaufwand fällt nicht an.

		�  Ein darstellungspflichtiger Erfüllungsaufwand der Verwaltung entsteht 
durch den neuen Bußgeldtatbestand in § 15c AGGVG nicht. Es ist nicht 
damit zu rechnen, dass die Vorschrift zu einem Fallaufkommen jenseits der 
Geringfügigkeit führt. 

	 c)	� Der Wegfall der Gebühr für den Widerruf der Anerkennung einer Gütestelle 
nach Verzicht führt lediglich zu einer geringfügigen Entlastung für die Ver-
waltung, da die Notwendigkeit der Prüfung der Widerrufsvoraussetzungen 
wie bisher bestehen bleibt, allerdings keine zusätzlichen Kostenrechnungen 
für den Widerruf mehr erstellt und die Gebühren nicht mehr eingetrieben 
werden müssen. Aufgrund der insgesamt geringen Häufigkeit der Gebühren-
erhebung (in den Jahren 2019 bis 2021 rund 60 Fälle) wird die Entlastung 
allerdings keine Auswirkung auf den Stellenbedarf haben. Auch werden  
keine erheblichen Entlastungen im Hinblick auf Sachkosten eintreten. 

	 d)	� Mangels weggefallener praktischer Relevanz der Vergütungsregelung für 
Amtsboten der Gemeinden wird auch die Entlastung für die Verwaltung 
durch deren Streichung geringfügig ausfallen und ebenfalls keine Auswir-
kung auf den Stellenbedarf oder die Sachkosten haben.

	 e)	� Beim Versorgungswerk der Rechtsanwälte in Baden-Württemberg, beim 
Versorgungswerk der Steuerberater in Baden-Württemberg und beim No-
tarversorgungswerk Baden-Württemberg entsteht infolge der Regelung ei-
ner Pflicht zur Datenübermittlung ein geringfügiger Erfüllungsaufwand in 
Form von Bürokratiekosten. Im Regelfall ist davon auszugehen, dass bei 
den betroffenen Rechtsanwälten, Steuerberatern und Notaren sowie Notar-
assessoren auch ohne ein entsprechendes Auskunftsersuchen deren Erreich-
barkeit bekannt sein wird. Es wird daher nur in Ausnahmefällen erforderlich 
sein, über die berufsständischen Versorgungseinrichtungen Anschriften und 
Arbeitgeber zu ermitteln. Darüber hinaus sind Anlass der Neuregelung Aus-
kunftsersuchen der Gerichtsvollzieher und der Insolvenzgerichte, während 
weitergehende Auskünfte gegenüber öffentlichen Stellen bereits nach gel-
tender Rechtslage im Wege der Amtshilfe in Betracht kommen und damit 
keine Änderungen im Erfüllungsaufwand zur Folge haben.

		�  Vor diesem Hintergrund kann der zusätzliche Verwaltungsaufwand für die 
Versorgungswerke im Einzelnen auf insgesamt etwa 100 bis 150 Anfragen 
jährlich geschätzt werden. Die Auskunftserteilung beschränkt sich zudem 
auf die Angabe einer Anschrift oder des Arbeitgebers, weshalb allenfalls mit 
einer durchschnittlichen Bearbeitungsdauer von 30 Minuten je Anfrage und 
damit maximal 50 bis 75 Bearbeitungsstunden jährlich zu rechnen ist. Dies 
ergibt bei angenommenen Lohnkosten von 33,70 Euro pro Stunde im mittle-
ren Dienst nach der Lohnkostentabelle Verwaltung des Normenkontrollrates 
des Bundes einen Erfüllungsaufwand bei den Versorgungswerken von ins-
gesamt etwa 1 700 bis 2 500 Euro pro Jahr (100 x 0,5 Stunden x 33,70 Euro 
= 1 685 Euro bzw. 150 x 0,5 Stunden x 33,70 Euro = 2 527,50 Euro). 

VII. Wesentliches Ergebnis des Nachhaltigkeitschecks

Die Anpassung des öffentlich-rechtlichen Hinterlegungswesen in Baden-Würt-
temberg an die technischen Entwicklungen im Einsatz digitaler Instrumente beim 
Zugang zur Justiz und im Rahmen der Aktenbearbeitung wird sich positiv auf den 
Zielbereich „Leistungsfähige Verwaltung und Justiz“ auswirken.
Die Reform der Beeidigungsvoraussetzungen für Gebärdensprachdolmetscher 
und Urkundenübersetzer wird sich voraussichtlich ebenfalls positiv auf den Ziel-
bereich „Leistungsfähige Verwaltung und Justiz“ auswirken. Die Beeidigungs-
voraussetzungen werden vereinfacht und an die bundesrechtlichen Vorgaben für 
die Gerichtsdolmetscher angepasst, sodass die Beeidigungsverfahren für alle 
Sprachmittler einheitlich ausgestaltet werden. Die entsprechende Anwendbarkeit 
des Gerichtsdolmetschergesetzes für Gebärdensprachdolmetscher und Urkunden-
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übersetzer trägt zu einer hohen Qualifikation der beeidigten Sprachmittler bei. 
Das grundsätzliche Erfordernis einer staatlichen Prüfung stellt sicher, dass die 
erforderlichen Fachkenntnisse auf dem gewünschten Niveau vorhanden sind. Die 
hohe Qualifikation der beeidigten Sprachmittler stärkt und sichert die Leistungs-
fähigkeit der Justiz.
Der Wegfall einer Gebühr für den Widerruf der Anerkennung einer Gütestelle 
nach erklärtem Verzicht wird sich voraussichtlich positiv auf den Zielbereich 
„Wohl und Zufriedenheit“ auswirken, weil Hemmnisse für die Zulassung als Gü-
testelle abgebaut werden. Aufgrund der geringen Höhe der bisher verlangten Ge-
bühr sind jedoch ebenfalls keine erheblichen Folgen zu erwarten.
Im Übrigen sind erhebliche Auswirkungen offensichtlich nicht zu erwarten. 

VIII. Sonstige Kosten für Private

Keine.

IX. Exekutive Fußspur

Im Hinblick auf die Anpassung des AGGVG an das Gerichtsdolmetschergesetz 
des Bundes wurde im Vorfeld der Erarbeitung des Gesetzentwurfs Berufsverbän-
den der Dolmetscher und Übersetzer Gelegenheit zur Äußerung gegeben. Hiervon 
haben Gebrauch gemacht der Verband allgemein beeidigter Verhandlungsdolmet-
scher und öffentlich bestellter und beeidigter Urkundenübersetzer in Baden-Würt-
temberg e. V. (VVU e. V.) mit Sitz in Esslingen sowie der Bundesverband der 
Dolmetscher und Übersetzer Landesverband Baden-Württemberg (BDÜ) mit Sitz 
in Karlsruhe. Die von den Verbänden geäußerten Vorstellungen wurden bei der 
Erarbeitung des Referentenentwurfs teilweise berücksichtigt. Einzelheiten hierzu 
ergeben sich aus der Einzelbegründung zu Artikel 2. Der Berufsfachverband der 
GebärdensprachdolmetscherInnen Baden-Württemberg e. V. mit Sitz in Gerns-
bach hat von der Gelegenheit zur Äußerung keinen Gebrauch gemacht.

Im Hinblick auf die Aufhebung des § 22 LJKG wurde dem Gemeindetag Baden-
Württemberg e. V. im Rahmen der Erarbeitung des Gesetzentwurfs Gelegenheit 
zur Stellungnahme gegeben. Hiervon hat der Gemeindetag Baden-Württemberg 
e. V. Gebrauch gemacht. Auswirkungen auf den Inhalt des Regelungsentwurfs er-
gaben sich hieraus nicht.
Die Regelungsentwürfe zu den berufsständischen Versorgungseinrichtungen beru-
hen auf einem Regelungsvorschlag des Bundesministeriums der Justiz. Das Ver-
sorgungswerk der Rechtsanwälte in Baden-Württemberg, das Versorgungswerk 
der Steuerberater in Baden-Württemberg und das Notarversorgungswerk Baden-
Württemberg wurden hierzu im Vorfeld der Erstellung des Gesetzentwurfs an-
gehört. Auswirkungen auf den Inhalt des Regelungsentwurfs ergaben sich hieraus 
nicht.
Im Zuge der Ausarbeitung der Regelungsentwürfe zur Änderung des badischen 
Gesetzes, die geschlossenen Hofgüter betreffend, wurde das Ministerium für Er-
nährung, Ländlichen Raum und Verbraucherschutz beteiligt, das eine Stellung-
nahme des im Transparenzregister eingetragenen Badischen Landwirtschaftlichen 
Hauptverbandes e. V. mit Sitz in Freiburg einholte. Diese Stellungnahme wurde 
berücksichtigt.
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B. Einzelbegründung

Zu Artikel 1 (Änderung des Hinterlegungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Änderung von § 2):

Die Änderung ist eine Folgeänderung zur Neufassung von § 3, die eine übersicht-
liche Abfolge der Normen innerhalb des Hinterlegungsgesetzes gewährleisten 
soll.

Zu Nummer 2 (Neufassung von § 3):

§ 3 schafft die rechtlichen Grundlagen für die Einreichung elektronischer Doku-
mente und eine elektronische Aktenbearbeitung bei den Hinterlegungsstellen. Die 
Ausgestaltung orientiert sich an der Verfahrensordnung in den Zivilverfahren.
§ 3 Absatz 1 Satz 1 erlaubt die elektronische Aktenführung in Hinterlegungs-
verfahren und setzt damit die technische Entwicklung zur Errichtung digitaler 
Aktenbestände und ihrer elektronischen Bearbeitung auch für das öffentliche Hin-
terlegungswesen fort, wie sie zur Verfahrensbearbeitung in den gerichtlichen Ver-
fahrensordnungen schon in weiten Teilen zur Anwendung gelangt. § 3 Absatz 1 
Satz 2 sieht die entsprechende Anwendung von § 298a Absatz 2 der Zivilprozess-
ordnung (ZPO) vor, um die strukturierte Überführung papierhafter Vorgänge in 
die elektronische Akte zu gewährleisten und zugleich eine parallele Aktenführung 
zu vermeiden. Davon erfasst werden entsprechend dem Anwendungsbereich des 
§ 298a Absatz 2 ZPO alle den Hinterlegungsstellen vorliegenden Schriftstücke 
(vgl. Bundestagsdrucksache 18/12203, S. 80). Den Zeitpunkt für die Einführung 
der elektronischen Aktenführung und ihre weiteren technischen und organisatori-
schen Einzelheiten wird das Justizministerium durch eine Rechtsverordnung be-
stimmen, deren Erlass und inhaltliche Rahmenbedingungen § 3 Absatz 1 Satz 3 
und 4 näher ausgestalten. 
§ 3 Absatz 2 Satz 1 eröffnet für sämtliche Beteiligte und Dritte den elektroni-
schen Rechtsverkehr in Hinterlegungsverfahren als weitere Option in der Kom-
munikation mit den Hinterlegungsstellen, die neben die papierhafte Form der An-
tragstellung oder sonstigen Erklärungstatbestände tritt. Bei den Amtsgerichten ist 
der elektronische Rechtsverkehr in den zivilprozessualen Verfahren ebenso wie 
in den Verfahren nach dem Gesetz über das Verfahren in Familiensachen und 
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit geübte Praxis. Um die-
se Entwicklungsstufe einer digitalen Kommunikation werden nun auch die bei 
den Amtsgerichten geführten Hinterlegungsverfahren ergänzt, deren Verfahrens-
recht landesrechtlich eigenständig durch das Hinterlegungsgesetz bestimmt wird. 
Neben einer schriftlichen oder zu Protokoll zu gebenden Erklärung ist damit auch 
eine Einreichung als elektronisches Dokument erlaubt. Dies gilt nach § 3 Absatz 2 
Satz 2 auch für Nachweise, wenn sie elektronisch errichtet sind, etwa als gericht-
liches elektronisches Dokument. Im Übrigen kann auch jeder andere Nachweis 
elektronisch eingereicht werden, soweit nicht ausnahmsweise das Original oder 
die Vorlage in besonderer Form erforderlich ist. 
Die in den gerichtlichen Verfahren bei den Amtsgerichten bereits seit mehreren 
Jahren eingesetzten technischen Rahmenbedingungen haben sich bewährt und 
sind eingeübt. § 3 Absatz 2 Satz 2 übernimmt deshalb für die elektronische Kom-
munikation mit den Hinterlegungsstellen die Bedingungen, wie sie in § 130a ZPO 
sowie der hierauf beruhenden Verordnung für den elektronischen Rechtsverkehr 
einschließlich der hierzu ergangenen Bekanntmachungen und in § 298 ZPO näher 
geregelt sind. Durch dynamische Verweise werden auch die künftigen Verände-
rungen in diesem Bereich, insbesondere in technischer Hinsicht, für die Hinter-
legungsverfahren automatisch zur Anwendung kommen.
Durch § 3 Absatz 3 wird für die Hinterlegungsstellen die Möglichkeit eröffnet, 
Dokumente, die schriftlich zu errichten sind, wie insbesondere Entscheidungen 
oder Protokolle, künftig auch in elektronischer Form zu errichten. Die Regelung 
des § 130b ZPO gilt entsprechend. Für den Fall, dass die Akten in Papier geführt 
werden, ist § 298 ZPO entsprechend anwendbar. Für die Erteilung von papierhaf-
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ten Ausfertigungen, Auszügen oder Abschriften eines elektronischen Dokuments 
der Hinterlegungsstelle kann auf § 317 Absatz 3 ZPO zurückgegriffen werden.
In § 3 Absatz 4 wird zugunsten einer Standardisierung in der Verfahrensbearbei-
tung die Befugnis des Justizministeriums zur Einführung elektronischer Formu-
lare mittels Rechtsverordnung aufgenommen. Für die technischen Rahmenbedin-
gungen ist § 130c Satz 2 bis 4 ZPO entsprechend heranzuziehen.

Zu Nummer 3 (Ergänzung von § 4):

Die elektronische Aktenführung verlangt zum Einsichtsrecht besondere Regelun-
gen zu Art und Weise einer Einsichtnahme. Für die Rahmenbedingungen ist § 299 
Absatz 3 ZPO entsprechend heranzuziehen.

Zu Nummer 4 (Änderung von § 8):

§ 8 Absatz 1 Satz 1 zielt mit dem Erfordernis, den Hinterlegungsantrag in zwei 
Stücken einzureichen, ersichtlich auf eine papierhafte Einreichung ab. Für die 
alternative Möglichkeit einer Einreichung in elektronischer Form wird künftig 
hierauf verzichtet.

Zu Nummer 5 (Änderung von § 15):

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung.

Zu Nummer 6 (Änderung von § 28):

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung infolge des Gesetzes zur Reform 
des Vormundschafts- und Betreuungsrechts, das am 1. Januar 2023 in Kraft tritt. 
Die bis zum 31. Dezember 2022 geltenden Vorschriften sind als Grundlage wei-
terhin heranzuziehen, soweit Hinterlegungen hierauf beruhen.

Zu Artikel 2 �(Änderung des Gesetzes zur Ausführung des Gerichtsverfassungsge-
setzes und von Verfahrensgesetzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit)

Zu Nummer 1 (Aufhebung von § 13a):

§ 13a AGGVG wurde durch Artikel 2 des Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2016/680 für die Polizei in Baden-Württemberg und zur Änderung weiterer 
polizeirechtlicher Vorschriften vom 6. Oktober 2020 (GBl. S. 735, 784) eingeführt 
und trat am 17. Januar 2021 in Kraft. Zwischenzeitlich hat der Bund mit Artikel 1 
des Gesetzes zur Verbesserung des Schutzes von Gerichtsvollziehern vor Gewalt 
sowie zur Änderung weiterer zwangsvollstreckungsrechtlicher Vorschriften in  
§ 757a ZPO eine bundesgesetzliche Regelung geschaffen und damit von seiner 
konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 
des Grundgesetzes (GG) Gebrauch gemacht. In § 757a ZPO in der ab dem 1. Ja-
nuar 2022 gültigen Fassung wird abschließend geregelt, unter welchen Vorausset-
zungen Gerichtsvollzieher Ersuchen bei der Polizei um Auskunft oder polizeiliche 
Unterstützung stellen dürfen. Hierdurch ist die landesrechtliche Regelung in § 13a 
AGGVG zum Auskunftsersuchen von Gerichtsvollziehern in Ermangelung einer 
Länderöffnungsklausel zum 1. Januar 2022 gegenstandslos geworden und daher 
aufzuheben.

Zu Nummern 2 bis 9 (Änderung von §§ 14 ff.):

Mit dem Gerichtsdolmetschergesetz, das am 1. Januar 2023 in Kraft tritt, wird das 
Recht der Gerichtsdolmetscher im Sinne von § 185 GVG bundesweit einheitlich 
geregelt.
Damit hat der Bund von der ihm zustehenden konkurrierenden Gesetzgebungs-
kompetenz nach Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG („Gerichtsverfassung“) Ge-
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brauch gemacht. Dies hat zur Folge, dass die Länder kompetenzrechtlich gesperrt 
sind und nach Artikel 72 Absatz 1 GG nur tätig werden können, solange und so-
weit der Bund keine eigenen gesetzlichen Regelungen getroffen hat. Ist der Bund 
mit eigenen gesetzlichen Regelungen tätig geworden, tritt hinsichtlich des ent-
gegenstehenden Landesrechts Nichtigkeit ein. Die bisherigen landesrechtlichen 
Regelungen für die Gerichtsdolmetscher im Gesetz zur Ausführung des Gerichts-
verfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
werden daher aus Gründen der Rechtsklarheit aufgehoben, soweit das Bundes-
recht nun Regelungen vorsieht.
Für die vom Bundesrecht nicht geregelten Gebärdensprachdolmetscher und Ur-
kundenübersetzer werden die landesrechtlichen Regelungen für die allgemeine 
Beeidigung beibehalten. Diese sind nach der grundgesetzlichen Kompetenzver-
teilung weiterhin zulässig. Auch besteht ein Regelungsbedarf. Die allgemeine Be-
eidigung verdeutlicht die hohe Verantwortung der Sprachmittler, weist die fach-
liche Qualität der Sprachmittler aus und stellt eine wahrheitsgemäße Übertragung 
sicher (vgl. die Gesetzesbegründung zu § 1 GDolmG, Bundestagsdrucksache 
19/14747, S. 45). Es kommt daher nicht in Betracht, die Vorschriften über die 
Beeidigung von Gebärdensprachdolmetschern und Urkundenübersetzern entfallen 
zu lassen.
Eine unterschiedliche Ausgestaltung der Voraussetzungen der Beeidigung für Ge-
richtsdolmetscher einerseits und für Gebärdensprachdolmetscher und Urkunden-
übersetzer andererseits muss aber vermieden werden. Alle Beeidigungsverfahren 
sollen einheitlichen Vorgaben folgen, um für Sprachmittler und Beeidigungsstel-
len eine einheitliche und klare Rechtslage zu schaffen. Auch die Berufsverbände 
der beeidigten Dolmetscher und Übersetzer haben sich frühzeitig dafür ausge-
sprochen, die Regelungen weitgehend zu vereinheitlichen. Dafür spricht auch, 
dass ein großer Teil der beeidigten Sprachmittler sowohl als Dolmetscher als auch 
als Übersetzer tätig und beeidigt ist. Das Auseinanderfallen der Beeidigungsvor-
aussetzungen würde daher zu unnötigen Schwierigkeiten in der Praxis führen. Es 
wäre weder den Sprachmittlern noch deren Auftraggebern in der Justiz vermit-
telbar, wenn für die Beeidigung als Gerichtsdolmetscher andere Kriterien gelten 
würden als für die Beeidigung als Gebärdensprachdolmetscher und insbesondere 
für die Beeidigung als Urkundenübersetzer. Urkundenübersetzer leisten ebenso 
wie Gerichtsdolmetscher einen wichtigen Beitrag zur sicheren und fairen Durch-
führung gerichtlicher Verfahren. Die Anforderungen an die Qualität beeidigter 
Gebärdensprachdolmetscher und Urkundenübersetzer können daher nicht gerin-
ger ausfallen als die jetzt im Gerichtsdolmetschergesetz normierten neuen Anfor-
derungen an Gerichtsdolmetscher. Die landesrechtlichen Regelungen im Gesetz 
zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit über die Beeidigung von Gebärdensprachdolmet-
schern und Urkundenübersetzern werden daher an die neue Rechtslage auf Bun-
desebene angepasst. 

Zu Nummer 2 (Änderung der Überschrift des Fünften Abschnitts):

Die Überschrift wird an die neue Terminologie angepasst. Um eine einheitliche 
und moderne Nomenklatur zu erreichen, die mit den auf Bundesebene und in 
den anderen Ländern verwendeten Rechtsbegriffen übereinstimmt, werden künf-
tig neben den im Gerichtsdolmetschergesetz geregelten Gerichtsdolmetschern die 
Gebärdensprachdolmetscher gesondert genannt, um den Anwendungsbereich der 
landesrechtlichen Regelungen unmissverständlich zu bestimmen. Auch der Be-
griff Urkundenübersetzer findet einheitlich im Gesetz zur Ausführung des Ge-
richtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen der ordentlichen Gerichts-
barkeit Verwendung.

Zu Nummer 3 (Änderung von § 14):

Die Vorschrift regelt künftig – nur noch – die allgemeine Beeidigung von Ge-
richtsdolmetschern im Sinne des Gerichtsdolmetschergesetzes. Sie wird an das 
neue Bundesrecht angepasst.
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Zu Buchstabe a (Änderung der Überschrift):

Um bundes- und landesrechtlich einheitliche Rechtsbegriffe zu schaffen, findet 
künftig der im Gerichtsdolmetschergesetz gebrauchte Begriff „Gerichtsdolmet-
scher“ Verwendung. Zwar verwendet das Gerichtsdolmetschergesetz selbst keine 
einheitliche Terminologie. Der Begriff des „Gerichtsdolmetschers“ wird aber als 
führend erachtet, weil er sich sowohl aus der Gesetzesbezeichnung als auch aus 
der in § 6 GDolmG vorgesehenen Bezeichnung ergibt.
Der bisher im landesrechtlichen Regelungswerk verwendete Begriff „Verhand-
lungsdolmetscher“ soll in Wegfall kommen. Hierfür spricht neben der Einheit-
lichkeit und Klarheit der Rechtsordnung der Umstand, dass der Begriff „Verhand-
lungsdolmetscher“ soweit ersichtlich in keinen anderen Rechtsvorschriften des 
Bundes oder der Länder Verwendung findet und in den Gesetzgebungsmaterialien 
zum Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrens-
gesetzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit (Landtagsdrucksache 6/7750, S. 45) 
auch nicht näher begründet wird. Der Begriff ist auch im Gerichtsverfassungs-
gesetz nicht vorgegeben.
Um klarzustellen, dass § 14 künftig nur noch die allgemeine Beeidigung von 
Gerichtsdolmetschern im Sinne des Gerichtsdolmetschergesetzes regelt, wird die 
Überschrift entsprechend geändert.

Zu Buchstabe b (Änderung von Absatz 1):

§ 14 Absatz 1 stellt klar, dass die allgemeine Beeidigung von Gerichtsdolmet-
schern nach den bundesrechtlichen Vorgaben erfolgt. Das Antragserfordernis er-
gibt sich künftig aus dem Gerichtsdolmetschergesetz.

Zu Buchstabe c (Änderung von Absatz 2):

Nach § 2 Absatz 1 GDolmG ist zuständig für die allgemeine Beeidigung von Ge-
richtsdolmetschern das Oberlandesgericht, in dessen Bezirk der Dolmetscher sei-
nen Wohnsitz oder in Ermangelung eines solchen seine berufliche Niederlassung 
hat, hilfsweise das Kammergericht Berlin.
§ 2 Absatz 2 GDolmG ermächtigt die Landesregierungen jedoch, die Zuständig-
keit nach § 2 Absatz 1 GDolmG durch Rechtsverordnung abweichend zu regeln; 
sie können die Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltungen übertragen. Er-
möglicht werden soll es insbesondere, die Zuständigkeit für die Beeidigung auf 
die Landgerichte zu übertragen (vgl. die Gesetzesbegründung zu § 2 Absatz 2 
GDolmG, Bundestagsdrucksache 19/27654, S. 122).
In Baden-Württemberg sind bisher die Präsidenten der Landgerichte für die all-
gemeine Beeidigung von Dolmetschern zuständig. Sowohl die gerichtliche Praxis 
als auch die Verbände haben sich frühzeitig dafür ausgesprochen, diese bewährten 
Strukturen beizubehalten. Hierfür spricht zum einen, dass die Verwaltungsstruktu-
ren und die fachlichen Kenntnisse bei den Landgerichten bereits vorhanden sind, 
zum anderen, dass Dolmetschern so eine wohnortnahe und effektive Bearbeitung 
ihrer Anträge ermöglicht wird. Mit Absatz 2 wird daher von der Ermächtigung des 
§ 2 Absatz 2 GDolmG Gebrauch gemacht und die Zuständigkeit der Landgerichte 
für die allgemeine Beeidigung von Gerichtsdolmetschern angeordnet. Die Auf-
fangzuständigkeit des Präsidenten des Landgerichts Stuttgart wird beibehalten.
Die Regelung durch Gesetz statt durch eine Verordnung ist zulässig. Artikel 80 
Absatz 4 GG gestattet den Landesregierungen, soweit sie durch Bundesgesetz 
oder auf Grund von Bundesgesetzen ermächtigt werden, Rechtsverordnungen zu 
erlassen, eine Regelung auch durch Gesetz. Eine Regelung durch Gesetz ist auch 
vorzugswürdig, weil auch die Zuständigkeit für die allgemeine Beeidigung von 
Gebärdensprachdolmetschern und Urkundenübersetzern im Gesetz zur Ausfüh-
rung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen der ordentli-
chen Gerichtsbarkeit geregelt wird. Es ist sinnvoll und vereinfacht die Rechts-
anwendung, die Zuständigkeit für alle Sprachmittler einheitlich in dem gleichen 
Gesetz zu regeln.
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§ 14 Absatz 2 Satz 1 sieht wie bereits bisher die Zuständigkeit des Präsiden-
ten des Landgerichts vor, in dessen Bezirk der Antragsteller seinen Wohnsitz 
oder seine berufliche Niederlassung hat. Die Zuständigkeit nach dem Wohnsitz 
oder der beruflichen Niederlassung ermöglicht die gewünschte lokale Anbindung 
der Antragsteller zu den Gerichten und die Überschaubarkeit der sachlichen und 
persönlichen Eignung (vgl. Landtagsdrucksache 6/7750, S. 47). Die Auffangzu-
ständigkeit des Präsidenten des Landgerichts Stuttgart stellt sicher, dass auch An-
tragsteller ohne festen Wohnsitz oder Niederlassung in Baden-Württemberg sich 
hier beeidigen lassen können (vgl. Landtagsdrucksache 6/7750, S. 47).
Die Regelung in Satz 2 wurde aus dem bisherigen Absatz 4 in Absatz 2 verscho-
ben. Grund hierfür ist zum einen der sachliche Zusammenhang mit der Zuständig-
keit und zum anderen, dass die übrigen Sätze im bisherigen Absatz 4 wegen der 
neuen bundesrechtlichen Regelungen im Gerichtsdolmetschergesetz in Wegfall 
geraten.
Die in Satz 1 benannte Stelle ist zuständige Stelle nach § 2 GDolmG und somit 
Adressat der dieser durch das Gerichtsdolmetschergesetz zugewiesenen Rechte 
und Pflichten.
Die bisherigen Regelungen des Absatz 2 werden wegen der bundesgesetzlichen 
Regelungen des Gerichtsdolmetschergesetzes obsolet.

Zu Buchstabe d (Änderung der Absätze 3 und 4):

Der neue Absatz 3 übernimmt die bisher in Absatz 1 verankerte Regelung in-
haltlich unverändert. Die Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates über die Anerkennung von Berufsqualifikationen (ABl. L 255 vom  
30. September 2005, S. 22, zuletzt ber. ABl. L 95 vom 9. April 2016, S. 20), 
die zuletzt durch Delegierten Beschluss (EU) 2021/2183 der Kommission vom 
25. August 2021 (ABl. L 444 vom 10. Dezember 2021, S. 16) geändert worden 
ist (Berufsanerkennungsrichtlinie), wird in Deutschland grundsätzlich durch die 
Regelungen in den berufsrechtlichen Fachgesetzen des Bundes und der Länder 
umgesetzt, subsidiär gelten das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz des Bun-
des und die entsprechenden Berufsqualifikationsfeststellungsgesetze der Länder. 
Für die vom Bund in § 4 Absatz 3 GDolmG abschließend geregelten Gerichts-
dolmetscher findet das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz des Landes keine 
Anwendung.
Die bisherigen Regelungen des Absatzes 3 werden wegen § 4 Absatz 3 GDolmG 
obsolet. Für Gebärdensprachdolmetscher und Urkundenübersetzer gilt die Vor-
schrift infolge der Verweisung entsprechend.
Nachdem das Gerichtsdolmetschergesetz den Eid in § 5 GDolmG abschließend 
regelt, ist das Land kompetenzrechtlich an weitergehenden Regelungen gehindert. 
Der bisherige Inhalt von Absatz 4 kann daher – soweit er nicht in Absatz 2 ver-
schoben wurde – entfallen.
Absatz 4 regelt künftig die Verpflichtung, Dolmetscherverzeichnisse bei den 
Landgerichten zu führen. Nähere Vorgaben für die Datenverarbeitung sowie für 
Einsichtnahme und Löschung, wie sie bisher in § 14 Absatz 6 und 7 enthalten wa-
ren, sind dabei entbehrlich, weil diese aus § 9 GDolmG folgen. 
Diese Vorschrift schafft, basierend auf der Öffnungsklausel in Artikel 6 Absatz 1 
Buchstabe e der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 
Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4. Mai 2016, 
S. 1; zuletzt ber. ABl. L 74 vom 4. März 2021, S. 35), eine allgemeine Rechts-
grundlage für die Verarbeitung personenbezogener Daten bei der allgemeinen Be-
eidigung. Die Vorschrift regelt damit vor allem die Eintragung der allgemein be-
eidigten Dolmetscher in eine von den Ländern geführte Datenbank. Eine solche 
von den Ländern gemeinsam geführte Datenbank besteht bereits. Diese wird im 
Einvernehmen der Länder derzeit zentral von Hessen verwaltet, wobei die in den 
jeweiligen Ländern zuständigen Behörden für ihren Bereich exklusiven Zugriff 
und Schreibberechtigungen für die Datenbank haben (vgl. Bundestagsdrucksache 
19/14747, S. 49).
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Nach § 9 Absatz 1 GDolmG sind die nach § 2 zuständigen Stellen berechtigt, die 
in ihrem Bezirk öffentlich bestellten Dolmetscher in diese bundeseinheitlich ge-
führte Dolmetscherdatenbank einzutragen. Die Daten dürfen gespeichert und ver-
arbeitet und auch für automatisierte Abrufverfahren eingestellt werden (vgl. Bun-
destagsdrucksache 19/14747, S. 49). Diese Berechtigung umfasst auch die Füh-
rung eines Dolmetscherverzeichnisses beim jeweiligen Landgericht. § 9 Absatz 2 
GDolmG regelt, dass bestimmte Daten über die bestellten Dolmetscher zwischen 
den zuständigen Stellen nach § 2 und auch zwischen den öffentlichen Stellen des 
Bundes und der Länder ausgetauscht werden dürfen (vgl. Bundestagsdrucksache 
19/14747, S. 49). § 9 Absatz 3 GDolmG enthält einen Auskunftsanspruch. § 9 
Absatz 4 GDolmG enthält die Befugnis, die erhobenen Daten mit Einwilligung 
des Antragstellers im Internet zu veröffentlichen. Dies ermöglicht die Veröffent-
lichung der Daten in der von Hessen geführten bundesweiten Dolmetscher- und 
Übersetzerdatenbank im Internet. § 9 Absatz 5 GDolmG regelt schließlich die 
Löschung der Eintragung.
Angesichts der umfassenden bundesgesetzlichen Regelung können die bisherigen 
Regelungen in § 14 Absatz 6 und 7 ersatzlos entfallen. Insbesondere die bisheri-
gen Regelungen zur Löschung in § 14 Absatz 7 sind durch die Regelung des § 9 
Absatz 5 GDolmG überholt. Die bundesrechtliche Vorschrift ist auch vorzugswür-
dig. Danach ist die Eintragung auf eigenen Antrag, nach Ablauf der Befristung, 
im Todesfall, nach Verzicht gemäß § 7 Absatz 2 GDolmG oder nach bestands-
kräftiger oder vollziehbarer Rücknahme oder nach bestandskräftigem oder voll-
ziehbarem Widerruf der allgemeinen Beeidigung gemäß § 7 Absatz 3 GDolmG 
zu löschen. Die Voraussetzungen für Rücknahme und Widerruf richten sich nach 
allgemeinen verwaltungsverfahrensrechtlichen Grundsätzen (vgl. Bundestags-
drucksache 19/14747, S. 49). Angesichts dessen bedarf es der bisher in § 14 Ab-
satz 7 aufgelisteten Fallgruppen nicht. Diese lassen sich problemlos unter die in  
§ 9 Absatz 5 GDolmG normierten Fallgruppen subsumieren. Zudem erscheint 
die bisherige Regelung in § 14 Absatz 7 nicht stimmig. Denn nicht die Löschung 
im Verzeichnis beendet die Beeidigung, sondern vielmehr entfällt mit dem Ende 
der Beeidigung die Grundlage für die Eintragung im Verzeichnis. Es ist verfahrens-
rechtlich daher schlüssig, wenn die Löschung der Eintragung der Beendigung der 
Beeidigung folgt und nicht umgekehrt. Da die Befugnis, sich nach § 189 Absatz 2 
GVG auf den allgemein geleisteten Eid zu berufen, wegen der Inkrafttretensrege-
lung des Artikel 10 Satz 2 des Gesetzes zur Modernisierung des Strafverfahrens 
vom 10. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2121) ab dem 12. Dezember 2024 für Be-
eidigungen, die in einem Land nach Landesrecht erfolgt sind, entfallen wird und 
es dann keine Berufungsmöglichkeit mehr für – nur nach Landesrecht allgemein 
beeidigte – Gebärdensprachdolmetscher geben wird, muss auch das Ende der Be-
fugnis nach § 189 Absatz 2 GVG jedenfalls ab diesem Zeitpunkt nicht mehr aus-
drücklich geregelt werden. Aber auch bis zum Ablauf der Übergangsfrist besteht 
kein Regelungsbedarf. Denn es folgt schon aus allgemeinen Grundsätzen, dass 
sowohl die Berufungsmöglichkeit nach § 189 Absatz 2 GVG als auch das Führen 
der Bezeichnung eine wirksame Beeidigung voraussetzen. Endet die Beeidigung, 
endet nach allgemeinen verfahrensrechtlichen Grundsätzen auch die Befugnis 
nach § 189 Absatz 2 GVG sowie die Berechtigung zum Führen der Bezeichnung. 
Dies bedarf keiner gesonderten Regelung.

Zu Buchstabe e (Aufhebung von Absätzen 5 bis 7):

Absatz 5 kann entfallen, weil das Gerichtsdolmetschergesetz die zu führende Be-
zeichnung nun abschließend regelt, sodass das Land kompetenzrechtlich an wei-
tergehenden Regelungen gehindert ist. Zum Wegfall der Absätze 6 und 7 kann auf 
die Begründung zu Buchstabe d verwiesen werden.

Zu Nummer 4 (Änderung von § 14a):

In § 14a wird künftig die allgemeine Beeidigung von Gebärdensprachdolmet-
schern ausdrücklich gesondert geregelt. Nachdem das Gerichtsdolmetschergesetz 
seinen Anwendungsbereich in § 1 GDolmG ausdrücklich auf Gerichtsdolmetscher 
nach § 185 GVG beschränkt, bleiben landesrechtliche Regelungen für die all-
gemeine Beeidigung von Gebärdensprachdolmetschern kompetenzrechtlich zu-
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lässig. Diese sind auch erforderlich. Gebärdensprachdolmetscher sind ebenfalls 
Dolmetscher und nach § 186 Absatz 2 GVG für die Übertragung in die Gebärden
sprache ausdrücklich vorgesehen. Auch bisher regelt das Landesrecht die allge-
meine Beeidigung von Gebärdensprachdolmetschern. Sowohl die gerichtliche 
Praxis als auch die Berufsverbände der Dolmetscher haben sich frühzeitig für 
die Beibehaltung einer landesrechtlichen Regelung ausgesprochen. Auch der 
Regelungsstandort im AGGVG ist richtig, weil Gebärdensprachdolmetscher zur 
Sprachmittlung in Gerichtsverhandlungen berufen sind.
Die allgemeine Beeidigung von Gebärdensprachdolmetschern muss wegen des 
sachlichen Zusammenhangs systematisch unmittelbar nach der allgemeinen Be-
eidigung von Gerichtsdolmetschern geregelt werden, da es sich jeweils um Dol-
metscher nach dem GVG handelt. Der neue Regelungsgehalt der Vorschrift wird 
in der geänderten Überschrift erkennbar.
Absatz 1 erklärt für die allgemeine Beeidigung von Gebärdensprachdolmetschern 
die Vorschriften des Gerichtsdolmetschergesetzes über die Voraussetzungen und 
über das Verfahren der allgemeinen Beeidigung für entsprechend anwendbar. 
Dies sind namentlich die Regelungen über die persönlichen und fachlichen Vo-
raussetzungen (§ 3 GDolmG), die Gleichwertigkeitsanerkennung (§ 4 Absatz 3 
GDolmG), die Beeidigung (§ 5 GDolmG), die Befristung (§ 7 GDolmG), Verlust 
und Rückgabe der Beeidigungsurkunde (§ 8 GDolmG), die Datenverarbeitung  
(§ 9 GDolmG) sowie die Anzeigepflichten (§ 10 GDolmG).
Nicht erforderlich ist hingegen der Verweis auf den Anwendungsbereich (§ 1 
GDolmG), die – ohnehin landesrechtlichen Vorgaben folgende – Zuständigkeit 
(§ 2 GDolmG), die Bußgeld- und Kostenvorschriften (§§ 11, 12 GDolmG) sowie 
den alternativen Befähigungsnachweis (§ 4 Absatz 1 und 2 GDolmG). 
§ 4 Absatz 1 und 2 GDolmG sieht vor, dass die nach § 3 Absatz 1 Nummer 6 
GDolmG erforderlichen Fachkenntnisse statt mit einer staatlichen Prüfung auf 
andere Weise nachgewiesen werden können, wenn – unter anderem – für die 
zu beeidigende Sprache im Inland keine staatliche Prüfung angeboten wird. § 4 
GDolmG soll nach dem Willen des Gesetzgebers eine alternative Nachweismög-
lichkeit nur für Fälle eröffnen, in denen für die zu beeidigende Sprache im Inland 
keine Prüfung angeboten wird und eine ausländische Prüfung auch nicht als ver-
gleichbar eingestuft werden kann (vgl. Bundestagsdrucksache 19/14747, S. 47). 
Dies könne – so die Gesetzesbegründung – insbesondere bei seltenen Sprachen 
der Fall sein.
Allerdings werden im Bereich der Sprachmittlung nach § 186 Absatz 2 GVG für 
die Deutsche Gebärdensprache in Deutschland in Bayern und Hessen staatliche 
Prüfungen angeboten. Es verbleibt also – anders als bei den sonstigen Sprachen 
– kein „prüfungsfreier“ Bereich, in dem eine staatliche Prüfung von vorneherein 
nicht abgelegt werden kann. Der Anwendungsbereich von § 4 Absatz 1 GDolmG 
wäre daher in der Praxis nicht eröffnet. Soweit es beeidigte Gebärdensprachdol-
metscher ohne staatliche Prüfung geben sollte, können diese zudem auch künftig 
auf die Möglichkeit der ad hoc-Beeidigung nach § 189 Absatz 1 GVG zurück-
greifen.
Über die Verweisung in Absatz 1 Satz 2 wird die Zuständigkeit für die allgemei-
ne Beeidigung von Gebärdensprachdolmetschern ebenfalls beim Präsidenten des 
jeweiligen Landgerichts, hilfsweise beim Präsidenten des Landgerichts Stuttgart, 
verortet. Die Verweisung umfasst auch § 14 Absatz 2 Satz 3 und stellt so klar, 
dass die nach Landesrecht für die allgemeine Beeidigung von Gebärdensprach-
dolmetschern zuständige Stelle auch zur Datenverarbeitung nach § 9 GDolmG be-
fugt ist. Diese Klarstellung erscheint angezeigt, nachdem § 9 GDolmG „die nach 
§ 2 zuständige Stelle“ nennt, die Zuständigkeit aber landesgesetzlich abweichend 
geregelt wird. Die Verweisung auf § 14 Absatz 4 stellt sicher, dass auch für die 
Gebärdensprachdolmetscher ein Verzeichnis bei den Landgerichten zu führen ist.
Absatz 2 regelt die Bezeichnung allgemein beeidigter Gebärdensprachdolmet-
scher. Diese muss bei landesrechtlich vorgenommenen Beeidigungen landesrecht-
lich geregelt werden, weil auf § 6 GDolmG insoweit nicht zurückgegriffen wer-
den kann.
Die Beeidigung als Gebärdensprachdolmetscher gilt für alle Gerichte und Staats-
anwaltschaften des Landes. Über den bisherigen Anwendungsbereich hinaus er-
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scheint es sachgerecht, staatsanwaltschaftliche Zwecke ausdrücklich mit aufzu-
nehmen. Ein Regelungsbedürfnis ergibt sich bereits aus § 187 GVG, der aus-
drücklich die Heranziehung von Dolmetschern auch im Ermittlungsverfahren 
vorsieht. Aufgrund seiner systematischen Stellung gilt § 187 GVG auch für Ge-
bärdensprachdolmetscher nach § 186 Absatz 2 GVG. Zur Gerichtsverfassung im 
Sinne des Gerichtsverfassungsgesetzes gehören auch die Staatsanwaltschaften. 
Folglich umfasst eine im Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes 
und von Verfahrensgesetzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit verortete Regelung 
die Sprachmittlung für den gesamten Justizbereich, also für Gerichte und Staats-
anwaltschaften. Dies ist in der Bezeichnung zum Ausdruck zu bringen.
Der bisherige Regelungsgehalt von § 14a entfällt. Die bisherigen Regelungen zur 
Anerkennung von Befähigungsnachweisen aus dem europäischen Ausland die-
nen der Umsetzung der Vorgaben der Richtlinie 2005/36/EG (vgl. Landtagsdruck
sache 12/1614, S. 9). Für Gerichtsdolmetscher trifft nun das Gerichtsdolmetscher-
gesetz in § 4 Absatz 3 GDolmG Regelungen zur Anerkennung von Qualifikatio-
nen im Vollzug der Richtlinie 2005/36/EG (vgl. Bundestagsdrucksache 19/14747, 
S. 47). Die Regelung muss als abschließend angesehen werden. Die mit dem 
abschließenden Bundesrecht verbundene Sperrwirkung untersagt es gemäß der 
grundgesetzlichen Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern dem Lan-
desgesetzgeber, zu einem abschließend geregelten Gegenstand weitergehende 
Regelungen zu erlassen. Für Gerichtsdolmetscher kommen die bisherigen Rege-
lungen des § 14a folglich in Wegfall. Für Gebärdensprachdolmetscher und für 
Urkundenübersetzer gilt § 4 Absatz 3 GDolmG über die Verweisungsnormen in 
den neuen §§ 14a Absatz 1 Satz 1 und 15 Absatz 2 Satz 1 entsprechend, so-
dass die bundesgesetzliche Regelung auch hier die bisherigen landesgesetzlichen 
Regelungen ersetzt. Dies erscheint wegen der Einheitlichkeit der Rechtsordnung 
auch sinnvoll. Die bundesgesetzliche Regelung stellt klar, dass bei einer Anerken-
nung als gleichwertig keine weitere Prüfung der fachlichen Voraussetzungen er-
folgen darf. Unter welchen Voraussetzungen die Anerkennung als gleichwertig 
erfolgt, regelt das Gerichtsdolmetschergesetz hingegen nicht. Da die bisher in 
§ 14a AGGVG enthaltenen fachgesetzlichen Vorgaben entsprechend dem Rege-
lungsmodell des Gerichtsdolmetschergesetzes entfallen, richtet sich die Feststel-
lung der Gleichwertigkeit im Ausland erworbener Ausbildungsnachweise künftig 
nach dem baden-württembergischen Gesetz zur Feststellung der Gleichwertigkeit 
ausländischer Berufsqualifikationen in Baden-Württemberg (Berufsqualifikations-
feststellungsgesetz Baden-Württemberg) vom 19. Dezember 2013 (GBl. 2014,  
S. 1), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Dezember 2020 (GBl.  
S. 1250), ber. 2021 (GBl. S. 246) geändert worden ist. Dies ist systematisch rich-
tig: die Gleichwertigkeit von Prüfungsnachweisen kann nur durch die – nach § 8 
Absatz 1 Nummer 3 Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz Baden-Württemberg 
zuständige – Prüfungsstelle für Übersetzer und Dolmetscher beim Regierungsprä-
sidium Karlsruhe festgestellt werden. Die Prüfung der weiteren Voraussetzungen 
des § 3 Absatz 1 GDolmG obliegt hingegen nach wie vor der für die Beeidi-
gung zuständigen Stelle. Dabei können auch Unterlagen des Herkunftsstaates zum 
Nachweis dienen, wenn sie gleichwertige oder vergleichbare Anforderungen an 
die Beeidigungsvoraussetzungen stellen; eine entgegenstehende Regelung gibt es 
nicht.

Zu Nummer 5 (Änderung von § 15):

§ 15 regelt wie bisher die öffentliche Bestellung und Beeidigung von Urkunden-
übersetzern. Der Begriff des Urkundenübersetzers ist historisch bedingt (Land-
tagsdrucksache 6/7750, S. 49). Da der Begriff den sich aus § 142 Absatz 3 ZPO 
ergebenden Zweck der öffentlichen Bestellung und Beeidigung von Urkunden-
übersetzern treffend beschreibt, wird er beibehalten. Im Übrigen wird die Vor-
schrift neu gefasst und an die Regelungen des Gerichtsdolmetschergesetzes an-
gepasst.
Die landesrechtliche öffentliche Bestellung und Beeidigung von Urkundenüber-
setzern ist auf § 142 Absatz 3 ZPO zurückzuführen (vgl. Landtagsdrucksache 
6/7750, S. 49). Danach kann das Gericht anordnen, dass von in fremder Sprache 
abgefassten Urkunden eine Übersetzung beigebracht wird, die ein Übersetzer an-
gefertigt hat, der für Sprachübertragungen der betreffenden Art in einem Land 
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nach den landesrechtlichen Vorschriften ermächtigt oder öffentlich bestellt wurde. 
In Bezug hierauf bleibt die Regelung durch Landesgesetz notwendig. Öffentlich 
bestellte und beeidigte Urkundenübersetzer sind zudem befugt, die Richtigkeit 
und Vollständigkeit einer fremden Übersetzung zu bescheinigen (vgl. LT-Druck-
sache 6/7750 S. 49 f.). 
Absatz 1 Satz 1 definiert den Anwendungsbereich der öffentlichen Bestellung 
und Beeidigung von Urkundenübersetzern. Systematisch zutreffend wird künftig 
die öffentliche Bestellung und Beeidigung von Urkundenübersetzern für gericht-
liche und staatsanwaltschaftliche Zwecke geregelt. So wird ein Gleichlauf mit 
den Dolmetschern, die entsprechend ihrer Verortung im Gerichtsverfassungsge-
setz für den gesamten Bereich des gerichtlichen Verfahrens einschließlich des 
Ermittlungsverfahrens (vgl. § 187 GVG) beeidigt werden, erzielt, der sachgerecht 
ist. Das Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Ver-
fahrensgesetzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit enthält Ausführungsvorschrif-
ten zur Gerichtsverfassung; anders als in anderen Bundesländern enthalten die 
hiesigen landesrechtlichen Vorschriften keine generelle Regelung des Dolmet-
scher- und Übersetzerwesens. Auch der Gesetzesbegründung des Gesetzes zur 
Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen der or-
dentlichen Gerichtsbarkeit lassen sich für eine andere Handhabung keine Argu-
mente entnehmen, weder solche, die aus dem Wortlaut von § 142 Absatz 3 ZPO 
folgen, noch systematische oder historische. Dort heißt es lediglich: „Nachdem 
die Voraussetzungen für die Bestellung als Urkundenübersetzer einheitlich gere-
gelt sind, erscheint es sachgerecht, ihre Wirkung auf alle Gerichte und Behörden 
des Landes auszudehnen“ (Landtagsdrucksache 6/7750, S. 50). Dass das Gesetz 
zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit zugleich aber den Zweck der Beeidigung von Ver-
handlungsdolmetschern auf Gerichte beschränkt, erscheint nicht widerspruchsfrei. 
Denn auch hier sind die Voraussetzungen für die Beeidigung einheitlich geregelt 
und würde sich nach der vorgenannten Argumentation eine Ausdehnung auf alle 
Gerichte und Behörden anbieten. Dennoch ist eine Regelung von Dolmetschern 
für behördliche Zwecke im Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsge-
setzes und von Verfahrensgesetzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit unterblieben, 
was systematisch aus den genannten Gründen auch richtig ist. Den dort geregelten 
Urkundenübersetzern sollte jedoch kein anderer Tätigkeitsbereich zugeschrieben 
werden als den Gerichtsdolmetschern, deren Bedarf sich unmittelbar aus dem Ge-
richtsverfassungsgesetz ergibt. Zudem besteht auch im staatsanwaltschaftlichen 
Bereich ein praktisches Bedürfnis für die Heranziehung von Urkundenüberset-
zern, wie § 187 GVG zeigt. Der Anwendungsbereich der Urkundenübersetzer soll 
daher so weit wie möglich den Gerichtsdolmetschern und den Gebärdensprach-
dolmetschern angepasst werden, um eine systematisch konsistente Regelung zu 
erreichen. Anderen Rechtsanwendern wird mit der Beeidigung von fachlich ge-
prüften Urkundenübersetzern durch die Gerichte – wie bisher – ein qualitativ 
hochwertiges Angebot an befähigten Sprachmittlern zur Verfügung gestellt, auf 
die auch außerhalb des gerichtlichen Bereichs zurückgegriffen werden kann. Eine 
rechtliche oder praktische Auswirkung ist mit der Änderung nicht verbunden, da 
vor Behörden ohnehin weder vereidigt werden noch eine Berufung auf den all-
gemein geleisteten Eid erfolgen kann, sodass keine Rechtspositionen geschmälert 
werden. Für die Hinzuziehung von Dolmetschern bei notariellen Handlungen gilt 
§ 16 BeurkG.
Über die Verweisung in Satz 2 wird die Zuständigkeit für die öffentliche Bestel-
lung und Beeidigung von Urkundenübersetzern ebenfalls beim Präsidenten des 
jeweiligen Landgerichts, hilfsweise beim Präsidenten des Landgerichts Stuttgart, 
verortet. Die gerichtliche Praxis und die Verbände haben sich frühzeitig dafür 
ausgesprochen, die bewährte Zuständigkeit der Landgerichte beizubehalten. Es 
ist überdies sinnvoll, die Zuständigkeit für die Beeidigung von Dolmetschern und 
Urkundenübersetzern bei der gleichen Stelle anzusiedeln, weil viele Antragsteller 
beide Tätigkeiten ausüben (vgl. schon Landtagsdrucksache 6/7750, S. 50). Die 
Verweisung auf § 14 Absatz 2 Satz 3 stellt klar, dass die nach Landesrecht für die 
Beeidigung von Urkundenübersetzern zuständige Stelle auch zur Datenverarbei-
tung nach § 9 GDolmG befugt ist. Diese Klarstellung erscheint angezeigt, nach-
dem § 9 GDolmG „die nach § 2 zuständige Stelle“ nennt, die Zuständigkeit aber 
landesgesetzlich abweichend geregelt wird.
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Aufgrund der Verweisung auf § 14 Absatz 4 ist auch für die Urkundenübersetzer 
ein Verzeichnis bei den Landgerichten zu führen.
Absatz 2 Satz 1 erklärt für die Beeidigung von Urkundenübersetzern die Vor-
schriften des Gerichtsdolmetschergesetzes über die Voraussetzungen und über 
das Verfahren der allgemeinen Beeidigung für entsprechend anwendbar. Dies 
sind namentlich die Regelungen über die persönlichen und fachlichen Voraus-
setzungen (§ 3 GDolmG), den alternativen Befähigungsnachweis (§ 4 Absatz 1 
und 2 GDolmG), die Gleichwertigkeitsanerkennung (§ 4 Absatz 3 GDolmG), 
die Beeidigung (§ 5 GDolmG), die Befristung (§ 7 GDolmG), über Verlust und 
Rückgabe der Beeidigungsurkunde (§ 8 GDolmG), die Datenverarbeitung (§ 9 
GDolmG) sowie die Anzeigepflichten (§ 10 GDolmG). Es entspricht dem ver-
breiteten Wunsch sowohl der gerichtlichen Praxis als auch der Berufsverbände 
sowie weiterer betroffener Stellen, die Regelungen des Gerichtsdolmetschergeset-
zes auf Urkundenübersetzer entsprechend anzuwenden. Ein Gleichlauf der Vor-
gaben wird weitgehend befürwortet. Eine weitgehende Angleichung wird die Be-
eidigungsverfahren vereinfachen und Rechtsklarheit schaffen. Hierbei ist auch zu 
berücksichtigen, dass viele allgemein beeidigte Dolmetscher zugleich beeidigte 
Übersetzer sind. Es ist also unbedingt zu vermeiden, dass durch unterschiedliche 
fachliche Voraussetzungen und unterschiedliche Verfahrensvorschriften sowohl 
die beeidigenden Stellen als auch die Antragsteller mit einem unnötigen Mehrauf-
wand belastet werden. 
Der alternative Befähigungsnachweis nach § 4 Absatz 1 und 2 GDolmG wurde 
zwar von den beteiligten Stellen vielfach als unglücklich kritisiert, weil er im Ver-
gleich zu dem hohen Prüfungsstandard in Baden-Württemberg geringere Anforde-
rungen normiert und damit dem Ziel des Gerichtsdolmetschergesetzes, die fach-
liche Qualität des Dolmetscherwesens zu sichern, scheinbar zuwiderläuft. Es wird 
bemängelt, dass die in § 4 Absatz 2 GDolmG genannten Nachweise keine aus
reichende Überprüfung der Qualifikation ermöglichten, sondern nur das Erforder-
nis einer staatlichen Prüfung gewährleisten könne, dass die für eine Beeidigung 
erforderlichen Fachkenntnisse auf dem gewünschten Niveau vorhanden sind.
Diesen Bedenken kann aber durch eine strenge Anwendung des § 4 Absatz 1 und 2 
GDolmG effektiv begegnet werden. Es ist zwar grundsätzlich gerechtfertigt, die 
Beeidigung von Urkundenübersetzern an das Bestehen einer staatlichen Prüfung 
zu knüpfen, weil Urkunden dauerhaft zum Beweis im Rechtsverkehr dienen und 
an die Richtigkeit ihrer Übersetzung daher besonders strenge Anforderungen ge-
stellt werden müssen. Jedoch kommt § 4 Absatz 1 und 2 GDolmG von vorne-
herein nur zur Anwendung, wenn ein besonderes Bedürfnis für die Beeidigung 
besteht und für die zu beeidigende Sprache im Inland keine Prüfung nach § 3 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 GDolmG angeboten wird oder es für eine nach § 3 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 GDolmG im Ausland bestandene Prüfung keine von 
einer zuständigen deutschen Stelle als vergleichbar eingestufte Prüfung gibt. Ein 
besonderes Bedürfnis für die Beeidigung kann sich etwa daraus ergeben, dass für 
eine sehr seltene Sprache keine vertretbare alternative Möglichkeit besteht, einen 
nach den Anforderungen des § 3 Absatz 2 GDolmG befähigten Dolmetscher zu 
finden, und ein erheblicher Mangel an Dolmetschern besteht, die die betreffen-
de Sprache sprechen (vgl. Bundestagsdrucksache 19/14747, S. 47). Dies gilt für 
Übersetzer entsprechend. Die Vorschrift selbst eröffnet daher von vorneherein nur 
einen engen Anwendungsbereich.
Für eine entsprechende Anwendung von § 4 Absatz 1 und 2 auf Urkundenüber-
setzer spricht auch, dass auf Landesebene für Übersetzer nicht strengere Beeidi-
gungsvoraussetzungen geschaffen werden sollen, als sie künftig nach Bundes-
recht für Gerichtsdolmetscher gelten, zumal eine nicht unerhebliche Anzahl von 
Sprachmittlern beide Beeidigungen aufweisen kann. Unterschiedliche Beeidi-
gungsvoraussetzungen für Gerichtsdolmetscher und Urkundenübersetzer würden 
zudem den beeidigenden Stellen Mehraufwand und Schwierigkeiten in der Hand-
habung bereiten, die durch einen Gleichlauf der Vorschriften vermieden werden 
können. Der nachvollziehbaren Kritik an der weiten Vorschrift des § 4 Absatz 1 
und 2 GDolmG und dem Wunsch nach einer weiterhin hohen fachlichen Quali-
tät des Dolmetscher- und Übersetzerwesens in Baden-Württemberg wird in der 
Praxis durch eine strenge Handhabung der Vorschrift begegnet werden können 
und sogar müssen. Denn angesichts der in § 3 GDolmG normierten weiteren 
Möglichkeiten, die Voraussetzungen der Beeidigung nachzuweisen, dürfte sich 
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die Beeidigung aufgrund eines alternativen Befähigungsnachweises ohnehin als 
eine Art Auffangtatbestand darstellen. So sieht der über die Verweisungsnorm ent
sprechend anwendbare § 3 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 GDolmG vor, dass andere 
Prüfungen staatlich anerkannt werden können, wobei die Einzelheiten der staat
lichen Anerkennung dem Landesrecht überlassen bleiben (vgl. Bundestagsdruck-
sache 19/7654, S. 123). § 3 Absatz 2 Nummer 2 GDolmG eröffnet die Möglich-
keit, eine beispielsweise für seltene Sprachen im Ausland abgelegte Prüfung im 
Inland anerkennen zu lassen (vgl. Bundestagsdrucksache 19/14747, S. 47). An 
die darüber hinaus gehenden alternativen Nachweismöglichkeiten nach § 4 Ab-
satz 1 und 2 GDolmG müssen aus Gründen der Gleichbehandlung daher ohnehin 
strenge Anforderungen gestellt werden, sodass der Anwendungsbereich solcher 
Ausnahmeregelungen begrenzt bleiben muss.
Nicht erforderlich ist hingegen der Verweis auf den Anwendungsbereich (§ 1 
GDolmG), die – ohnehin landesrechtlichen Vorgaben folgende – Zuständigkeit 
(§ 2 GDolmG) sowie die Bußgeld- und Kostenvorschriften (§§ 11, 12 GDolmG). 
Absatz 2 Satz 2 stellt klar, dass es auf die Übersetzerprüfung bzw. die staatliche 
oder staatlich anerkannte Prüfung für den Übersetzerberuf ankommt.
Absatz 3 Satz 1 definiert den Anwendungsbereich der Beeidigung. Auf die Be-
gründung zu Absatz 1 Satz 1 kann hierzu verwiesen werden. Satz 2 regelt die zu 
führende Bezeichnung, die sich nach Landesrecht richtet, weil auf § 6 GDolmG 
für landesrechtlich vorgenommene Beeidigungen nicht zurückgegriffen werden 
kann. Die Bezeichnung wird der geänderten Terminologie angepasst. Die bis-
herige Regelung des Eids entfällt, da über die Verweisung in Absatz 2 Satz 1 die 
Vorschrift des § 5 GDolmG entsprechend gilt. 
Absatz 4 bestimmt einen Vergütungsanspruch für Urkundenübersetzer. Die Re-
gelung ist lediglich klarstellend, soweit der Urkundenübersetzer zu gerichtlichen 
Zwecken herangezogen wird, eröffnet aber einen Anwendungsbereich in Fällen, 
in denen der Urkundenübersetzer in Justizverwaltungsangelegenheiten tätig wird 
(vgl. Landtagsdrucksache 6/7750, S. 50 f.). Denn insoweit findet das Justizvergü-
tungs- und -entschädigungsgesetz keine Anwendung (vgl. Binz in: Binz/Dörndor-
fer/Zimmermann, GKG, FamGKG, JVEG, 5. A. 2021, JVEG § 1 Rn. 2).

Zu Nummer 6 (Änderung von § 15a):

§ 15a wurde durch das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleis-
tungen im Binnenmarkt in Baden-Württemberg vom 17. Dezember 2009 (GBl. 
S. 809) eingefügt und dient der Umsetzung der Dienstleistungsfreiheit (vgl. auch 
Artikel 5 der Richtlinie 2005/36/EG). Die Vorschrift beinhaltet eine Regelung für 
Dolmetscher aus anderen EU-Mitgliedsstaaten und anderen Staaten des Europä
ischen Wirtschaftsraums, die vorübergehend und gelegentlich ihre Dienste in Ba-
den-Württemberg anbieten und daher Artikel 4 der Richtlinie 2006/123/EG (ABl.  
L 376 vom 27. Dezember 2006, S. 36) unterfallen (vgl. Landtagsdrucksache 14/5516,  
S. 39). Sie will diesen Dolmetschern ermöglichen, ihre Dienste in Baden-Würt-
temberg anzubieten, ohne gegenüber im Inland allgemein beeidigten Dolmetschern 
einen Wettbewerbsnachteil zu erleiden. Zu diesem Zweck sollen im EU- und EWR-
Ausland beeidigte Dolmetscher im Inland vorübergehend in das bei dem Landge-
richt geführte Dolmetscherverzeichnis und – über die Verweisung auf § 9 GDolmG 
– auch in die von den Ländern geführte Datenbank für Dolmetscher und Übersetzer 
aufgenommen werden können, ohne sich zuvor erneut im Inland beeidigen lassen 
zu müssen.
Die zur wirksamen Durchsetzung der Dienstleistungsfreiheit europarechtlich er-
forderliche Vorschrift soll für alle Sprachmittler beibehalten werden. Die Vor-
schrift bleibt in ihrem Regelungsgehalt im Wesentlichen unverändert. Der Be-
griff „Verhandlungsdolmetscher“ wird durch den Begriff „Gerichtsdolmetscher“ 
ersetzt.
Das Land ist an einer solchen, auf europarechtliche Vorgaben zurückgehende 
Regelung nicht gehindert. Das Prinzip der institutionellen Eigenständigkeit hat 
für Bundesstaaten wie Deutschland die Konsequenz, dass es der nationalen Ver-
fassungsordnung überlassen bleibt, ob Unionsrecht durch Bundes- oder Landes-
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stellen umzusetzen ist (vgl. Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 9. A. 
2021, § 12 Rn. 31, beck-online). Die Notwendigkeit einer Umsetzung europä
ischen Rechts alleine verlangt keine Regelung durch den Bund; die Länder  
können jeweils eigenständig einer Verpflichtung zur Herstellung eines gleichen 
Mindestniveaus in den Regelungen nachkommen (vgl. BVerfG, Beschluss vom  
4. Februar 2010 – 1 BvR 2918/09 –, Rn. 13, juris).
Die Änderung in Absatz 2 Satz 2 und 3 dient der Präzisierung und Klarstellung.
Die Änderung in Absatz 3 ist darauf zurückzuführen, dass die in Bezug genom-
mene Vorschrift des § 14 Absatz 7 Satz 1 bis 3 weggefallen ist. Die dortigen Re-
gelungen über die Löschung der Eintragung sind indes in der Sache beizubehalten 
und daher an dieser Stelle ausdrücklich aufzunehmen, da für die vorübergehen-
de Dienstleistung das Gerichtsdolmetschergesetz nicht entsprechend anwendbar 
ist und somit auf die dortigen Löschungsvorgaben nicht zurückgegriffen werden 
kann.
Absatz 4 sieht die entsprechende Anwendbarkeit der Regelungen für Gebärden-
sprachdolmetscher und Urkundenübersetzer vor. Dies entspricht dem bisherigen 
Anwendungsbereich.

Zu Nummer 7 (Änderung von § 15b):

Die Vorschrift setzt die Vorgabe von Artikel 6 der Dienstleistungsrichtlinie um 
und ordnet die Möglichkeit der Abwicklung über einen Einheitlichen Ansprech-
partner nach dem Gesetz über Einheitliche Ansprechpartner für das Land Baden-
Württemberg an (vgl. Landtagsdrucksache 14/5516, S. 39). Sie ist beizubehalten. 
Eine entsprechende Regelung ist im Gerichtsdolmetschergesetz nicht vorgesehen, 
sodass keine Sperrwirkung besteht.
Die Verweisung auf §§ 71a bis 71e des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes ist 
systematisch in Absatz 1 anzufügen.
Der bisherige Absatz 2 setzt die Vorgaben aus Artikel 13 Absatz 3 und Artikel 8 
der Richtlinie 2006/123/EG um (vgl. Landtagsdrucksache 14/5516, S. 39) und 
soll daher in der Sache beibehalten werden. Dies erfolgt durch die Einzelverwei-
sung auf die neuen Verfahrensvorschriften des § 3 Absatz 4 und 5 GDolmG, weil 
für Verfahren nach § 15a keine entsprechende Anwendbarkeit des Gerichtsdol-
metschergesetzes vorgesehen ist. 
Die in § 3 Absatz 4 und 5 GDolmG normierten Verfahrensregelungen gehen zwar 
über die bisherigen Vorgaben des Landesrechts hinaus. Da sie aber dem Schutz 
des Antragstellers dienen, ist ihre entsprechende Anwendung sinnvoll und – auch 
im Hinblick auf die europarechtlichen Vorgaben – unbedenklich.

Zu Nummer 8 (Einfügung von § 15c – neu –):

§ 11 GDolmG sieht eine Bußgeldvorschrift für die unbefugte Bezeichnung als 
„allgemein beeidigter Gerichtsdolmetscher“ vor. Aus Gründen der systematischen 
Klarheit und der Gleichbehandlung ist eine entsprechende Bußgeldvorschrift für 
Gebärdensprachdolmetscher und Urkundenübersetzer auf Landesebene einzu-
führen. Der vom Bundesgesetzgeber angenommene Schutzbedarf besteht hier in 
gleicher Weise. Vergleichbare Bußgeldvorschriften gibt es auch in anderen Lan-
desgesetzen.
Die Vorschrift entspricht im Wortlaut der bundesgesetzlichen Regelung.
Die Regelung der zuständigen Bußgeldbehörde erfolgt durch Änderung von  
§ 8 der Verordnung der Landesregierung über Zuständigkeiten nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten (OWiZuVO): danach sollen die Staatsanwaltschaften 
für die Ahnung der Ordnungswidrigkeiten nach § 11 GDolmG und nach § 15c 
AGGVG zuständig gemacht werden. Auf die Begründung zu Artikel 4 wird ver-
wiesen.
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Zu Nummer 9 (Änderung von § 46):

Es entspricht dem Wunsch der Verbände, landesrechtlich eine längere Übergangs-
frist zu schaffen als die nach Artikel 10 des Gesetzes zur Modernisierung des 
Strafverfahrens für Gerichtsdolmetscher vorgesehene Übergangsfrist bis 12. De-
zember 2024. Diese Übergangsfrist wird in § 46 geregelt und dieser hierzu ge-
ändert. Sie soll für Gebärdensprachdolmetscher und Urkundenübersetzer gelten.
Die Änderung ist möglich, da die letzte Änderung von § 46 AGGVG vom 16. Feb
ruar 1987 datiert und die darin vorgesehenen fünf Jahre daher abgelaufen sind, so-
dass die Vorschrift derzeit keinen Anwendungsbereich hat.
Der neue Anwendungsbereich der Übergangsvorschrift kommt in der geänderten 
Überschrift zum Ausdruck. Die Begriffe werden vereinheitlicht.
Allgemeine Beeidigungen von Gebärdensprachdolmetschern, die vor dem 1. Ja-
nuar 2023 nach alter Rechtslage in Baden-Württemberg erfolgt sind, sollen für 
die Dauer von längstens fünf Jahren nach Inkrafttreten der Änderungen wirksam 
bleiben. Da das Datum des Inkrafttretens der Änderungen klar bestimmt ist, kann 
ein konkretes Datum eingesetzt werden. Über die Verweisung in Satz 3 gilt die 
Regelung für Urkundenübersetzer entsprechend.
Eine Übergangsfrist von fünf Jahren ist angemessen und ausreichend: nach § 7 
Absatz 1 Satz 1 GDolmG sind Beeidigungen künftig auf fünf Jahre befristet. Da-
nach müssen die Voraussetzungen der Beeidigung erneut nachgewiesen werden 
(vgl. Bundestagsdrucksache 19/14747, S. 48). Die Übergangsfrist orientiert sich 
an diesen fünf Jahren. Während es Gerichtsdolmetschern ab dem 12. Dezember 
2024 nicht mehr möglich ist, sich auf den nach Landesrecht geleisteten Eid zu be-
rufen, erhalten Gebärdensprachdolmetscher und Urkundenübersetzer landesrecht-
lich also länger Zeit, sich auf die neuen Erfordernisse einzustellen.
Die gesetzliche Erlöschensregelung bewirkt die Aufhebung der vor dem 1. Januar 
2023 vorgenommenen Beeidigungen als Gebärdensprachdolmetscher und Urkun-
denübersetzer. Nach Ablauf der Übergangsfrist müssen daher auch Gebärden-
sprachdolmetscher und Urkundenübersetzer sich nach den neuen Vorgaben neu 
beeidigen lassen; eine bloße Verlängerung der bisherigen Beeidigung ist nicht 
ausreichend, um den neuen Vorgaben zu genügen. Für Gerichtsdolmetscher folgt 
die Pflicht zur Neubeeidigung aus der Änderung des § 189 Absatz 2 GVG zum 
12. Dezember 2024, mit der die Möglichkeit, sich auf den allgemein geleiste-
ten Eid zu berufen, für in einem Land nach den landesrechtlichen Vorschriften 
allgemein beeidigte Dolmetscher wegfällt. Da mangels einer landesrechtlichen 
Berufungsmöglichkeit für Gebärdensprachdolmetscher und Urkundenübersetzer 
eine entsprechende Regelung im Landesrecht fehlt, wird landesrechtlich mit der 
Erlöschensregelung in § 46 die Pflicht zur Neubeeidigung ausdrücklich festge-
schrieben. Erfolgt innerhalb der Übergangsfrist keine Neubeeidigung, endet die 
bisherige Beeidigung spätestens am 31. Dezember 2027.
Diese nachträgliche Befristung begegnet keinen grundsätzlichen verfassungs-
rechtlichen Bedenken. Es kann grundsätzlich nicht darauf vertraut werden, dass 
eine günstige Rechtslage unverändert bleibt (vgl. BVerfG, Beschluss vom 7. März 
2017 – 1 BvR 1314/12 –, BVerfGE 145, 20-105, juris, Rn. 189). Ein abwägungs-
resistenter Vertrauensschutz der bisher beeidigten Sprachmittler besteht nicht. Die 
in der Erlöschensregelung enthaltene Berufsausübungsregelung (vgl. BVerwG, 
Urteil vom 16. Januar 2007 – 6 C 15/06 –, Rn. 32, juris) hält einer Abwägung 
jedoch stand: sie verfolgt mit der Sicherung der Qualität der beeidigten Sprach-
mittler einen legitimen Zweck und ist von vernünftigen Erwägungen des Ge-
meinwohls, hier in Gestalt einer funktionierenden Rechtspflege, getragen. Es soll  
sichergestellt werden, dass beeidigte Sprachmittler die persönlichen und fach
lichen Voraussetzungen ihrer Beeidigung in einem förmlichen Verfahren nachge-
wiesen haben. Die fachlichen und sprachlichen Kompetenzen sind dabei künftig 
nach § 3 Absatz 2 GDolmG mittels einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Prüfung nachzuweisen. Mit der Erlöschensregelung wird sichergestellt, dass nach 
Ablauf der Übergangsfrist regelmäßig nur noch solche Sprachmittler beeidigt 
sind, die ihre fachliche und sprachliche Befähigung mittels einer solchen Prü-
fung nachgewiesen haben. Damit wird die Qualität der mündlichen und schrift-
lichen Übertragung in Gerichtsverhandlungen gesichert und faire Verfahren ge-
währleistet. Die Erlöschensregelung ist zur Erreichung dieses Ziels geeignet, weil 
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sie die Kontrolle der Einhaltung der fachlichen Voraussetzungen im Einzelfall 
gewährleistet. Mildere Mittel sind nicht ersichtlich, nachdem der Wegfall der Be-
rufungsmöglichkeit landesgesetzlich nicht in Betracht kommt. Die Regelung ist 
auch verhältnismäßig. Die fünfjährige Übergangsfrist ermöglicht es den betrof-
fenen Sprachmittlern, sich auf die neuen Vorgaben einzustellen und das Beeidi-
gungsverfahren durchzuführen bzw. zuvor eine eventuell erforderliche Prüfung 
abzulegen.
Satz 2 ordnet die entsprechende Geltung der Regelungen des Gerichtsdolmet-
schergesetzes an, die zur Verwaltung der schon vor dem 1. Januar 2023 beeidigten 
Bestandsgebärdensprachdolmetscher in der Übergangsfrist erforderlich sind. So 
ist sichergestellt, dass bis zur Beendigung der Beeidigung gemäß Satz 1 durch 
Neubeeidigung oder Zeitablauf auch für schon beeidigte Gebärdensprachdol-
metscher die Anzeige- und Rückgabepflichten des § 8 GDolmG und des § 10 
GDolmG gelten, dass auf die Beeidigung verzichtet oder diese widerrufen wer-
den kann (§ 7 Absätze 2 und 3 GDolmG) und dass eine Rechtsgrundlage für die 
Datenverarbeitung besteht (§ 9 GDolmG). Lediglich § 8 Absatz 2 Nummer 1 
GDolmG hat für vor dem 1. Januar 2023 beeidigte Gebärdensprachdolmetscher 
keinen Anwendungsbereich, weil diese unbefristet beeidigt wurden, und bleibt 
daher ausgenommen. Für ab dem 1. Januar 2023 beeidigte Gebärdensprachdol-
metscher gelten die in Bezug genommenen Regelungen über die Verweisung in 
§ 14a Absatz 1 Satz 1 AGGVG ohnehin. Über die Verweisung in Satz 3 gilt die 
Regelung auch insoweit für Urkundenübersetzer entsprechend.

Zu Artikel 3 (Änderung des Landesjustizkostengesetzes)

Zu Nummer 1 (Änderung von § 5 Nummer 1)

Die Ergänzung wird aufgrund des Steueränderungsgesetzes 2015 vom 2. Novem-
ber 2015 (BGBl. I S. 1834) notwendig. Durch den mit Artikel 12 dieses Gesetzes 
eingeführten § 2b des Umsatzsteuergesetzes (UStG) werden juristische Personen 
des öffentlichen Rechts durch jede unternehmerisch ausgeübte Tätigkeit Unter-
nehmer im Sinne des § 2 Absatz 1 Satz 1 UStG, es sei denn, es greifen die in § 2b 
UStG genannten Ausnahmen. Die Regelung tritt nach § 27 Absatz 22a UStG für 
das Land Baden-Württemberg zum 1. Januar 2023 in Kraft. Ab diesen Zeitpunkt 
können Leistungen der Justizbehörden des Landes unter den Voraussetzungen des 
§ 2b UStG umsatzsteuerpflichtig sein. 
Um die Umsatzsteuer erheben zu können, bedarf es eines entsprechenden Aus-
lagentatbestandes. Ein solcher findet sich für Leistungen der Justizbehörden, für 
die eine Gebühr nach dem Landesjustizkostengesetz erhoben wird, in Nummer 
9020 der Anlage 1 (Kostenverzeichnis) des Gerichtskostengesetzes, der über 
die Verweisung in § 1 Absatz 1 Satz 1 LJKG in Verbindung mit Vorbemerkung 2 
zu Teil 2 der Anlage (Kostenverzeichnis) zum Justizverwaltungskostengesetz 
grundsätzlich Anwendung findet. Aufgrund der gegenüber § 1 Absatz 1 LJKG 
vorrangigen Verweisung in § 5 Nummer 1 LJKG auf bestimmte Auslagentat-
bestände, die in Hinterlegungssachen erhoben werden können, kann dieser Aus-
lagentatbestand in Hinterlegungssachen allerdings keine Anwendung finden. 
Durch die Verweisung auf Nummer 31017 der Anlage 1 (Kostenverzeichnis) 
des Gerichts- und Notarkostengesetzes und den dort enthaltenen Auslagentat-
bestand für Umsatzsteuer soll auch in Hinterlegungssachen die Erhebung von 
Umsatzsteuer als Auslage ermöglicht werden.

Zu Nummer 2 (Änderung von § 6 Absatz 3 Nummer 6)

Die Ergänzung wird aufgrund von Änderungen durch Artikel 1 des Gesetzes zur 
Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts notwendig. 
Die bisherige Formulierung „auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen“ in Satz 1 
und Satz 2 des § 6 Absatz 3 Nummer 6 LJKG nimmt Bezug auf die derzeit in  
§ 1814 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) gesetzlich angeordnete Hinterle-
gung von im Vermögen des Mündels vorhandenen Inhaberpapieren und Order-
papieren mit Blankoindossamenten durch den Vormund bei Hinterlegungsstel-
len nach § 1 HintG. Diese gesetzliche Verpflichtung gilt über die Verweisung in  
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§ 1908i Absatz 1 Satz 1, § 1915 Absatz 1 Satz 1 BGB für Betreuer und Pfleger Min-
derjähriger entsprechend. Die Regelung des § 1814 BGB wird durch Artikel 1 des 
zum 1. Januar 2023 in Kraft tretenden Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- 
und Betreuungsrechts aufgehoben. Zukünftig besteht nach § 1843 BGB in der 
ab dem 1. Januar 2023 geltenden Fassung zwar weiterhin eine gesetzliche Ver-
pflichtung zur Hinterlegung von Wertpapieren im Betreuungsrecht, die über die 
Verweisungen in § 1813 Absatz 1, § 1798 Absatz 2 BGB in der jeweils ab dem 
1. Januar 2023 geltenden Fassung für die Vormundschaft und die Pflegschaft für 
Minderjährige entsprechend gilt. Die Hinterlegung kann aber nicht mehr bei den 
Hinterlegungsstellen im Sinne des § 1 Absatz 2 HintG erfolgen, sondern nur noch 
bei Kreditinstituten. Es gibt daher nach dem 31. Dezember 2022 keinen neuen 
Anwendungsfall der gesetzlich verpflichtenden Hinterlegung von Wertpapieren 
im Betreuungsrecht, Vormundschaftsrecht oder Pflegschaftsrecht für Minderjähri-
ge bei Hinterlegungsstellen nach § 1 Absatz 2 HintG, bei denen eine Gebühr nach 
Nummer 3 des Gebührenverzeichnisses zum Landesjustizkostengesetz entstehen 
kann. Allerdings sind auch nach dem 31. Dezember 2022 weiterhin Fallkonstella-
tionen denkbar, in denen die mit § 6 Absatz 3 Nummer 6 LJKG durch die Verwei-
sung in die Kostenverzeichnisse des Gerichts- und Notarkostengesetzes und des 
Gesetzes über Gerichtskosten in Familiensachen bezweckte Kostenprivilegierung 
für gesetzlich vorgeschriebene Hinterlegungen weiterhin erforderlich ist, nament-
lich bei der Abrechnung von vor dem 1. Januar 2023 aufgrund gesetzlicher Ver-
pflichtung erfolgten Hinterlegungen von Wertpapieren bei den Hinterlegungsstel-
len nach § 1 Absatz 2 HintG. 

Zu Nummer 3 (Aufhebung von § 22):

Die Aufhebung von § 22 LJKG beruht auf praktischen Erwägungen.
Nach § 22 LJKG erhalten Amtsboten der Gemeinden bei der Durchführung be-
stimmter Amtsgänge im amtlichem Auftrag einer staatlichen Behörde oder eines 
staatlichen Beamten in einer Angelegenheit der Rechtsfürsorge, der Zwangsver-
steigerung oder der Zwangsverwaltung, insbesondere in Form der persönlichen 
Aushändigung oder Eröffnung einer Ladung, einer Verfügung oder eines Be-
schlusses (Absatz 1), oder im Auftrag des Ortsgerichts, der Schätzungsbehörde 
oder der örtlichen Inventurbehörde (Absatz 3) oder bei der Bekanntmachung eines 
Versteigerungstermins oder der Mitwirkung bei einer Versteigerung (Absatz 4) eine 
Vergütung aus der Staatskasse, deren Höhe sich nach den Absätzen 1 und 2 richtet. 
Absatz 5 bestimmt überdies, dass für alle übrigen Verrichtungen der Amtsbote 
keine Vergütung verlangen kann. Die vorgenannten Tätigkeiten der Amtsboten 
haben keine praktische Relevanz mehr. Die Vergütungsregelung ist daher entbehr-
lich geworden.

Zu Nummer 4 (Änderung der Anlage – Gebührenverzeichnis):

Zu Buchstabe a (Änderung von Nummer 2.3)

Ab dem 1. Januar 2023 normiert § 21 Absatz 2 Satz 1 des Betreuungsorgani-
sationsgesetzes eine Pflicht für ehrenamtlicher Betreuerinnen und Betreuer, der 
zuständigen Behörde zur Feststellung der persönlichen Eignung und Zuverläs-
sigkeit neben einem Auszug aus dem Bundeszentralregister zusätzlich eine Aus-
kunft aus dem zentralen Schuldnerverzeichnis nach § 882b ZPO vorzulegen, die 
nicht älter als drei Monate sein soll. Von der Zahlung einer Gebühr für den Aus-
zug aus dem Bundeszentralregister werden ehrenamtliche Betreuer durch Ergän-
zung des Kostenverzeichnisses des Justizverwaltungskostengesetzes zwar befreit 
sein (vgl. Vorbemerkung 1.1.3 der Anlage zum JVKostG in der ab dem 1. Januar 
2023 geltenden Fassung, eingeführt durch Artikel 15 Absatz 13 des Gesetzes zur 
Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts). Die Gebührenregelung für 
die Auskunft aus dem zentralen Schuldnerverzeichnis ist indes Ländersache. Für 
eine Auskunft aus dem Schuldnerverzeichnis sieht Nummer 2.3 der Anlage (Ge-
bührenverzeichnis) zum Landesjustizkostengesetz eine Gebühr von 4,50 EUR je 
übermitteltem Datensatz vor. Diese Gebühr entsteht auch, wenn die Information 
übermittelt wird, dass für die als Suchkriterien angegebenen Schuldnerdaten kein 
Eintrag verzeichnet ist (sog. Negativauskunft). Eine Gebührenbefreiung ist zwar 
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in der Anmerkung zu Nummer 2.3 der Anlage zum LJKG BW für den Fall einer 
Selbstauskunft nach § 882f Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 ZPO vorgesehen. Nach der 
Einschätzung der Bundesregierung geht es bei dem vorliegenden Fall allerdings 
um eine Auskunft nach § 882f Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ZPO (Bundestags-
drucksache 19/24445, S. 369). Ehrenamtliche Betreuerinnen und Betreuer sollten 
als Zeichen der Anerkennung und der Wertschätzung für ihr wertvolles Enga-
gement nicht mit den Kosten einer künftig beizubringenden Auskunft aus dem 
Schuldnerverzeichnis belastet werden. In die Anmerkung zu Nummer 2.3 des Ge-
bührenverzeichnisses wird daher eine entsprechende Gebührenbefreiung für eh-
renamtliche Betreuerinnen und Betreuer aufgenommen.

Zu Buchstabe b (Änderung von Nummer 3.2 – Anmerkung):

Die Ergänzung der Nummer 3.2 (Anmerkung) erfolgt – wie schon die Ergänzung 
des § 5 Nummer 1 LJKG – aufgrund der wegen der Neuregelung der Umsatzbe-
steuerung der öffentlichen Hand notwendigen Schaffung einer Möglichkeit zur 
Erhebung der Umsatzsteuer als Auslage. Da durch Nummer 3.2 (Anmerkung) die 
Auslagenerhebung für Anzeigen nach § 15 Absatz 1 Satz 2 des Hinterlegungsge-
setzes gegenüber § 5 Nummer 1 LJKG weiter eingeschränkt wird, bedarf es daher 
auch insoweit der Ergänzung in Form der Verweisung auf Nummer 31017 des 
Kostenverzeichnisses des Gerichts- und Notarkostengesetzes.

Zu Buchstaben c bis j (Änderung von Nummer 4):

Die Änderungen im Landesjustizkostengesetz dienen der Angleichung an die im 
Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensge-
setzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit verwendeten Begrifflichkeiten. Zudem 
wird ein neuer Gebührentatbestand für die künftig erforderliche Verlängerung der 
Beeidigung geschaffen. Dieser kann wegen des im Vergleich zur Erstbeeidigung 
geringeren Prüfungsaufwands maßvoll ausfallen.

Zu Buchstabe c (Änderung von Nummer 4):

Nachdem der Begriff des „Verhandlungsdolmetschers“ durch die Begriffe „Ge-
richtsdolmetscher“ und „Gebärdensprachdolmetscher“ ersetzt wird, ist dies in der 
Überschrift klarzustellen. Die nachfolgenden Nummern 4.1 bis 4.5 differenzieren 
sodann zwischen Gerichtsdolmetschern und Gebärdensprachdolmetschern und re-
geln nachvollziehbar und klar, auf welche Gruppen von Sprachmittlern der jewei-
lige Gebührentatbestand Anwendung findet.

Zu Buchstabe d (Änderung von Nummer 4.1):

Die Änderung dient der begrifflichen Angleichung. Im Übrigen sind keine Ände-
rungen erforderlich, weil die allgemeine Beeidigung von Gerichtsdolmetschern 
auch künftig in § 14 AGGVG geregelt bleibt.

Zu Buchstabe e (Einfügung von Nummer 4.2 – neu –):

Die begriffliche Differenzierung erfordert die Einführung eines neuen, gesonder-
ten Gebührentatbestands für die allgemeine Beeidigung von Gebärdensprachdol-
metschern. Inhaltliche Änderungen sind damit nicht verbunden, nachdem Gebär-
densprachdolmetscher auch bisher als „Verhandlungsdolmetscher“ vom Gebüh-
rentatbestand erfasst waren.

Zu Buchstabe f (Änderung von Nummer 4.2):

Es handelt sich um eine Folgeänderung zur vorhergehenden Änderung.
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Zu Buchstabe g (Änderung von Nummer 4.3):

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu den beiden vorhergehenden Änderun-
gen.

Zu Buchstabe h (Änderung von Nummer 4.4):

Es handelt sich ebenfalls um eine Folgeänderung. Künftig sind alle drei Gebüh-
rentatbestände ausdrücklich aufzuführen.

Zu Buchstabe i (Einfügung von Nummer 4.6 – neu –):

Infolge der im Gerichtsdolmetschergesetz – und über die Verweisungen auch 
im Landesrecht – künftig vorgesehene Befristung von Beeidigungen wird nach 
Ablauf von fünf Jahren eine Verlängerung der Beeidigung erforderlich. § 12 
GDolmG sieht für die Verlängerung der Beeidigung die Erhebung von Kosten 
nach Landesrecht vor. Dies erscheint sachgerecht, sodass die neue Gebühr auch 
für Gebärdensprachmittler und Urkundenübersetzer gelten soll. Nachdem die 
Verlängerung der Beeidigung gegenüber der Erstbeeidigung einen geringeren 
Prüfungsaufwand auslöst, erscheint eine reduzierte Gebühr angemessen und aus
reichend.

Zu Buchstabe j (Änderung von Nummer 4.5):

Die Möglichkeit, eine vorübergehende Dienstleistung in Baden-Württemberg aus-
zuüben, bleibt gemäß § 15a AGGVG für Gerichtsdolmetscher, Gebärdensprach-
dolmetscher und Urkundenübersetzer erhalten. Der Gebührentatbestand ist daher 
entsprechend anzupassen.

Zu Buchstabe k (Änderung von Nummer 6.2):

Neben einer redaktionellen Änderung beruht die Änderung der Nummer 6.2 im 
Übrigen auf praktischen Erfahrungen mit dem durch Artikel 2 des Gesetzes zur 
Neuregelung der Anerkennung von Gütestellen im Sinne von § 794 Absatz 1 
Nummer 1 der Zivilprozessordnung vom 16. Oktober 2018 (GBl. S. 365, 369) 
eingeführten Gebührentatbestand.
In seiner derzeitigen Fassung führt Nummer 6.2 dazu, dass im Falle eines Wider-
rufs der Anerkennung als Gütestelle im Sinne des § 794 Absatz 1 Nummer 1 ZPO 
gemäß § 22g Absatz 3 AGGVG eine Gebühr in Höhe von 100 Euro anfällt. In  
§ 22g Absatz 3 AGGVG ist unter Nummer 3 auch der Verzicht auf die Anerken-
nung geregelt, welcher als Widerrufstatbestand ausgestaltet ist. Der Verwaltungs-
aufwand für den Widerruf einer Anerkennung bei einem erklärten Verzicht auf die 
Anerkennung entspricht allerdings vielmehr den unter § 22g Absatz 1 AGGVG 
geregelten Tatbeständen, die zum Erlöschen der Anerkennung führen und für die 
gerade keine Gebühr nach dem Landesjustizkostengesetz anfällt. Die vollständige 
Streichung der Gebühr für den Widerruf der Anerkennung im Falle des Verzichts 
erscheint daher sachgerecht.

Zu Buchstabe l bis m (Änderung von Nummer 7): 

Die Änderungen der Nummern 7.1 bis 7.4 sind ausschließlich redaktioneller Art 
und veranlasst durch am 1. August 2021 in Kraft getretene Änderungen der Bun-
desnotarordnung (BNotO) durch Artikel 1 des Gesetzes zur Modernisierung des 
notariellen Berufsrechts und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 25. Juni 
2021 (BGBl. I S. 2154).
In den Nummern 7.1 und 7.2 entfällt künftig die Angabe von Paragraphen der 
Bundesnotarordnung, die inzwischen teilweise umnummeriert worden sind und 
im Übrigen zur eindeutigen Beschreibung des jeweiligen Gebührentatbestands 
(Bestellung zum Notar oder Ablehnung des Antrags auf Bestellung zum Notar) 
nicht länger erforderlich sind. Die Voranstellung des Wortes „Erstmalige“ vor 
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dem Wort „Bestellung“ in Nummer 7.1 dient der Klarstellung, dass etwa erneute 
Bestellungen zum Notar (§§ 48b und 48c BNotO) oder Verlegungen des Amts-
sitzes (§ 10 Absatz 1 Satz 3 BNotO) auch zukünftig nicht von dem Gebührentat-
bestand erfasst sind.
In den Nummern 7.3 und 7.4 (Bestellung von Notarvertretungen, ständigen und 
weiteren Vertretungen auf Antrag) werden Änderungen von § 39 Absatz 1 BNotO 
nachvollzogen. Auch insoweit ist die Angabe von Paragraphen zur eindeutigen 
Beschreibung des jeweiligen Gebührentatbestands (Bestellung einer – gegebenen-
falls weiteren – Notarvertretung oder einer – gegebenenfalls weiteren – ständigen 
Notarvertretung oder Änderung einer bereits erfolgten Bestellung) nicht länger 
erforderlich.
Im Übrigen gilt für die jeweiligen Gebührentatbestände weiterhin die Begründung 
zum Gesetzentwurf der Landesregierung Landtagsdrucksache 15/688, S. 7.

Zu Artikel 4 �(Änderung der Verordnung der Landesregierung über Zuständigkei-
ten nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten)

Der bundesgesetzliche Bußgeldtatbestand in § 11 GDolmG lässt ungeregelt, wer 
die zuständige Bußgeldbehörde ist. Es gelten deshalb die allgemeinen Vorschrif-
ten. Nach § 36 Absatz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) ist 
sachlich zuständig nach Nummer 1 die durch Gesetz bestimmte Verwaltungsbe-
hörde oder, wenn keine Bestimmung getroffen ist, nach Nummer 2 Buchstabe a 
die fachlich zuständige oberste Landesbehörde. Nach § 36 Absatz 2 Satz 1 OWiG 
kann die fachlich zuständige oberste Landesbehörde die Zuständigkeit nach § 36 
Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a durch Rechtsverordnung auf eine andere Be-
hörde oder sonstige Stelle übertragen. Von der Ermächtigung hat die Landesregie-
rung mit der Verordnung über Zuständigkeiten nach dem Gesetz über Ordnungs-
widrigkeiten Gebrauch gemacht.
Auch für die in § 11 GDolmG genannten Bußgeldtatbestände soll von der Er-
mächtigung in § 36 Absatz 2 OWiG Gebrauch gemacht und die sachliche Zu-
ständigkeit der Staatsanwaltschaften begründet werden. Dies erscheint wegen der 
fachlichen Nähe zu dem justizspezifischen Bußgeldtatbestand sachgerecht. Den 
Staatsanwaltschaften ist eine solche Zuständigkeit im Übrigen nicht fremd, wie  
§ 8 OWiZuVO zeigt: danach sind die Staatsanwaltschaften mit der Ahndung wei-
terer Ordnungswidrigkeiten mit Justizbezug betraut, nämlich von Ordnungswid-
rigkeiten nach dem Rechtsdienstleistungsgesetz (§ 8 Nummer 1 OWiZuVO) und 
nach § 115 OWiG (§ 8 Nummer 2 OWiZuVO).
Um eine einheitliche Zuständigkeit zu schaffen, gilt die so begründete Zuständig-
keit in gleicher Weise für den neuen landesrechtlichen Bußgeldtatbestand nach  
§ 15c AGGVG. Ein Auseinanderfallen der Zuständigkeit gilt es zu vermeiden.
Die Änderung der Verordnung erfolgt ausnahmsweise durch Gesetz wegen des 
engen Sachzusammenhangs (vgl. BVerfG, Beschluss vom 13. September 2005 
– 2 BvF 2/03 –, BVerfGE 114, 196, 232, 238) mit Artikel 2 dieses Gesetzes und 
um ein Inkrafttreten der Änderungen auf Verordnungsebene zeitgleich mit diesem 
Gesetz zu ermöglichen.

Zu Artikel 5 (Änderung der Verpflichtungsgesetz-Zuständigkeitsverordnung)

Die Änderung der Verordnung erfolgt ausnahmsweise durch Gesetz wegen des 
engen Sachzusammenhangs (vgl. BVerfG, Beschluss vom 13. September 2005 
– 2 BvF 2/03 –, BVerfGE 114, 196, 232, 238) mit Artikel 2 dieses Gesetzes und 
um ein Inkrafttreten der Änderungen auf Verordnungsebene zeitgleich mit diesem 
Gesetz zu ermöglichen.
In der Sache beschränkt sich die Änderung auf die Vereinheitlichung der Rechts-
begriffe. Nach dem Wegfall des Begriffs „Verhandlungsdolmetscher“ sind künftig 
die Begriffe „Gerichtsdolmetscher und Gebärdensprachdolmetscher“ zu verwen-
den.
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Zu Artikel 6 (Änderung des Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes)

Die Änderung dient der Anpassung an das Gesetz zur Verbesserung des Schutzes 
von Gerichtsvollziehern vor Gewalt sowie zur Änderung weiterer zwangsvollstre-
ckungsrechtlicher Vorschriften und zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes. In 
§ 755 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 ZPO ist danach – soweit der Aufenthaltsort des 
Schuldners nach § 755 Absatz 1 ZPO nicht zu ermitteln ist – eine Befugnis des 
Gerichtsvollziehers zur Erhebung der derzeitigen Anschrift und des derzeitigen 
oder zukünftigen Aufenthaltsorts des Schuldners bei den berufsständischen Ver-
sorgungseinrichtungen geregelt. Hiermit korrespondiert die Änderung in § 802l 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ZPO, welche Möglichkeiten für Gerichtsvollzieher 
zur Erhebung von Namen, Vornamen, Firma sowie der Anschrift der derzeitigen 
Arbeitgeber des Schuldners bei den berufsständischen Versorgungseinrichtungen 
vorsieht. Im Übrigen verweist § 98 Absatz 1a der Insolvenzordnung in der ab  
1. November 2022 geltenden Fassung für das an Stelle des Gerichtsvollziehers tä-
tige Insolvenzgericht auf die Abfragebefugnisse nach § 802l Absatz 1 Satz 1 ZPO.
Diese Regelungen in der Zivilprozessordnung und der Insolvenzordnung betref-
fen ausschließlich das Recht auf Datenabruf. Nicht erfasst ist hingegen die kor-
respondierende Pflicht zur Datenübermittlung durch die berufsständischen Ver-
sorgungseinrichtungen (vgl. Bundestagsdrucksache 19/29398, S. 4). Nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts sind aber für Datenabruf und 
Datenübermittlung jeweils eigene Rechtsgrundlagen erforderlich. Daher sind er-
gänzende Regelungen im Landesrecht zu den Versorgungswerken erforderlich, 
um die bundesgesetzlich vorgesehenen Auskunftsersuchen nicht ins Leere gehen 
zu lassen. 
Nach der Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung) ist gemäß 
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e eine Datenverarbeitung betroffen, die zur Wahr-
nehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen Interesse liegt oder 
in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt. Daneben sind die bundesgesetzlichen 
Voraussetzungen zum Recht auf Datenabruf zu wahren. Insbesondere ist nach  
§ 755 Absatz 2 Satz 4 ZPO im Vorfeld einer Erhebung bei den berufsständi-
schen Versorgungseinrichtungen erforderlich, dass der Gläubiger im Verhältnis 
zum Gerichtsvollzieher die Versorgungseinrichtung bezeichnet sowie tatsächliche 
Anhaltspunkte benennt, die nahelegen, dass der Schuldner Mitglied der anzufra-
genden berufsständischen Versorgungseinrichtung ist. 
Die Möglichkeit der Datenübermittlung ist unabhängig davon, ob der Schuldner 
in einem Beschäftigungsverhältnis steht oder selbstständig ist (vgl. zur Daten-
erhebung Bundestagsdrucksache 19/29398, S. 4 f.). Der Begriff des Arbeitgebers 
ist auch im Übrigen im Sinne der intendierten Erweiterung der Möglichkeiten zur 
Informationsbeschaffung für den Gläubiger im Vollstreckungsverfahren weit zu 
verstehen. 
Anderweitige Vorschriften zu Auskunftsersuchen – etwa im Wege der Amtshilfe 
nach dem Landesverwaltungsverfahrensgesetz – werden von der Regelung nicht 
berührt. 

Zu Artikel 7 (Änderung des Steuerberaterversorgungsgesetzes)

Hinsichtlich der Einfügung von § 15a des Steuerberaterversorgungsgesetzes wird 
auf die Änderung des Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes Bezug genommen. Es 
liegen insoweit die gleichen Erwägungen zugrunde.

Zu Artikel 8 (Änderung des Notarversorgungsgesetzes)

Hinsichtlich der Einfügung von § 15a des Notarversorgungsgesetzes (NotVG) 
wird ebenfalls auf die Änderung des Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes Bezug 
genommen. Es liegen insoweit die gleichen Erwägungen zugrunde. 
Der in § 802l Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ZPO verwendete Begriff des Arbeitge-
bers passt auf die Mitglieder des Notarversorgungswerks Baden-Württemberg al-
lerdings nicht ohne Weiteres: Notare sind im Unterschied zu Rechtsanwälten und 
Steuerberatern unabhängige Träger eines öffentlichen Amtes (§ 1 BNotO) und 
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können deshalb per se keinen Arbeitgeber haben. Notarassessoren stehen während 
des Anwärterdienstes in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis zum Land 
und erhalten von der Notarkammer Baden-Württemberg Bezüge (§ 7 Absatz 4 
BNotO). Vor diesem Hintergrund ist § 15a Satz 1 Nummer 3 NotVG gegenüber 
den Parallelregelungen in den Artikeln 6 und 7 modifiziert zu formulieren, um den 
amtsspezifischen Besonderheiten gerecht zu werden, ohne dass hiermit inhaltliche 
Änderungen hinsichtlich der Auskunftspflicht intendiert sind. 
Der neu eingefügte § 15b NotVG begründet eine gesetzliche Mitteilungs- und 
Auskunftspflicht der Notarkammer Baden-Württemberg gegenüber dem Notar-
versorgungswerk Baden-Württemberg hinsichtlich von Umständen, die für die 
Mitgliedschaft und Beitragspflicht im Versorgungswerk relevant sind. Dazu ge-
hören insbesondere die Bestellung zum Notar, das Erlöschen des Notaramtes, die 
Ernennung zum Notarassessor und das Ende des Anwärterdienstes. Entsprechen-
de Vorschriften zur Amtshilfe gibt es bereits für die Rechtsanwaltskammern in 
Baden-Württemberg (§ 15 RAVG) und für die Steuerberaterkammer Baden-Würt-
temberg (§ 15 StBVG) gegenüber dem jeweiligen Versorgungswerk. 
§ 15b NotVG ergänzt die bestehende Regelung des § 16 NotVG zu den Mitwir-
kungspflichten der Mitglieder des Notarversorgungswerks und ihrer Hinterbliebenen. 

Zu Artikel 9 �(Änderung der Verordnung des Justizministeriums zur Aufhebung 
von Richtervorbehalten und Übertragung richterlicher Aufgaben auf 
den Rechtspfleger) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. § 14 Absatz 1 Nummer 10 des 
Rechtspflegergesetzes (RPflG) ist durch das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- 
und Betreuungsrechts mit Wirkung zum 1. Januar 2023 aufgehoben worden. Damit 
entfällt der bisherige Richtervorbehalt für die § 14 Absatz 1 Nummer 10 RPflG in 
der bis zum 1. Januar 2023 geltenden Fassung entsprechenden Geschäfte nach  
§ 16 Absatz 1 Nummer 1 RPflG. Für diese ergibt sich die Zuständigkeit des 
Rechtspflegers künftig unmittelbar aus § 3 Nummer 2 Buchstabe c RPflG, die 
bisherige landesrechtliche Aufhebung des entsprechenden Richtervorbehalts ist 
gegenstandslos.

Zu Artikel 10 (Änderung der Internetversteigerungsverordnung)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die durch § 1815 Absatz 1 
Satz 1 BGB in der ab dem 1. Januar 2023 geltenden Fassung eingeführte Termi-
nologie.

Zu Artikel 11 (Änderung der Abwicklervergütungsverordnung)

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung infolge des Gesetzes zur Reform 
des Vormundschafts- und Betreuungsrechts.

Zu Artikel 12 �(Änderung des Baden-Württembergischen Ausführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch)

Die §§ 45 und 46 AGBGB und damit der sechste Abschnitt des Baden-Württem-
bergischen Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch sind aufgrund der 
Änderungen durch das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungs-
rechts aufzuheben.
§ 45 AGBGB enthält die bisher nach § 1807 Absatz 2 BGB zulässige landesrecht-
liche Bestimmung der Grundsätze, nach denen die Sicherheit einer Hypothek, ei-
ner Grundschuld oder einer Rentenschuld festzustellen ist. § 1807 Absatz 2 BGB 
steht im Zusammenhang mit § 1807 Absatz 1 Nummer 1 BGB, wonach eine An-
legung von Mündelgeld unter anderem in Forderungen, für die eine sichere Hypo-
thek an einem inländischen Grundstück besteht, oder in sicheren Grundschulden 
oder Rentenschulden an inländischen Grundstücken erfolgen kann. Indes sieht  
§ 1841 Absatz 2 BGB in der ab dem 1. Januar 2023 geltenden Fassung als einzige 
Regelanlage für Anlagegeld des Betreuten die Anlage auf einem zur verzinslichen 
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Anlage geeigneten Konto bei einem Kreditinstitut vor. § 1807 Absatz 2 BGB wird 
daher zum 1. Januar 2023 ersatzlos gestrichen. Damit gerät die Gesetzgebungs-
kompetenz zum Erlass von § 45 AGBGB zum 1. Januar 2023 in Fortfall. Zudem 
entfällt das landesrechtliche Regelungsbedürfnis. Das gilt auch insoweit, als § 45 
AGBGB bisher aufgrund des Verweises auf das Vormundschaftsrecht in § 238 
Absatz 1 BGB auch für die Bestimmung der Eignung einer Hypothekenforde-
rung, einer Grundschuld oder einer Rentenschuld zur Sicherheitsleistung von Be-
deutung ist. § 238 Absatz 1 BGB in der ab dem 1. Januar 2023 geltenden Fassung 
verweist hierzu auf eine Rechtsverordnung des Bundes nach § 240a BGB in der 
ab dem 1. Januar 2023 geltenden Fassung. 
§ 46 AGBGB bestimmt, unter welchen Voraussetzungen Sparkassen zur Anle-
gung von Mündelgeld geeignet sind. Damit wird auf § 1807 Absatz 1 Nummer 5 
BGB Bezug genommen, wonach eine Anlegung von Mündelgeld unter anderem 
bei einer inländischen öffentlichen Sparkasse erfolgen kann, wenn sie von der 
zuständigen Landesbehörde zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt 
ist. Diese Regelung ist durch das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und 
Betreuungsrechts gestrichen worden. Für Sparkassen gilt gemäß § 1842 BGB in 
der ab dem 1. Januar 2023 geltenden Fassung wie für andere Kreditinstitute auch, 
dass die dortige Anlage von Mündelgeld voraussetzt, dass sie einer für die jewei-
lige Anlage ausreichenden Sicherungseinrichtung angehören müssen (vgl. Bun-
desratsdrucksache 564/20, S. 370). Die in § 46 AGBGB enthaltene Regelung ist 
damit ab dem 1. Januar 2023 gegenstandslos.

Zu Artikel 13 �(Änderung des badischen Gesetzes, die geschlossenen Hofgüter be-
treffend)

Zu Nummer 1 (Neufassung von § 8)

§ 8 des badischen Gesetzes, die geschlossenen Hofgüter betreffend, ist aufgrund 
der Änderungen durch das Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und Betreu-
ungsrechts anzupassen.
§ 8 des badischen Gesetzes, die geschlossenen Hofgüter betreffend, schließt bis-
lang Personen, für die zur Zeit des Erbfalls zur Besorgung aller ihrer Angelegen-
heiten ein Betreuer bestellt ist oder denen ein solcher Betreuer auf Grund eines 
innerhalb von sechs Wochen nach dem Erbfall gestellten Antrags bestellt wird, 
vom Anerbenrecht aus. Dieser Ausschluss gilt auch, wenn der Aufgabenkreis des 
Betreuers die in § 1896 Absatz 4 und § 1905 BGB bezeichneten Angelegenheiten 
nicht erfasst. Künftig ist die Anordnung einer Betreuung in allen Angelegenheiten 
indes unzulässig (§ 1815 Absatz 1 Satz 2 BGB in der ab dem 1. Januar 2023 gel-
tenden Fassung, vgl. hierzu Bundesratsdrucksache 564/20, S. 167).
Aufgrund der agrarstrukturpolitischen Zielsetzung des badischen Gesetzes, die 
geschlossenen Hofgüter betreffend, das geschlossene badische Hofgüter vor der 
Zersplitterung in unwirtschaftliche Kleinsteinheiten infolge gesetzlicher Erbfolge 
schützen (vgl. dazu Burandt/Rojahn/Ruby, Erbrecht, 3. Auflage 2019, BadHofgG 
§§ 1 bis 30 Rn. 1) und sie gleichsam als wirtschaftliche Einheit im Familienbe-
sitz halten will (zu dieser allgemeinen Funktion aller Anerbengesetze: Staudinger/
Mittelstädt (2018) EGBGB Art. 64 Rn. 2), ist auch weiterhin ein Ausschluss von 
Personen, die bei typisierender Betrachtung in tatsächlicher und rechtlicher Hin-
sicht dauerhaft nicht zur Bewirtschaftung in der Lage sind, vom Anerbenrecht 
sachgerecht. Das Betreuungsrecht bietet jedoch jenseits der künftig nicht mehr 
möglichen Betreuung in allen Angelegenheiten keinen geeigneten Ansatzpunkt, 
um den betroffenen Personenkreis rechtssicher zu typisieren (vergleiche zum 
Wahlrechtsausschluss BVerfG, Beschluss vom 29. Januar 2019 – 2 BvC 62/14 –, 
BVerfGE 151, 1, 47 Rn. 111).
Im Hinblick auf die vielfältigen Aufgaben eines wirtschaftenden Hofguteigentü-
mers ist es aber sachgerecht, Geschäftsunfähige im Sinne des § 104 Nummer 2 
BGB vom Anerbenrecht auszunehmen. Das Vorliegen der Geschäftsunfähigkeit 
wird freilich nicht in übergeordneter Form behördlich erfasst. Sie muss deshalb, 
soweit sie bei der betreffenden Person nicht bereits aus anderem Anlass festge-
stellt worden ist und entsprechende Zweifel bestehen, im Einzelfall geprüft wer-
den.
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Zu Nummer 2 (Änderung von § 14)

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen an die heutige Terminologie.

Zu Buchstabe b

Die Änderung dient der Anpassung an das heutige System des Erwachsenenschut-
zes. Der angefügte Satz orientiert sich an § 1851 BGB in der ab 1. Januar 2023 
geltenden Fassung.

Zu Artikel 14

Artikel 14 beinhaltet redaktionelle Anpassungen des Landesgesetzes über die frei-
willige Gerichtsbarkeit (LFGG) an Änderungen der Bundesnotarordnung durch 
das Gesetz zur Neuordnung der Aufbewahrung von Notariatsunterlagen und zur 
Einrichtung des Elektronischen Urkundenarchivs bei der Bundesnotarkammer 
sowie zur Änderung weiterer Gesetze vom 1. Juni 2017 (BGBl. I S. 1396) und 
durch das Gesetz zur Modernisierung des notariellen Berufsrechts und zur Ände-
rung weiterer Vorschriften vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154), die am 1. August 
2021 und am 1. Januar 2022 in Kraft getreten sind. 

Zu Nummer 1 (Änderung von § 13) 

§ 13 Satz 1 LFGG sieht bislang vor, dass Notariatsabwickler im Rahmen ihrer Be-
stellung eine Bestallungsurkunde ausgehändigt erhalten. Die Bezeichnung der Ur-
kunde war ursprünglich angelehnt an Urkunden zur Bestellung von Notariatsver-
waltern in § 57 Absatz 2 Satz 1 BNotO. Durch Artikel 1 Nummer 50 Buchstabe a 
des Gesetzes zur Modernisierung des notariellen Berufsrechts und zur Änderung 
weiterer Vorschriften vom 25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) hat der Bundesgesetz-
geber mit Wirkung zum 1. August 2021 das Wort „Bestallungsurkunde“ durch das 
Wort „Bestellungsurkunde“ ersetzt. Dies soll nunmehr auf Landesebene für die 
Notariatsabwickler ebenfalls nachvollzogen werden. 

Zu Nummer 2 (Änderung von §§ 17 und 46) 

§ 17 Absatz 3 Satz 2 und § 46 Absatz 4 Satz 2 LFGG ordnen bisher für die 
Verwahrung von Unterlagen durch die Amtsgerichte die entsprechende Geltung 
von § 51 Absatz 1 BNotO an. Nachdem die bundesrechtliche Zielvorschrift seit  
1. Januar 2022 nicht länger die Verwahrung durch das Amtsgericht, sondern durch 
die Notarkammer regelt, sind die landesrechtlichen Verweisungen „einzufrieren“ 
an die am 31. Dezember 2021 geltende Fassung von § 51 Absatz 1 BNotO (ver-
gleiche der bereits durch Artikel 5 Nummer 2 des Gesetzes zur Änderung des 
Landesrichter- und -staatsanwaltsgesetzes und weiterer Gesetze vom 17. Dezem-
ber 2020 (GBl. 2021 S. 1, 4) angefügte § 13 Satz 3 LFGG). Eine Verwahrung von 
Unterlagen der aufgehobenen staatlichen Notariate und der Notariatsabwickler 
durch die Notarkammer Baden-Württemberg wäre außerhalb von § 114 Absatz 3 
Satz 3 BNotO systemfremd. 

Zu Nummer 3 (Änderung von § 21) 

§ 21 Satz 1 LFGG verpflichtet Notarassessoren im Anwärterdienst des Landes 
Baden-Württemberg zur Übernahme von Notariatsabwicklungen. Zur Bezeich-
nung des Personenkreises wird bislang auf § 7 BNotO verwiesen, dessen Rege-
lungsgehalt indes durch Artikel 1 Nummern 4 und 5 des Gesetzes zur Moderni-
sierung des notariellen Berufsrechts und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 
25. Juni 2021 (BGBl. I S. 2154) seit 1. August 2021 auf die §§ 5a und 7 BNotO 
verteilt ist. Zur Klarstellung soll in § 21 Satz 1 LFGG deshalb auch auf § 5a neben 
§ 7 BNotO verwiesen werden. 



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3275

48

Zu Artikel 15 (Inkrafttreten)

Zu Absatz 1

Das Inkrafttreten von Artikel 1 Nummer 1 bis 5 erfolgt in zeitlicher Nachfolge zur 
Zusammenführung der Hinterlegungsstellen an 47 Amtsgerichten.
Die in Artikel 3 Nummer 4 Buchstabe a vorgesehene Gebührenbefreiung für  
ehrenamtliche Betreuerinnen und Betreuer bei der Einholung einer Auskunft 
aus dem zentralen Schuldnerverzeichnis soll mit Rücksicht auf die erforder
lichen informationstechnischen Umsetzungsarbeiten im von Nordrhein-West
falen zentral betriebenen Vollstreckungsportal am 1. Juli 2023 in Kraft treten.

Zu Absatz 2

Die genannten Artikel treten im genannten Umfang am Tag nach der Verkündung 
und damit so schnell wie möglich in Kraft.

Zu Absatz 3

Die Klarstellungen in Artikel 14 Nummer 2 treten rückwirkend zum 1. Januar 
2022 in Kraft, um etwaige – in der Praxis bislang nicht bekannt gewordene – 
Übergangsprobleme bei der Verwahrzuständigkeit auszuschließen. 

Zu Absatz 4

Im Übrigen tritt das Gesetz am 1. Januar 2023 in Kraft. Damit wird ein Gleichlauf 
mit dem Inkrafttreten des Gerichtsdolmetschergesetzes und des Gesetzes zur Re-
form des Vormundschafts- und Betreuungsrechts erreicht.
Das Gerichtsdolmetschergesetz wurde als Artikel 6 des Gesetzes zur Modernisie-
rung des Strafverfahrens erlassen und durch das Gesetz zur Fortentwicklung der 
Strafprozessordnung und zur Änderung weiterer Vorschriften vom 25. Juni 2021 
(BGBl. I S. 2099) geändert. Gemäß Artikel 26 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 
tritt Artikel 6 des Gesetzes zur Modernisierung des Strafverfahrens am 1. Januar 
2023 in Kraft.

C. Wesentliches Ergebnis der Anhörung

I. Anhörungsverfahren

Der Entwurf eines Gesetzes zur Digitalisierung des Hinterlegungswesens, zur An-
passung des Landesrechts an das Gerichtsdolmetschergesetz und zur Änderung 
weiterer Vorschriften wurde durch Beschluss des Ministerrats vom 24. Mai 2022 
zur Anhörung freigegeben. Die Anhörung wurde durchgeführt vom 1. Juni 2022 
bis zum 13. Juli 2022. Angehört wurden die gerichtliche und die staatsanwalt-
schaftliche Praxis, die Vertretungen der Beschäftigten und deren Berufsorgani-
sationen, die Gewerkschaften, die kommunalen Landesverbände, die Notar-, 
Rechtsanwalts- und Steuerberaterkammern, die Versorgungswerke sowie sonstige 
berufsständische Organisationen, Einrichtungen und Interessenvertretungen.
Der Gesetzentwurf wurde gleichzeitig in das Beteiligungsportal Baden-Württem-
berg mit der Möglichkeit eingestellt, den Gesetzentwurf zu kommentieren. Auf 
die dortigen Kommentare wurden gesonderte Stellungnahmen durch das Minis-
terium der Justiz und für Migration abgegeben und auf dem Beteiligungsportal 
veröffentlicht.
Ferner wurden die Beauftragte der Landesregierung für die Belange von Men-
schen mit Behinderungen, der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die 
Informationsfreiheit Baden-Württemberg, der Normenkontrollrat Baden-Würt-
temberg sowie der Normenprüfungsausschuss beteiligt.
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Von den angehörten Stellen haben Stellung genommen

–	 das Oberlandesgericht Karlsruhe,
–	 das Oberlandesgericht Stuttgart,
–	 der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg,
–	 die Generalstaatsanwaltschaft Stuttgart,
–	 der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit,
–	� die Beauftragte der Landesregierung für die Belange von Menschen mit Behin-

derungen,
–	 der Städtetag Baden-Württemberg,
–	 der Gemeindetag Baden-Württemberg,
–	 der Anwaltsverband Baden-Württemberg im Deutschen AnwaltVerein e. V.,
–	 die Notarkammer Baden-Württemberg,
–	 das Notarversorgungswerk Baden-Württemberg,
–	 das Versorgungswerk der Rechtsanwälte in Baden-Württemberg,
–	 die Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen e. V.,
–	 der BBW – Beamtenbund Tarifunion,
–	 der Fachverband der Berufsübersetzer und Berufsdolmetscher e. V. ATICOM,
–	� der VVDÜ Verein der Vereidigten Dolmetscher und Übersetzer in Hamburg e. V.,
–	� der Verband allgemein beeidigter Verhandlungsdolmetscher und öffentlich be-

stellter und beeidigter Urkundenübersetzer in Baden-Württemberg e. V. (VVU),
–	� der Berufsfachverband der GebärdensprachdolmetscherInnen Baden-Württem-

berg (BGD) e. V.,
–	� der Bundesverband der Dolmetscher und Übersetzer e. V. (BDÜ) Landesver-

band Baden-Württemberg e. V.

II. Zusammenfassung der Stellungnahmen

1.	Grundsätzliche Einschätzung des Gesetzentwurfs

Der Gesetzentwurf wird vielfach begrüßt und begegnet ganz überwiegend keinen 
Bedenken. Soweit Einwendungen erhoben werden, richten sich diese vor allem 
gegen die Regelungen zur Anpassung des Landesrechts an das Gerichtsdolmet-
schergesetz, hier insbesondere gegen den fehlenden Bestandsschutz.

2.	Anregungen zu einzelnen Regelungen

a)	Zu Artikel 1 Nummer 2 (§ 3 des Hinterlegungsgesetzes)

Der Anwaltsverband Baden-Württemberg hat Bedenken gegen die in § 3 Absatz 1 
Satz 3 und 4 HintG-E vorgesehene Möglichkeit, durch eine Rechtsverordnung die 
Zulassung der elektronischen Aktenführung auf einzelne Gerichte oder Hinter-
legungsverfahren zu beschränken. Er befürchtet für die Rechtssuchenden einen 
unzumutbaren Flickenteppich.

Stellungnahme der Landesregierung

	� Die Einführung der elektronischen Akte bei den Gerichten hat als Binnenorga-
nisationsakt keinerlei Auswirkungen auf die Möglichkeiten der Antragstellung 
von Rechtssuchenden. Antragstellern wird mit der Eröffnung des elektroni-
schen Rechtsverkehrs flächendeckend die Option der elektronischen Antrag-
stellung neben der papierhaften eröffnet. 
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b)	�Zu Artikel 2 Nummer 2 bis 9 (§§ 14 bis 15c und § 46 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfahrensgesetzen der ordent-
lichen Gerichtsbarkeit)

Mehrere Verbände kritisieren die als zu kurz empfundene Übergangsfrist für Ge-
richtsdolmetscher bis 11. Dezember 2024 und fordern deren Verlängerung bzw. 
einen besseren Bestandsschutz für Gerichtsdolmetscher.

Stellungnahme der Landesregierung

	� Nachdem die Gerichtsdolmetscher vom Bund geregelt sind, ist das Land kom-
petenzrechtlich an längeren Übergangsfristen für Gerichtsdolmetscher gehin-
dert.

Auch das landesrechtlich vorgesehene Erlöschen der Beeidigung von Gebärden-
sprachdolmetschern und Urkundenübersetzern zum Stichtag 31. Dezember 2027 
in § 46 AGGVG-E wird von mehreren Verbänden kritisiert und ein vollständiger 
Bestandsschutz für Gebärdensprachdolmetscher und Urkundenübersetzer gefor-
dert. Der Verband allgemein beeidigter Verhandlungsdolmetscher und öffentlich 
bestellter und beeidigter Urkundenübersetzer in Baden-Württemberg e. V. (VVU) 
äußert Zweifel an der Verhältnismäßigkeit der Regelung, die sich an Artikel 12 
messen lassen müsse. Denn das Ziel der Qualitätssicherung verlange nicht, Be-
standssprachmittlern die Beeidigung zu entziehen.

Stellungnahme der Landesregierung

	� Mit einem vollständigen Bestandsschutz würden Gebärdensprachdolmetscher 
und Urkundenübersetzer gegenüber Gerichtsdolmetschern, die sich bis zum  
11. Dezember 2024 neu beeidigen lassen müssen, bessergestellt. Auch wenn 
die Beachtung des Gleichbehandlungsgebots durch unterschiedliche Normge-
ber nicht verlangt wird, sprechen in der Sache aber auch gute Gründe wie 
insbesondere das Bedürfnis nach einer Überprüfung und Sicherung der Quali-
tät der beeidigten Sprachmittler für eine derartige Zäsur, was sich auch daran 
zeigt, dass sich nicht alle Berufsverbände gegen das Erfordernis der Neubeeidi-
gung wehren. Wie dargelegt, hat sich die Landesregierung unter dem Aspekt 
der Rechtsvereinheitlichung entschieden, alle Sprachmittler einheitlich zu be-
handeln und auch auf Landesebene eine Neubeeidigung zu verlangen mit dem 
Unterschied, dass die verbreitet als zu kurz empfundene Übergangsfrist länger, 
nämlich bis zum 31. Dezember 2027, ausgestaltet wird. 

	� Nach Ablauf der Übergangsfrist endet die Beeidigung, sofern keine Neube-
eidigung erfolgt ist. Diese Erlöschensregelung hält den verfassungsrechtlichen 
Maßgaben stand. Legitimes Ziel der Regelung ist es, die Einhaltung der neuen 
Vorgaben sicherzustellen und den Gerichten und Staatsanwaltschaften des Lan-
des das Auffinden und die Auswahl nachweislich fachlich geeigneter und per-
sönlich zuverlässiger Sprachmittler zu erleichtern. Auch bei Bestandssprach-
mittlern sollen die Anforderungen an den Nachweis der fachlichen Eignung 
und der persönlichen Zuverlässigkeit nicht nur gesetzlich neu geregelt, sondern 
auch deren Einhaltung im konkreten Einzelfall sichergestellt werden. Das künf-
tige Erfordernis einer staatlichen Prüfung soll eine richtige Sprachübertragung 
in Gerichtsverfahren und so die Gewährung rechtlichen Gehörs gewährleisten. 
Dass es sich dabei um ein legitimes Ziel handelt, zeigt sich schon daran, dass 
ein unbegrenzter Bestandsschutz gerade nicht von allen Verbänden gefordert 
wird. Mit einem unbegrenzten Bestandsschutz würden nämlich auch Sprach-
mittler begünstigt, welche die fachlichen Voraussetzungen nicht erfüllen, bei-
spielsweise, weil sie in der Vergangenheit ohne entsprechende fachliche Nach-
weise beeidigt worden sind. Das vom Gerichtsdolmetschergesetz angestrebte 
Ziel der Qualitätssicherung würde im Bereich der landesgesetzlich geregelten 
Sprachmittler demnach ohne eine solche Erlöschensregelung nicht in gleicher 
Weise erreicht. Die angestrebte Revision der Qualität der Sprachmittler kann 
aber nur mittels einer Überprüfung der fachlichen Anforderungen erfolgen, die 
alle gleichermaßen trifft, weil es zur Erreichung des angestrebten Ziels nicht 
ausreichend wäre, nur die neu zu beeidigenden Sprachmittler den neuen fach
lichen Anforderungen zu unterwerfen und den bereits beeidigten Sprachmitt-
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lern vollständigen Bestandsschutz zu gewähren. Auch wenn es zutrifft, dass es 
bei Urkundenübersetzern keine ad hoc-Beeidigung gibt, sind Gerichte außer-
dem nicht daran gehindert, auch nicht beeidigte Dolmetscher oder Übersetzer 
heranzuziehen (vgl. BVerwG, Urteil vom 16. Januar 2007 – 6 C 15/06 –, Rn. 30, 
juris).

	� Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang darauf, dass § 3 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 GDolmG die Dolmetscher- oder (i. V. m. § 15 Absatz 2 Satz 1 AGGVG-E) 
Übersetzerprüfung eines staatlichen oder staatlich anerkannten Prüfungsamtes 
oder eine andere staatliche oder staatlich anerkannte Prüfung für den Dolmet-
scher- bzw. Übersetzerberuf voraussetzt. Sprachmittler, die bereits eine solche 
Prüfung absolviert haben, können sich mit diesem Prüfungsnachweis erneut 
beeidigen lassen. Wiederholt werden muss nicht die Prüfung, sondern die der 
Beeidigung immanente Feststellung, dass die – neuen – persönlichen und fach-
lichen Anforderungen in der Person des zu Beeidigenden erfüllt sind (vgl. 
BVerwG, Urteil vom 16. Januar 2007 – 6 C 15/06 –, Rn. 23, juris). Der mit der 
erneuten Beeidigung verbundene Aufwand ist moderat [s. die Ausführungen 
zum Erfüllungsaufwand unter A.VI.2.b]), die dafür vorgesehene Gebühr mit  
75 Euro maßvoll. Lediglich diejenigen Gebärdensprachdolmetscher und Ur-
kundenübersetzer, die bisher ohne eine staatliche Prüfung beeidigt waren, wer-
den – sofern keine Beeidigung nach § 4 Absatz 1 und 2 GDolmG in Betracht 
kommt – eine staatliche oder staatlich anerkannte Prüfung ablegen müssen, 
um neu beeidigt werden zu können. Den damit verbundenen fachlichen und 
zeitlichen Aufwand hält die Landesregierung für zumutbar. Auch die Prüfungs-
gebühr fällt nicht zugangsbeschränkend hoch aus. 

	� Den Interessen der bisher beeidigten Sprachmittler wird durch die landesrecht-
lich vorgesehene Übergangsfrist von fünf Jahren ausreichend Rechnung ge-
tragen. Diesen Zeitraum hält die Landesregierung für angemessen und ausrei-
chend, um das Beeidigungsverfahren zu durchlaufen bzw. zuvor eine bislang 
nicht abgelegte staatliche Prüfung zu absolvieren. Ein Zeitraum von fünf Jah-
ren ist auch unter Vertrauensschutzaspekten jedenfalls nicht zu kurz bemessen 
(vgl. OVG Lüneburg, Beschluss vom 8. Januar 2019 – 13 LA 401/18 –, Rn. 30, 
juris). Denn die Annahme erscheint nicht zu optimistisch, dass ein langjährig 
auf dem Niveau der staatlichen Prüfung tätiger Dolmetscher oder Übersetzer 
innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren die staatliche Prüfung wird ablegen 
können.

Mehrere Verbände kritisieren sodann die landesrechtlich vorgesehene Beschrän-
kung der Beeidigung auf gerichtliche und staatsanwaltschaftliche Zwecke und 
plädieren dafür, die Beeidigung auch auf behördliche und notarielle bzw. anwalt
liche Zwecke zu erstrecken.

Stellungnahme der Landesregierung

	� Die Forderung nach der Erstreckung der Beeidigung auf notarielle und behörd-
liche Zwecke ist abzulehnen. Die Notwendigkeit einer allgemeinen Beeidigung 
von Gebärdensprachdolmetschern ist auf das GVG, die einer öffentlichen Be-
stellung und Beeidigung von Urkundenübersetzern auf § 142 Absatz 3 ZPO zu-
rückzuführen. Es handelt sich um gerichtsverfassungsrechtliche bzw. prozess-
rechtliche Institute. Auch bislang waren Dolmetscher in Baden-Württemberg 
nicht für notarielle und behördliche bzw. anwaltliche Zwecke beeidigt, was in 
der Praxis jedoch einer Heranziehung durch Behörden, Notare oder Rechtsan-
wälte nicht entgegenstand. Die bisherige Beeidigung von Urkundenübersetzern 
zu behördlichen Zwecken entfällt aus systematischen Gründen und um einen 
Gleichlauf mit den Regelungen für Dolmetscher herzustellen. Auf die Geset-
zesbegründung wird ergänzend verwiesen. Der wegen „zweierlei Beeidigungs-
notwendigkeiten“ befürchtete „bürokratische Kraftakt“ wird nicht erforderlich, 
denn beeidigt wird ausschließlich vor den Gerichten und nicht vor Verwal-
tungsbehörden außerhalb der Gerichtsbarkeit.

	� Auch für die Erstreckung der Vergütungsregelung in § 15 Absatz 4 AGGVG-
E auf behördliche Zwecke besteht kein Anlass: die Vergütungsregelungen des 
JVEG gelten nach § 1 Absatz 1 Nummer 1 JVEG nur für die Heranziehung vor 
Gerichten oder anderen Ermittlungsbehörden, nicht hingegen für Verfahren vor 
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den Verwaltungsbehörden. Die Vorschrift hat daher deklaratorischen Charak-
ter, soweit der Urkundenübersetzer für gerichtliche und staatsanwaltschaftliche 
Zwecke tätig wird, und Regelungswirkung nur insoweit, als sie klarstellt, dass 
auch bei einer Heranziehung in Justizverwaltungsangelegenheiten, also in jus-
tizbehördlichen Angelegenheiten, Vergütung nach dem JVEG verlangt werden 
kann (vgl. Landtagsdrucksache 6/7750, S. 50). Die Modalitäten der Heranzie-
hung von Urkundenübersetzern durch andere Landesbehörden und die dabei 
anfallende Vergütung regelt das AGGVG ausweislich der zitierten Gesetzesbe-
gründung weder bisher noch künftig.

Der Berufsfachverband der GebärdensprachdolmetscherInnen Baden-Württem-
berg (BGD) e. V. begrüßt, dass die allgemeine Beeidigung von Gebärdensprach-
dolmetschern beibehalten werden soll. Er beanstandet indes, dass die allgemei-
ne Beeidigung für Gebärdensprachdolmetscher nicht bundesweit, sondern nur 
innerhalb des Landes Baden-Württemberg gelten soll, und fordert – wie auch 
der Bundesverband der Dolmetscher und Übersetzer (BDÜ) Landesverband Ba-
den-Württemberg e. V. – die bundesweite Geltung der landesrechtlichen Beeidi-
gung. Befremdlich findet der Verband zudem die Trennung zwischen Laut- und 
Gebärdensprachdolmetschern: diese sei weder im Justizvergütungs- und Ent-
schädigungsgesetz noch im Gerichtsverfassungsgesetz angelegt und zudem auch 
künstlich, weil die Tätigkeit von Laut- und Gebärdensprachdolmetschern gleich 
sei mit dem einzigen Unterschied, dass Gebärdensprachdolmetscher nicht in eine 
Lautsprache übertragen. Gebärdensprachdolmetscher sollten daher ebenfalls als 
Gerichtsdolmetscher bezeichnet werden. Weiter kritisiert der Verband, dass die 
künftigen Vorgaben, insbesondere die Befristung und der Bußgeldtatbestand, Ge-
bärdensprachdolmetscher von der Beeidigung abhalten könnten, sodass es künf-
tig vermehrt zu ad hoc-Beeidigungen kommen werde. In diesem Zusammenhang 
regt der Verband an, nur Gebärdensprachdolmetscher, die den Qualitäts- und Aus-
bildungskriterien des Bundesverbandes der GebärdensprachdolmetscherInnen 
Deutschlands (BGSD) e. V. entsprechen, zu laden bzw. in das Dolmetscherver-
zeichnis aufzunehmen.

Stellungnahme der Landesregierung

	� Die unterschiedliche Behandlung von Laut- und Gebärdensprachdolmetschern 
ist bundesrechtlich vorgegeben, weil das Gerichtsdolmetschergesetz nur (Laut-
sprachen-)Dolmetscher im Sinne des § 185 GVG erfasst. Aus kompetenzrecht-
lichen Gründen sieht sich das Land daran gehindert, Gebärdensprachdolmet-
scher als Gerichtsdolmetscher zu bezeichnen: die Nomenklatur ist durch das 
Gerichtsdolmetschergesetz vorgegeben und sollte bundesweit einheitlich blei-
ben. Ebenfalls aus Gründen der grundgesetzlichen Kompetenzverteilung kann 
das Land die bundesweite Geltung einer landesrechtlichen Beeidigung nicht 
anordnen.

	� Die künftigen, als strenger empfundenen Vorgaben resultieren aus dem ange-
strebten Gleichlauf mit dem Gerichtsdolmetschergesetz. Wie in der Begrün-
dung zu Artikel 2 Nummern 2 bis 9 ausgeführt, will die Landesregierung unter-
schiedliche Vorgaben vermeiden und alle Sprachmittler gleichen Anforderun-
gen unterwerfen.

	� In das Dolmetscherverzeichnis aufgenommen werden ohnehin nur allgemein 
beeidigte Gebärdensprachdolmetscher. Den Gerichten steht es frei, auch nicht 
beeidigte Dolmetscher heranzuziehen.

�Der Bundesverband der Dolmetscher und Übersetzer (BDÜ) Landesverband Ba-
den-Württemberg e. V. begrüßt den Gesetzentwurf und insbesondere die künftig 
bundeseinheitliche Regelung der allgemeinen Beeidigung, die künftige Befristung 
mit Verlängerungsmöglichkeit sowie den Schutz der neuen Berufsbezeichnungen, 
auch durch den neuen Bußgeldtatbestand. Er regt im Zusammenhang mit dem 
elektronischen Rechtsverkehr – wie auch der Fachverband der Berufsübersetzer 
und Berufsdolmetscher e. V. ATICOM und der VVDÜ Verein der Vereidigten 
Dolmetscher und Übersetzer in Hamburg e. V. – zum einen an, dem hinzugezoge-
nen Dolmetscher die verfahrensrelevanten Schriftstücke elektronisch zugänglich 
zu machen; für ein – generelles – Akteneinsichtsrecht setzen sich auch ein der 
Fachverband der Berufsübersetzer und Berufsdolmetscher e. V. ATICOM und der 
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VVDÜ Verein der Vereidigten Dolmetscher und Übersetzer in Hamburg e. V. Zum 
anderen möchte der Verband, dass in dem jeweiligen Verzeichnis beim Landge-
richt verzeichnet wird, wenn der jeweilige Dolmetscher oder Übersetzer über ein 
eBO verfügt. 
Weiter möchte der Verband die persönliche Leistungserbringung und die vorran-
gige Heranziehung allgemein beeidigter Sprachmittler landesgesetzlich festschrei-
ben; letzteres fordern auch der Fachverband der Berufsübersetzer und Berufsdol-
metscher e. V. ATICOM und der VVDÜ Verein der Vereidigten Dolmetscher und 
Übersetzer in Hamburg e. V. In das Dolmetscherverzeichnis sollten zudem nur 
natürliche Personen aufgenommen werden, keine Dolmetscheragenturen.

Stellungnahme der Landesregierung

	� Nach den bundesgesetzlichen Vorschriften ist über die Akteneinsicht Dritter 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden; Rechtsänderungen in diesem 
Bereich fallen in die Gesetzgebungskompetenz des Bundes. Die Angabe im 
Verzeichnis, dass ein eBO vorhanden ist, erfordert keine gesetzliche Regelung: 
nach § 9 Absatz 1 Satz 3 GDolmG können mit Einwilligung des Antragstellers 
weitere Daten verarbeitet werden. 

	� Eine Vorrangregelung für allgemein beeidigte Dolmetscher sieht das Bundes-
recht nicht vor. Eine solche ist auch landesrechtlich nicht angezeigt. Soweit 
die Forderung nach „persönlicher Leistungserbringung“ meint, dass nur na-
türliche Personen und nicht etwa Dolmetscheragenturen als Dolmetscher be-
stellt werden, dürfte ein Missverständnis vorliegen: Dolmetscher im Sinne 
des § 185 GVG ist nur eine natürliche Person und auch allgemein beeidigt 
werden nur natürliche Personen. Da die Verzeichnisse nur beeidigte Sprach-
mittler verzeichnen, ist es ausgeschlossen, dass Dolmetscheragenturen in den 
gerichtlichen Dolmetscherverzeichnissen als Dolmetscher aufgeführt werden. 
Jedoch dürfen Geschäfts- oder Firmendaten hinterlegt werden. Ein beeidigter 
Dolmetscher kann daher die Aufnahme des ihn beschäftigenden Unternehmens 
als Firmen- oder Geschäftsanschrift in das Verzeichnis bzw. die bundesweite 
Dolmetscher- und Übersetzerdatenbank verlangen.

Der Anwaltsverband Baden-Württemberg ist mit den geplanten Regelungen wei-
testgehend einverstanden. Er kritisiert aber – mit dem Fachverband der Berufs-
übersetzer und Berufsdolmetscher e. V. ATICOM und dem VVDÜ Verein der 
Vereidigten Dolmetscher und Übersetzer in Hamburg e. V. –, dass das unbefugte 
Titelführen bei Sachverständigen eine Straftat (§ 132a StGB), bei Sprachmittlern 
hingegen nur eine Ordnungswidrigkeit sei.

Stellungnahme der Landesregierung

	 Die Schaffung eines Straftatbestandes obliegt dem Bund.

Der Fachverband der Berufsübersetzer und Berufsdolmetscher e. V. ATICOM und 
der VVDÜ Verein der Vereidigten Dolmetscher und Übersetzer in Hamburg e. V. 
merken einerseits an, dass Beeidigungsvorgaben nicht in die Bildungshoheit der 
Länder eingreifen dürften, fordern andererseits aber zugleich bundesweit einheit-
liche Qualitätsstandards. Sie verlangen weiter, dass Sprachmittler über die Veröf-
fentlichung ihrer personenbezogenen Daten mitentscheiden können. Die Verbände 
kritisieren zudem die der Darstellung des Erfüllungsaufwands zugrunde gelegten 
Zahlen. Sie regen schließlich an, den Begriff des beeidigten Urkundenübersetzers 
zu ersetzen durch „beeidigter Rechtsübersetzer“ oder „beeidigter Justizüberset-
zer“ sowie den Tätigkeitsbereich des Gebärdensprachdolmetschers zu definieren.

Stellungnahme der Landesregierung

	� Im Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes und von Verfah-
rensgesetzen der ordentlichen Gerichtsbarkeit wird nur die Beeidigung gere-
gelt. Bezüglich der – in die Kompetenz der Kultusressorts fallenden – Re-
gelungen über die Ausbildung und Prüfung von Sprachmittlern wird auf die 
Rahmenvereinbarung der Kultusministerkonferenz zur Durchführung und An-
erkennung von Prüfungen für Übersetzer und Übersetzerinnen, Dolmetscher 
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und Dolmetscherinnen und Dolmetscher für Deutsche Gebärdensprache und 
Dolmetscherinnen für Deutsche Gebärdensprache vom 17. Dezember 2020 
verwiesen, die bundesweit einheitliche Prüfungsstandards festschreibt.

	� Die Veröffentlichung von personenbezogenen Daten im Internet, etwa in der 
bundesweiten Dolmetscher- und Übersetzerdatenbank, erfolgt nach § 9 Absatz 4 
GDolmG mit Einwilligung des Antragstellers, dessen Rechte damit gewahrt sind.

	� Der Berechnung des Erfüllungsaufwands wurde eine geschätzte Quote von 80 % 
möglicher Neubeeidigungen zugrunde gelegt; der Mehraufwand wurde berück-
sichtigt. Auf die Darstellung des Erfüllungsaufwands wird insoweit verwiesen.

	� Soweit die Verbände fordern, die bisher beeidigten Urkundenübersetzer ohne 
„erneute“ Prüfung zu beeidigen, muss klargestellt werden: das Ablegen einer 
Prüfung ist nur erforderlich, wenn ein Antragsteller, der bisher keine Prüfung 
nachweisen kann, nach den neuen Vorgaben (erneut) beeidigt werden möchte. 
Bereits beeidigte Sprachmittler, die schon eine Prüfung abgelegt haben, können 
sich mit diesem Prüfungsnachweis neu beeidigen lassen, ohne dass eine er-
neute Prüfung abgelegt werden muss, wenn die schon bestandene Prüfung den 
neuen Vorgaben in § 3 Absatz 2 GDolmG entspricht.

	� Bei der Bezeichnung Urkundenübersetzer handelt es sich um einen eingeführ-
ten Begriff, der in Einklang mit § 142 Absatz 3 ZPO steht und beibehalten 
werden soll. Der Tätigkeitsbereich des Gebärdensprachdolmetschers ergibt sich 
schließlich aus dem Verweis auf § 186 Absatz 2 GVG (§ 14a Absatz 1 Satz 1 
AGGVG-E).

Der Verband allgemein beeidigter Verhandlungsdolmetscher und öffentlich be-
stellter und beeidigter Urkundenübersetzer in Baden-Württemberg e. V. (VVU) 
begrüßt die einheitliche Verwendung des Begriffs „Gerichtsdolmetscher“ und die 
Beibehaltung der Zuständigkeit der Landgerichte für die Beeidigung. Er hält je-
doch die allgemeine Beeidigung von Gebärdensprachdolmetschern für sinnlos, 
sofern der Wegfall der Berufungsmöglichkeit bundesgesetzlich nicht rückgängig 
gemacht wird. Der Verband bedauert sodann, dass das baden-württembergische 
Eignungsfeststellungsverfahren nicht beibehalten wird. Schließlich fordert er, die 
Gebühren für die erneute Beeidigung gegenüber den Gebühren für die Erstbeeidi-
gung zu senken, weil die Neubeeidigung den Sprachmittlern aufgezwungen sei.

Stellungnahme der Landesregierung

	� An der allgemeinen Beeidigung von Gebärdensprachdolmetschern wird aus 
den in der Gesetzesbegründung genannten Gründen festgehalten. Eine Beru-
fung auf den allgemein geleisteten Eid bleibt bis zum Ablauf der Übergangs-
frist am 11. Dezember 2024 möglich. Es bleibt abzuwarten, ob der Bund der 
Empfehlung der Justizministerkonferenz vom 1. Juni 2022 (TOP I.13) folgen 
wird, die Berufungsmöglichkeit für Gebärdensprachdolmetscher beizubehal-
ten.

	� Der Wegfall des Eignungsfeststellungsverfahrens ist der Anpassung des Lan-
desrechts an das Gerichtsdolmetschergesetz des Bundes geschuldet. Dort ist 
ein Eignungsfeststellungsverfahren nicht vorgesehen. Die Beeidigung erfolgt 
künftig entweder auf Grundlage einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Prüfung oder auf Grundlage eines alternativen Befähigungsnachweises.

	� Der Forderung nach einer Senkung der Gebühren für die erneute Beeidigung ist 
entgegenzutreten. Der bei der Neubeeidigung entstehende Aufwand entspricht 
dem der erstmaligen Beeidigung, weil die fachlichen und persönlichen Voraus-
setzungen der Beeidigung erneut geprüft werden. Es ist daher erforderlich und 
angemessen, die gleiche Gebühr zu erheben, zumal diese mit 75 Euro auch 
im Ländervergleich moderat ausfällt und im Zuge der Anpassung des Landes-
rechts an das Gerichtsdolmetschergesetz auch nicht erhöht wurde.
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c)	�Zu Artikel 6 bis 8 (Änderung des Rechtsanwaltsversorgungsgesetzes, des Steu-
erberaterversorgungsgesetzes und des Notarversorgungsgesetzes)

Die Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen e. V. sieht 
die Erforderlichkeit, korrespondierende Regelungen der Länder einzuführen, um 
sicherzustellen, dass die Ersuchen der Gerichtsvollzieher nicht ins Leere gehen. 
Die Auskunftsansprüche dürften aber gegenüber denen bei der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nicht überschießend sein, was durch eine Spiegelung der Rege-
lung in § 74a Absatz 2 und 3 (in der Fassung ab 1. November 2022) und § 4 
Absatz 3 SGB X oder durch eine Verweisung hierauf gewährleistet werden kön-
ne. Der Entwurf bilde weder die Voraussetzungen für eine Anfrage noch die Art 
der Übermittlung ab. Zudem sei der Entwurf im Sinne einer Datenübermittlungs-
pflicht, nicht als reine Datenübermittlungsbefugnis ausgestaltet. Mit Blick auf die 
Erweiterung auf alle „öffentlichen Stellen“ dürften die Vorschriften zur Amtshilfe 
in den Verwaltungsverfahrensgesetzen des Bundes und der Länder abschließende 
Rechtsgrundlagen bereitstellen. 

Stellungnahme der Landesregierung

	� Der Regelungswortlaut beruht auf einem Vorschlag des Bundesministeriums 
der Justiz, der im Länderkreis auf breite Zustimmung gestoßen ist. Im Ver-
gleich zur Regelung des § 74a Absatz 2 und 3 SGB X wurde dabei der Vorteil 
zu Recht darin gesehen, dass der Wortlaut abstrakter gefasst ist. Grenzen wer-
den bereits nach der Zivilprozessordnung gesetzt, da ein Ersuchen gegenüber 
einer berufsständischen Versorgungseinrichtung gemäß § 755 Absatz 2 ZPO 
nur nachrangig möglich ist und § 802l Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 Buchstabe b 
und c ZPO ausdrücklich voraussetzt, dass der Meldebehörde keine derzeitige 
Anschrift des Schuldners bekannt ist. Ergänzend sind die Regelungen der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grundverordnung) zu beachten.

	� Auch ein Verweis auf § 4 Absatz 3 Nummer 2 und 3 SGB X – wie in § 74a 
Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 3 Halbsatz 2 SGB X in der Fassung ab 1. No-
vember 2022 – erscheint entbehrlich, da kaum vorstellbar erscheint, dass das 
Versorgungswerk eine Auskunft nur mit unverhältnismäßig großem Aufwand 
leisten könnte oder die Auskunftserteilung die Erfüllung seiner eigenen Auf-
gaben ernstlich gefährden würde. 

	� Eine konkrete Form der Übermittlung sieht der Entwurf aus Gründen der Prak-
tikabilität nicht vor. Insoweit soll es der Praxis überlassen bleiben, welche 
(technische) Form der Übermittlung sich am geeignetsten erweist. 

	� Die Regelungen sind im Übrigen gerade deshalb – bei Vorliegen der gesetz-
lichen Voraussetzungen – als Datenübermittlungspflicht ausgestaltet, um das in 
der Begründung angesprochene „Leerlaufen“ der bundesgesetzlichen Regelun-
gen auszuschließen (vgl. auch Bundestagsdrucksache 19/29398, S. 4). 

	� Die allgemeinen Vorschriften der Amtshilfe können schließlich zwar gegen-
über einer Hilfe ersuchenden Stelle ebenfalls eine Datenübermittlung zur Folge 
haben, sie enthalten jedoch nicht ohne weiteres auch die datenschutzrechtlich 
notwendige Befugnis für die Übermittlung personenbezogener Daten an Drit-
te (vgl. Stelkens/Bonk/Sachs/Schmitz, VwVfG, 9. Aufl. 2018, § 4 Rn. 9; Be-
ckOK VwVfG/Funke-Kaiser, 55. Edition, Stand: 1. April 2022, § 5 Rn. 56). 
Vor diesem Hintergrund wird in der Gesetzesbegründung ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass anderweitige Vorschriften zu Auskunftsersuchen von der Re-
gelung nicht berührt werden.

Der Anwaltsverband Baden-Württemberg weist darauf hin, dass Anschriften der 
Mitglieder vorrangig bei den berufsrechtlichen Kammern, den Krankenkassen, 
den Verwaltungsberufsgenossenschaften und den Finanzämtern verfügbar sein 
müssten. 

Stellungnahme der Landesregierung

	� Die landesgesetzliche Änderung zu den berufsständischen Versorgungswerken 
folgt dem Gesetz zur Verbesserung des Schutzes von Gerichtsvollziehern vor 
Gewalt sowie zur Änderung weiterer zwangsvollstreckungsrechtlicher Vor-
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schriften und zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes, welches einen Daten-
abruf bei den berufsständischen Versorgungseinrichtungen in den Blick nimmt. 
Hintergrund der bundesgesetzlichen Regelung war, die Informationsmöglich-
keiten der Gerichtsvollzieher – als zuständigen Vollstreckungsorganen für die 
Ermittlung von Schuldnervermögen – entsprechend den Fällen der gesetzlichen 
Rentenversicherung auszugestalten. Vorrangige Ermittlungsmethoden wurden 
dabei in § 755 Absatz 1, § 802l Absatz 1 Satz 2 ZPO und § 98 Absatz 1a Satz 1 
InsO (in der ab 1. November 2022 geltenden Fassung) gesetzlich konkretisiert. 
Mit Blick auf diese bundesgesetzlichen Grundlagen soll die Neuregelung (le-
diglich) die berufsständischen Versorgungseinrichtungen erfassen.

Das Notarversorgungswerk Baden-Württemberg hat über die Stellungnahme der 
Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen e. V. hinausge-
hend darauf hingewiesen, dass Notare keinen Arbeitgeber haben und Notarasses-
soren in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stehen. Es hat weiter die 
Schaffung einer gesetzlichen Verpflichtung der Notarkammer Baden-Württem-
berg zur Amtshilfe parallel zu den Vorschriften der §§ 15 RAVG und 15 StBVG 
angeregt. Die hierzu angehörte Notarkammer Baden-Württemberg sieht eine der-
artige Regelung ebenfalls als erforderlich an und hat gegen die Schaffung einer 
solchen gesetzlichen Verpflichtung keine Bedenken geäußert.

Stellungnahme der Landesregierung

	� Die Anmerkungen sind zutreffend und werden in der gegenüber dem Anhö-
rungsmodus modifizierten Fassung von § 15a Satz 1 Nummer 3 NotVG und 
dem neu eingefügten § 15b NotVG berücksichtigt. 

d)	�Zu Artikel 12 (Änderung des Baden-Württembergischen Ausführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch)

Der Präsident eines Landgerichts merkt an, dass § 45 AGBGB erst dann entbehr-
lich wird, wenn das Bundesministerium der Justiz von der in § 240a BGB enthal-
tenen Verordnungsermächtigung Gebrauch gemacht hat.

Stellungnahme der Landesregierung

	� Die Anmerkung ist zutreffend. Nachdem das Bundesministerium der Justiz die 
Landesjustizverwaltungen bereits im April dieses Jahres zu dem Referentenent-
wurf einer auf Grund des § 240a BGB zu erlassenden Verordnung beteiligt hat, 
geht die Landesregierung allerdings davon aus, dass das Bundesministerium 
der Justiz eine solche Verordnung rechtzeitig zum 1. Januar 2023 erlassen wird.

3.	Sonstige Einzelanregungen

a)	Zu Artikel 1 (Änderung des Hinterlegungsgesetzes)

Die Direktorin eines Amtsgerichts merkt an, dass man bei der Einführung der e-
Akte wegen der zahlreichen Altverfahren von einer elektronischen Nacherfassung 
absehen solle.

Stellungnahme der Landesregierung

	� Eine elektronische Nachdigitalisierung der zum Stichtag bereits anhängigen 
Verfahren in der elektronischen Akte ist nicht vorgesehen. Die Einführung der 
elektronischen Akte betrifft Neueingänge ab Festlegung eines Stichtags.

Der Anwaltsverband Baden-Württemberg ist der Auffassung, dass sich Synergie-
effekte und Kosteneinsparungen bei der Nutzung vorhandener elektronischer Inf-
rastruktur bei den Amtsgerichten in geringeren Gebühren in Hinterlegungsverfah-
ren widerspiegeln sollten.
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Stellungnahme der Landesregierung

	� Die überwiegende Zahl der Hinterlegungsverfahren betreffen Geldhinter-
legungen. Diese sind gebührenfrei. Den in Ziff. 3.1 bis 3.4 des Gebühren-
verzeichnisses nach § 1 Absatz 2 LJKG bestimmten Gebührentatbeständen 
liegen jeweils individuell zurechenbare öffentliche Leistungen zugrunde, die 
sich als verfahrensrechtlich atypische Sonderkonstellationen auszeichnen. 
Durch die erhobenen Gebühren sollen diese Leistungen im Hinblick auf die 
hierfür erforderlichen Personalkosten jedenfalls zum Teil gedeckt werden. 
Signifikante Sachkosteneinsparungen im Hinblick auf die mit diesen Gebüh-
rentatbeständen abgedeckten Leistungen sind durch die Einführung des elek-
tronischen Rechtsverkehrs mit den Hinterlegungsstellen nicht zu erwarten. 
Um eine übermäßige Inanspruchnahme im Einzelfall zu verhindern, sehen 
die Gebührentatbestände in Hinterlegungssachen im LJKG – mit Ausnahme 
der Pauschalleistung in Ziff. 3.2 – überdies keine Festgebühren vor, sondern 
einen Gebührenrahmen.

b)	Zu Artikel 2 Nummer 2 bis 9 (Änderung der §§ 14 ff. AGGVG)

Der Anwaltsverband Baden-Württemberg schlägt vor, dass Gerichtsdolmetscher 
künftig einen amtlich bebilderten Ausweis erhalten sollen, der bevorzugten Ein-
lass bei Gericht ermöglicht.

Stellungnahme der Landesregierung

	� Der Vorschlag wird nicht aufgegriffen. Ein Regelungsbedarf besteht nicht. Der 
Landesregierung sind keine grundsätzlichen Probleme im Zusammenhang mit 
dem Zutritt von Dolmetschern zu Gerichtsgebäuden bekannt.

Der Fachverband der Berufsübersetzer und Berufsdolmetscher e. V. ATICOM und 
der VVDÜ Verein der Vereidigten Dolmetscher und Übersetzer in Hamburg e. V. 
regen an, § 190 GVG ersatzlos zu streichen.

Stellungnahme der Landesregierung

	� Änderungen des Gerichtsverfassungsgesetzes unterfallen der Gesetzgebungs-
kompetenz des Bundes.

Der Verband allgemein beeidigter Verhandlungsdolmetscher und öffentlich be-
stellter und beeidigter Urkundenübersetzer in Baden-Württemberg e. V. (VVU) 
fordert, die „Beglaubigung vorliegender Übersetzungen“ in § 15 Absatz 1 
AGGVG zu streichen. Die Regelung bedeute eine „Umgehung der gesetzgebe-
rischen Entscheidung in § 142 Absatz 3 ZPO“. Zudem bestehe bei der Beglau-
bigung einer fremden Übersetzung keine Gewähr für die Richtigkeit der Über-
setzung und sei die Abgrenzung zwischen einer qualitativ schlechten und einer 
unrichtigen Übersetzung schwer zu treffen.

Stellungnahme der Landesregierung

	� Der Vorschlag wird nicht aufgegriffen. § 15 Absatz 1 AGGVG in seiner bis-
herigen und künftigen Fassung regelt lediglich den Umfang der landesrecht-
lichen Beeidigung von Urkundenübersetzern; § 142 Absatz 3 ZPO bleibt von 
der Regelung unberührt. Aber auch die weiteren Argumente begründen keinen 
Regelungsbedarf. Ob die Weitergabe von Texten datenschutzrechtlich zulässig 
ist, ist unabhängig von der kritisierten Regelung zu prüfen. Inwieweit das Ar-
gument, dass nicht öffentlich bestellte Übersetzer nicht verschwiegenheitsver-
pflichtet seien, im Zusammenhang mit dem Regelungsanliegen steht, erschließt 
sich nicht: ob ein öffentlich bestellter oder ein nicht öffentlich bestellter Über-
setzer beauftragt wird, hängt nicht von der hier in Rede stehenden Vorschrift 
ab. Schließlich wäre die Streichung der Vorschrift nicht geeignet, dem beklag-
ten „Missbrauch“ entgegenzuwirken: weder befördert die Vorschrift ein Fehl-
verhalten Einzelner noch würde deren Wegfall dieses verhindern. Es versteht 
sich von selbst, dass öffentlich bestellte und beeidigte Urkundenübersetzer die 
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Richtigkeit und Vollständigkeit einer vorliegenden Übersetzung nur beglaubi-
gen können, wenn sie diese fachlich nachvollzogen haben.

c)	Zu Artikel 3 (Änderung des Landesjustizkostengesetzes)

Das Oberlandesgericht Karlsruhe regt an, den Gesetzesentwurf in Bezug auf das 
Landesjustizkostengesetz zu ergänzen und ehrenamtliche Betreuer von der Zah-
lung einer Gebühr für die – ab dem 1. Januar 2023 einzuholende – Auskunft aus 
dem zentralen Schuldnerverzeichnis nach § 882b ZPO zu befreien.

Stellungnahme der Landesregierung

	� Die Landesregierung sieht hier ebenfalls Handlungsbedarf und hat die Anre-
gung durch Änderung der Nummer 2.3 (Anmerkung) der Anlage (Gebühren-
verzeichnis) zum Landesjustizkostengesetz aufgegriffen (Artikel 3 Nummer 4 
Buchstabe a). Auf die Begründung zu Artikel 3 Nummer 4 Buchstabe a wird 
verwiesen.

4.	�Die Beauftragte der Landesregierung für die Belange von Menschen mit Be-
hinderungen

Die Beauftragte der Landesregierung für die Belange von Menschen mit Behinde-
rungen hat keine Einwendungen erhoben.

5.	�Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Ba-
den-Württemberg

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit hat keine 
Einwendungen erhoben.

6.	Normenkontrollrat und Normenprüfungsausschuss

Die vorgeschlagenen redaktionellen beziehungsweise rechtsförmlichen Änderun-
gen des Normenprüfungsausschusses wurden weitgehend übernommen.
Der Normenkontrollrat Baden-Württemberg hat keine Einwendungen gegen die 
Darstellung des Erfüllungsaufwands erhoben.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3275

59



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3275

60



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3275

61



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3275

62



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 3275

63


